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Aktivseite Jahresbilanz zum 31. Dezember 2025
31.12.2024

EUR EUR EUR TEUR
1. Barreserve

a) Kassenbestand 10.874.704,12 9.293
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 14.203.363,67 13.748

25.078.067,79 23.041
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche  Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0
b) Wechsel 0,00 0

0,00 0
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 64.067.843,79 58.240
b) andere Forderungen 156.375.625,43 181.499

220.443.469,22 239.738
4. Forderungen an Kunden 667.047.549,50 654.380

darunter:
durch Grundpfandrechte gesichert 182.958.220,14 EUR ( 180.259 )
Kommunalkredite 71.160.727,59 EUR ( 70.760 )

5. Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten 0,00 0
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 EUR ( 0 )

ab) von anderen Emittenten 0,00 0
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 0,00 EUR ( 0 )

0,00 0
b) Anleihen und Schuldverschreibungen

ba) von öffentlichen Emittenten 55.056.302,06 64.855
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 55.056.302,06 EUR ( 64.855 )

bb) von anderen Emittenten 342.879.426,93 282.618
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 269.945.704,81 EUR ( 208.876 )

397.935.728,99 347.473
c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 0

Nennbetrag 0,00 EUR ( 0 )
397.935.728,99 347.473

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 242.933.235,00 243.023
6a. Handelsbestand 0,00 0
7. Beteiligungen 13.239.757,26 12.818

darunter:
an Kreditinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 935.181,25 EUR ( 823 )
an Wertpapierinstituten 0,00 EUR ( 0 )

8. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0
darunter:
an Kreditinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Finanzdienst-
leistungsinstituten 0,00 EUR ( 0 )
an Wertpapierinstituten 0,00 EUR ( 0 )

9. Treuhandvermögen 2.244.621,53 2.682
darunter:
Treuhandkredite 2.244.621,53 EUR ( 2.682 )

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich
Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0,00 0

11. Immaterielle Anlagewerte
a) Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte

und ähnliche Rechte und Werte 0,00 0
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 0,00 5

c) Geschäfts- oder Firmenwert 0,00 0
d) geleistete Anzahlungen 0,00 0

0,00 5
12. Sachanlagen 11.991.527,47 11.975
13. Sonstige Vermögensgegenstände 479.383,17 7.560
14. Rechnungsabgrenzungsposten 189.276,03 616

Summe der Aktiva 1.581.582.615,96 1.543.311



Passivseite
31.12.2024

EUR EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 14.975,35 18
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 26.661.787,85 27.562

26.676.763,20 27.580
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von drei Monaten 289.827.385,58 301.040
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von mehr als drei Monaten 0,00 0
289.827.385,58 301.040

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig 1.026.881.760,42 967.490
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 34.213.013,35 51.147

1.061.094.773,77 1.018.637
1.350.922.159,35 1.319.677

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0

darunter:
Geldmarktpapiere 0,00 EUR ( 0 )
eigene Akzepte und
Solawechsel im Umlauf 0,00 EUR ( 0 )

0,00 0
3a. Handelsbestand 0,00 0
4. Treuhandverbindlichkeiten 2.244.621,53 2.682

darunter:
Treuhandkredite 2.244.621,53 EUR ( 2.682 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten 2.326.433,23 1.398
6. Rechnungsabgrenzungsposten 46.786,79 88
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 10.828.155,00 11.018
b) Steuerrückstellungen 2.207.200,00 596
c) andere Rückstellungen 5.131.928,21 5.136

18.167.283,21 16.750
8. (weggefallen)
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 0,00 0

10. Genussrechtskapital 0,00 0
darunter:
vor Ablauf von zwei Jahren fällig 0,00 EUR ( 0 )

11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 71.335.000,00 66.225
darunter:
Sonderposten nach § 340e Abs. 4 HGB 0,00 EUR ( 0 )

12. Eigenkapital
a) gezeichnetes Kapital 0,00 0
b) Kapitalrücklage 0,00 0
c) Gewinnrücklagen

ca) Sicherheitsrücklage 108.912.909,58 108.067
cb) andere Rücklagen 0,00 0

108.912.909,58 108.067
d) Bilanzgewinn 950.659,07 846

109.863.568,65 108.913

Summe der Passiva 1.581.582.615,96 1.543.311

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 9.348.033,14 9.438
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 0,00 0

9.348.033,14 9.438
2. Andere Verpflichtungen

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften 0,00 0
b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen 0,00 0
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 18.644.106,31 25.828

18.644.106,31 25.828



Gewinn- und Verlustrechnung 1.1.-31.12.2024

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025 EUR EUR EUR TEUR

1. Zinserträge aus 
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 23.221.194,85 23.905

darunter:
aus der Abzinsung von Rückstellungen 20.079,00 EUR ( 10 )

b) festverzinslichen Wertpapieren 
und Schuldbuchforderungen 7.840.217,01 5.479

31.061.411,86 29.384
2. Zinsaufwendungen 5.989.633,12 6.970

darunter:
abgesetzte positive Zinsen 1.272,48 EUR ( 1 )
aus der Aufzinsung von Rückstellungen 230.476,65 EUR ( 207 )

25.071.778,74 22.414
3. Laufende Erträge aus

a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 3.882.177,06 3.913
b) Beteiligungen 1.012.850,06 778
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 0,00 0

4.895.027,12 4.691
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab-

führungs- oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0
5. Provisionserträge 10.500.855,06 10.508
6. Provisionsaufwendungen 539.450,88 467

9.961.404,18 10.041
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handelsbestands 0,00 0
8. Sonstige betriebliche Erträge 1.183.662,87 2.092
9. (weggefallen)

41.111.872,91 39.239
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 12.528.404,94 11.712
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für Unterstützung 3.220.521,94 2.836
darunter:
für Altersversorgung 402.075,17 EUR ( 493 )

15.748.926,88 14.548
b) andere Verwaltungsaufwendungen 8.236.224,30 6.860

23.985.151,18 21.408
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 936.438,46 980
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 875.641,41 1.645
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 5.339.474,34 4.036

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und
bestimmten Wertpapieren sowie aus der Auflösung
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 0,00 0

5.339.474,34 4.036
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen
und wie Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 0,00 394

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen,
Anteilen an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelten Wertpapieren 1.068.601,87 0

1.068.601,87 394
17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0
18. Zuführungen zum Fonds für allgemeine Bankrisiken 5.110.000,00 6.975
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 5.933.769,39 3.801
20. Außerordentliche Erträge 0,00 0
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 0
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 4.925.247,49 2.928
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 57.862,83 28

4.983.110,32 2.956
25. Jahresüberschuss 950.659,07 846
26. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0,00 0

950.659,07 846
27. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) aus anderen Rücklagen 0,00 0

0,00 0
950.659,07 846

28. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) in andere Rücklagen 0,00 0

0,00 0
29. Bilanzgewinn 950.659,07 846
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A. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN

Der Jahresabschluss der Kreissparkasse Gotha zum 31. Dezember 2025 wurde nach den Vor-
schriften des Handelsgesetzbuches (HGB) und der Verordnung über die Rechnungslegung der
Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierinstitute (RechKredV) aufge-
stellt. Um die Transparenz der Rechnungslegung zu erhöhen, haben wir in Teilbereichen Vorjah-
resangaben über die gesetzlich vorgesehenen Angaben hinaus gemacht.

Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden gemäß dem Wahlrecht des § 340e Abs. 2 HGB
zum Nennwert ausgewiesen, wobei ein eventueller Unterschiedsbetrag zwischen Nennwert und
Auszahlungsbetrag als Rechnungsabgrenzungsposten bilanziert und zeitanteilig aufgelöst
wird. Erforderliche Wertberichtigungen werden vom Forderungsbestand abgesetzt. Die Vor-
sorge für Risiken im Kreditgeschäft umfasst Wertberichtigungen und Rückstellungen für alle
akuten und latenten Ausfallrisiken.

Für die im Rahmen unserer Kreditprozesse insbesondere zur Forderungsbewertung identifizier-
ten akuten Ausfallrisiken werden Einzelwertberichtigungen gebildet. Die Höhe der Einzelwert-
berichtigung entspricht i. d. R. dem Blankokreditanteil des ausfallgefährdeten Kreditengage-
ments. Sicherheiten werden dabei mit ihrem erwarteten Realisationswert berücksichtigt.

Den latenten Ausfallrisiken wird durch eine pauschale Risikovorsorge in Form von Wertberichti-
gungen und Rückstellungen Rechnung getragen, die wir auf Basis der Stellungnahme
IDW RS BFA 7 bewertet haben. Dabei haben wir mit der in der internen Risikosteuerung einge-
setzten Anwendung CreditPortfolioView den erwarteten Verlust für einen 12-Monatszeitraum
ohne Anrechnung einer Bonitätsprämie berechnet. Grundlage dieser Berechnung waren insbe-
sondere die mit unseren Ratingverfahren auf Grundlage der Vergangenheit ermittelten Ausfall-
wahrscheinlichkeiten der Kreditnehmer für einen 12-Monatszeitraum und die im Rahmen der
Kreditprozesse bewerteten Sicherheiten. Kreditnehmer, die im Rahmen der internen Risikosteu-
erung im Hinblick auf einen Ausfall als risikolos betrachtet werden, wurden auch für die handels-
bilanzielle Betrachtung entsprechend behandelt. Die im Rahmen der Berechnung der pauscha-
len Risikovorsorge verwendeten Parameter spiegeln nach unserer Einschätzung die Risikositu-
ation zum Abschlussstichtag ausreichend wider.

Wir haben als Voraussetzung für die Anwendung der Bewertungsvereinfachung im Rahmen der
Kreditvergabe sichergestellt, dass die Konditionenvereinbarung unter Berücksichtigung einer
risikoadäquaten Bonitätsprämie erfolgt, deren Höhe sich an dem erwarteten Verlust über die
Restlaufzeit orientiert. Diese Ausgeglichenheitsannahme haben wir zum Bilanzstichtag über-
prüft. Dabei haben wir auch im Rahmen eines Stichtagsvergleichs die Entwicklung des mit
CreditPortfolioView für die Restlaufzeit berechneten erwarteten Verlusts des Portfolios (sog.
Lifetime Expected Loss) analysiert. Die Grundlagen der Berechnungen entsprechen im Wesent-
lichen der Ermittlung des erwarteten Verlusts für einen 12-Monatszeitraum. Danach kann die
Ausgeglichenheit weiter angenommen werden.

Der Ausweis der Pauschalwertberichtigungen erfolgt als Risikovorsorge zu den Forderungen an
Kunden (Aktivposten 4). Die für Eventualverbindlichkeiten sowie unwiderrufliche Kreditzusagen
ermittelten Pauschalwertberichtigungen werden von den Unterstrichpositionen abgesetzt und
als pauschale Risikovorsorge in den anderen Rückstellungen (Passivposten 7c) ausgewiesen.
Für widerrufliche Kreditzusagen erfolgt allein der Ausweis als pauschale Risikovorsorge in den
anderen Rückstellungen (Passivposten 7c).
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Für die bei Kreditinstituten bestehenden besonderen Risiken sind zudem versteuerte Vorsor-
gereserven gemäß § 340f HGB und der Fonds für allgemeine Bankrisiken i. S. v. § 340g HGB vor-
handen. Das Wahlrecht gemäß § 340f Abs. 3 HGB wurde in Anspruch genommen.

Strukturierte Finanzinstrumente werden entsprechend den Vorgaben der Stellungnahme zur
Rechnungslegung des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW RS HFA 22)
grundsätzlich einheitlich bilanziert. Eine getrennte Bilanzierung der einzelnen Komponenten
wird dann vorgenommen, wenn das eingebettete Derivat im Vergleich zum Basisinstrument we-
sentlich erhöhte oder zusätzlich andersartige Risiken oder Chancen aufweist und eine einheitli-
che Bilanzierung zu einer unzutreffenden Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
führen würde.

Den Wertpapierbestand unterteilen wir gemäß den handelsrechtlichen Bestimmungen nach
der jeweiligen Zweckbestimmung in Anlagevermögen und Liquiditätsreserve. Die institutsinter-
nen Kriterien für die Einbeziehung von Finanzinstrumenten in den Handelsbestand haben wir
im abgelaufenen Geschäftsjahr nicht geändert.

Die Wertpapiere des Anlagevermögens und der Liquiditätsreserve werden grundsätzlich zu
den Anschaffungskosten bzw. niedrigeren Kurswerten oder den niedrigeren beizulegenden
Werten bilanziert; die Wertpapiere des Anlagevermögens werden im Rahmen des gemilderten
Niederstwertprinzips teilweise zu den über den Zeitwerten liegenden Anschaffungskosten bzw.
den fortgeführten Buchwerten angesetzt. Diesen Ansatz haben wir vorgenommen, um Volatili-
täten der GuV zu vermindern. Ergänzend verweisen wir auf die Angaben zu den Finanzanlagen.

Für die Ermittlung des Bewertungskurses haben wir die festverzinslichen Wertpapiere und wei-
teren Finanzinstrumente daraufhin untersucht, ob zum Bilanzstichtag ein aktiver Markt vor-
liegt. Für die Abgrenzung, ob ein aktiver Markt vorliegt, haben wir die Kriterien zugrunde gelegt,
die in der MiFID II (Markets in Financial Instruments Directive - Richtlinie 2014/65/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014) für die Abgrenzung eines liquiden von
einem illiquiden Markt festgelegt wurden. Auf Basis der genannten Abgrenzungskriterien liegen
für die festverzinslichen Wertpapiere bis auf eine Anleihe mit einem Buchwert von 14,6 Mio EUR
vollständig nicht aktive Märkte vor.

In den Fällen, in denen kein aktiver Markt vorliegt, haben wir die Bewertung anhand von Kursen
vorgenommen, die vom Finanzmarktdatenanbieter London Stock Exchange Group Pricing Ser-
vice, London, bereitgestellt wurden. Diesen Kursen liegt ein Discounted-Cashflow-Modell
zugrunde.

Wertpapiere, für die ein aktiver Markt vorliegt, wurden mit Börsenpreisen oder sonstigen Markt-
preisen bewertet.

Die Anteile an den Wertpapier-Spezialfonds und dem Immobilien-Spezialfonds haben wir zu An-
schaffungskosten oder zum niedrigeren investmentrechtlichen Rücknahmepreis bewertet. Bei
insgesamt 18.385 TEUR Anteilen an offenen Immobilienfonds, die wir der Liquiditätsreserve zu-
geordnet haben, sind vertraglich geregelte Rückgabefristen zu beachten. Bei Nichtbeachtung
dieser Fristen erhebt die Kapitalverwaltungsgesellschaft einen Rückgabeabschlag. Diese Rück-
gabeabschläge berücksichtigen wir bei der Bewertung dann, wenn eine vorfristige Rückgabe der
Anteile beabsichtigt.
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Die Beteiligungen sind mit den Anschaffungskosten bzw. den fortgeführten Buchwerten bilan-
ziert; bei Wertminderung werden Abschreibungen vorgenommen. Ergänzend verweisen wir auf
die Angaben zu den Finanzanlagen.

Die entgeltlich erworbenen immateriellen Anlagewerte und die Sachanlagen bewerten wir zu
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen entspre-
chend der voraussichtlichen Nutzungsdauer in Anlehnung an die von der Finanzverwaltung ver-
öffentlichten Abschreibungstabellen. Bei voraussichtlich dauernder Wertminderung werden au-
ßerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen.

Geringwertige Vermögensgegenstände, deren Anschaffungskosten 250 EUR nicht überstei-
gen, werden aus Vereinfachungsgründen in Anlehnung an die steuerlichen Regelungen im Jahr
der Anschaffung sofort als Aufwand erfasst. Geringwertige Vermögensgegenstände werden bei
Anschaffungskosten zwischen 250 EUR und 800 EUR im Jahr der Anschaffung voll abgeschrie-
ben.

Soweit die Gründe für vorgenommene außerplanmäßige Abschreibungen bzw. für Abschreibun-
gen auf den niedrigeren beizulegenden Wert nicht mehr bestehen, werden Zuschreibungen
nach § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB vorgenommen.

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag bzw. Nominalbetrag passiviert. Der Unter-
schied zwischen Nennbetrag und Ausgabebetrag von Verbindlichkeiten wird in den Rechnungs-
abgrenzungsposten eingestellt und zeitanteilig aufgelöst.

Bei der Bemessung der Rückstellungen haben wir alle ungewissen Verbindlichkeiten und dro-
henden Verluste ausreichend berücksichtigt. Dabei haben wir Einschätzungen vorgenommen,
ob dem Grunde nach rückstellungspflichtige Tatbestände vorliegen und ob nach aktuellen
Erkenntnissen eine Inanspruchnahme zu erwarten ist. Dabei wurde in Einzelfällen auf die Ein-
schätzung externer Sachverständiger zurückgegriffen. Soweit erforderlich haben wir künftige
Preis- und Kostensteigerungen sowie bei Abzinsung der Rückstellungen die Zinssätze entspre-
chend den Veröffentlichungen der Deutschen Bundesbank gemäß der Rückstellungsabzin-
sungsverordnung berücksichtigt. Rückstellungen mit einer ursprünglichen Laufzeit von genau
einem Jahr oder weniger werden nicht abgezinst. Rückstellungen mit einer Ursprungslaufzeit
von über einem Jahr werden dagegen auch bei einer Restlaufzeit von einem Jahr oder weniger
abgezinst. Bei der Ermittlung der im Zusammenhang mit der Rückstellungsbewertung entste-
henden Aufwendungen und Erträge wird davon ausgegangen, dass die Änderung des Abzin-
sungssatzes zum Beginn der Periode eingetreten ist. Für Veränderungen des Verpflichtungsum-
fangs wird die Annahme getroffen, dass diese zum Periodenende eingetreten sind. Erfolge aus
der Änderung des Abzinsungssatzes oder der Restlaufzeit sind hinsichtlich des Passivpostens
7c) �andere Rückstellungen� einheitlich im Aufzinsungsergebnis enthalten und werden demzu-
folge in den GuV-Posten 1 �Zinserträge� und 2 �Zinsaufwendungen� ausgewiesen. Hinsichtlich
des Passivpostens 7a) �Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen� wird der
Effekt aus der Änderung des Abzinsungssatzes zusammen mit den Zuführungen zu den Rück-
stellungen saldiert im GuV-Posten 10 ab) �Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversor-
gung und für Unterstützung� ausgewiesen. Der Effekt aus der Aufzinsung der Vorjahresrückstel-
lung wird in dem GuV-Posten 2 �Zinsaufwendungen� ausgewiesen.

Rückstellungen für Pensionen sind gemäß versicherungsmathematischen Grundsätzen nach
dem Anwartschaftsbarwertverfahren ermittelt. Dabei wurden die Heubeck-Richttafeln 2018 G
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und ein durchschnittlicher Marktzinssatz von 2,05 %, der sich bei einer pauschal angenomme-
nen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt, zugrunde gelegt. Hierbei haben wir den von der Deut-
schen Bundesbank gemäß der Rückstellungsabzinsungsverordnung ermittelten Zinssatz per
31. Oktober 2025 verwendet, wobei dieser auf Basis der aktuellen Erkenntnisse auf den Bilanz-
stichtag fortentwickelt wurde. Der durchschnittliche Marktzins wurde auf Basis der vergangenen
zehn Jahre ermittelt. Erwartete Lohn- und Gehaltssteigerungen wurden mit 3,5 % p. a. berück-
sichtigt, erwartete Steigerungen der Pensionsleistungen mit 3,0 % p. a., Steigerungen der an-
zurechnenden Sozialversicherungsrenten mit 3,0 % p. a. und Steigerungen der anzurechnen-
den ZVK-Rente in der Rentenbezugszeit mit 1,0 % p. a. laut Satzung der ZVK.

Ungeachtet der Tatsache, dass wir vom BGH-Urteil vom 6. Oktober 2021 (XI ZR 234/20) zu
unwirksamen Zinsanpassungsklauseln bei Prämiensparverträgen nicht unmittelbar als Pro-
zessbeteiligte betroffen sind, haben wir die Auswirkungen des BGH-Urteils analysiert und
geprüft. Soweit die von uns abgeschlossenen Sparverträge eine vergleichbare Ausgestaltung
haben, haben wir für eventuelle Zinsansprüche der Kunden die in unserem Jahresabschluss zum
31. Dezember 2024 dotierten Rückstellungen neu bewertet und fortgeführt. Dabei haben wir im
Rahmen einer vernünftigen kaufmännischen Beurteilung die Wahrscheinlichkeit, dass Kunden
aus bereits beendeten, noch nicht verjährten Sparverträgen weitere Zinsansprüche geltend
machen, geschätzt. Für noch laufende Sparverträge werden wir spätestens zum Ende der Ver-
tragslaufzeit eine Abrechnung unter Berücksichtigung der im Urteil des BGH festgelegten
Grundsätze vornehmen. Für den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 haben wir die Ent-
scheidung des BGH vom 9. Juli 2024 zu einem geeigneten Referenzzinssatz berücksichtigt. Für
die aus der bisherigen Vertragslaufzeit sich ggf. ergebenden Zinsnachzahlungen haben wir
unter Berücksichtigung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ebenfalls entspre-
chende Rückstellungen gebildet.

Im Sinne einer einvernehmlichen Lösung sind wir damit fortgefahren, allen unseren betroffenen
Kunden ein Angebot zu unterbreiten, um eventuelle Ansprüche im Wege eines Vergleichs zu
regulieren. Soweit die Kunden den Vergleich angenommen haben bzw. wir eine Annahmeerwar-
tung haben, haben wir die angebotenen Zahlungen bei der Bewertung der Rückstellungen be-
rücksichtigt.

Nach IDW RS BFA 3 n. F. sind die zinsbezogenen Instrumente des Bankbuchs (Zinsbuch) einer
verlustfreien Bewertung zu unterziehen. Zu diesem Zweck werden die zinsbezogenen Vermö-
gensgegenstände und Schulden des Bankbuchs sowie die derivativen Finanzinstrumente, ins-
besondere Zinsswaps, einem Saldierungsbereich zugeordnet. Für diesen ist unter Berücksichti-
gung von voraussichtlich zur Bewirtschaftung des Bankbuchs erforderlichen Aufwendungen
(Refinanzierungs-, Risiko- und Verwaltungskosten) zu prüfen, ob aus den noch zu erwartenden
Zahlungsströmen bis zur vollständigen Abwicklung des Bestands ein Verlust droht. Die Spar-
kasse wendet die barwertige Berechnungsmethode an. Der Barwert ergibt sich aus den zum
Abschlussstichtag abgezinsten Zahlungsströmen des Bankbuchs. Betrags- und Laufzeitinkon-
gruenzen sind mittels fiktiver Geschäfte zu schließen. Auf der Passivseite ist dabei der ange-
nommene individuelle Refinanzierungsaufschlag der Sparkasse zu berücksichtigen. Die künfti-
gen für die vollständige Abwicklung des Bankbuchs benötigten Verwaltungskosten wurden aus
statistischen Daten abgeleitet. Der ermittelte Verwaltungskostensatz wurde auch für die Einbe-
ziehung sogenannter Overheadkosten berücksichtigt. Weiterhin wurden Gebühren und Provisi-
onserträge, die direkt aus den Zinsprodukten resultieren, im Rahmen der verlustfreien Ermitt-
lung des Bankbuchs berücksichtigt. Zum 31. Dezember 2025 ergibt sich kein Verpflichtungs-
überschuss.
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Zinsswaps, die der Steuerung des allgemeinen Zinsänderungsrisikos dienen, werden in die ver-
lustfreie Bewertung des Bankbuchs gemäß der IDW Stellungnahme RS BFA 3 n. F. einbezogen.
Der Ausweis der Zinsabgrenzungen erfolgt saldiert je Zinsswap.
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B. ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ SOWIE ZU DEN
POSTEN UNTER DEM BILANZSTRICH

I. POSTENBEZOGENE ANGABEN

FORDERUNGEN AN KREDITINSTITUTE

a) Forderungen an die eigene Girozentrale

Im Posten Forderungen an Kreditinstitute sind Forderungen an die Landesbank Hessen-Thürin-
gen Girozentrale, Frankfurt am Main und Erfurt, in Höhe von 183.150 TEUR (Vorjahr:
187.481 TEUR) enthalten.

b) Nachrangige Vermögensgegenstände

Im Posten Forderungen an Kreditinstitute sind insgesamt nachrangige Vermögensgegenstände
in Höhe von 11.852 TEUR (Vorjahr: 11.852 TEUR) enthalten. Diese entfallen vollständig auf den
Unterposten �b) andere Forderungen�.

c) Fristengliederung

Restlaufzeit bis
drei Monate

Restlaufzeit von
mehr als

drei Monaten
bis ein Jahr

Restlaufzeit von
mehr als einem

Jahr bis fünf Jahre

Restlaufzeit von
mehr als

fünf Jahren

TEUR TEUR TEUR TEUR

b) andere Forderungen (ohne
Bausparguthaben) 2.500 35.000 110.200 7.800

Von dem Wahlrecht des § 11 Satz 3 RechKredV haben wir Gebrauch gemacht.

FORDERUNGEN AN KUNDEN

a) Beziehungen zu Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

Im Posten Forderungen an Kunden sind Forderungen an Unternehmen, mit denen ein Beteili-
gungsverhältnis besteht, enthalten:

Forderungen an Unternehmen, mit denen
ein Beteiligungsverhältnis besteht

31.12.2025

TEUR

31.12.2024

TEUR

Gesamtbetrag 20.610 15.013

(darunter nachrangige) (-) (-)
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b) Fristengliederung

Restlaufzeit
bis drei
Monate

Restlaufzeit
von mehr als
drei Monaten
bis ein Jahr

Restlaufzeit
von mehr als

einem Jahr bis
fünf Jahre

Restlaufzeit
von mehr als
fünf Jahren

unbestimmte
Laufzeit

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Forderungen an Kunden 16.609 50.575 183.762 390.102 25.857

Von dem Wahlrecht des § 11 Satz 3 RechKredV haben wir Gebrauch gemacht.

SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND ANDERE FESTVERZINSLICHE WERTPAPIERE

a) Börsenfähige Wertpapiere

insgesamt davon: börsennotiert davon: nicht
börsennotiert

darunter: nicht mit dem
Niederstwert bewertet

TEUR TEUR TEUR TEUR

397.936 212.430 185.506 86.278

Nicht mit dem Niederstwert bewertet wurden alle festverzinslichen Wertpapiere des Anlagever-
mögens, die frühestens im Februar 2026 fällig werden.

b) Angaben zu den Finanzanlagen

Für Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere des Anlagevermögens
wurde in folgendem Umfang auf Abschreibungen auf den beizulegenden Zeitwert gemäß § 253
Abs. 3 Satz 6 HGB verzichtet, weil die Wertminderungen nicht als dauerhaft angesehen werden:

31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024 31.12.2024

Buchwert* beizulegender Zeitwert** Buchwert* beizulegender Zeitwert**

TEUR TEUR TEUR TEUR

86.064 83.822 141.708 136.921

* ohne abgegrenzte Zinsen

** Clean Value

Da diese Schuldverschreibungen nach unseren Erwartungen zu 100 % zurückgezahlt werden
und die Zinsen bisher vertragskonform gezahlt wurden, gehen wir von einer nicht dauerhaften
Wertminderung aus.

c) Nachrangige Vermögensgegenstände

Im Posten Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere sind insgesamt
nachrangige Vermögensgegenstände in Höhe von 7.437 TEUR (Vorjahr: 7.433 TEUR) enthalten.
Die nachrangigen Vermögensgegenstände entfallen wie im Vorjahr vollständig auf den Unter-
posten �bb) Anleihen und Schuldverschreibungen von anderen Emittenten�.
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d) Fristengliederung

Von den Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapieren werden
91.535 TEUR in dem Jahr fällig, das auf den Bilanzstichtag folgt. Von dem Wahlrecht des § 11
Satz 3 RechKredV haben wir Gebrauch gemacht.

AKTIEN UND ANDERE NICHT FESTVERZINSLICHE WERTPAPIERE

a) Börsenfähige Wertpapiere

insgesamt davon: börsennotiert davon: nicht
börsennotiert

darunter: nicht mit dem
Niederstwert bewertet

TEUR TEUR TEUR TEUR

242.933 --- 242.933 ---

b) Angaben zu Anteilen an Investmentvermögen

Zu Anteilen an Sondervermögen i. S. d. § 1 Abs. 10 KAGB, an denen die Sparkasse am 31. Dezem-
ber 2025 mehr als 10 % der Anteile hält, machen wir gemäß § 285 Nr. 26 HGB die folgenden An-
gaben:

Bezeichnung des
Investmentvermögens

Marktwert Differenz zum
Buchwert

Ausschüttungen im
Geschäftsjahr

TEUR TEUR TEUR

Rentenfonds

HI-Splitting2016-Fonds 76.395 5.761 801

HI-Friedenstein-Fonds 41.168 4.230 486

Mischfonds

HI-GothaMix-Fonds 125.741 8.764 1.982

Die dargestellten Investmentvermögen unterliegen keiner Beschränkung in der Möglichkeit der
täglichen Rückgabe.
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BETEILIGUNGEN

Unter den Beteiligungen werden die Anteile an folgenden Unternehmen ausgewiesen:

Name Sitz Kapital-
anteil
in %

Eigen-
kapital1)

Ergebnis Jahresab-
schluss per

TEUR TEUR

Sparkassen- und Giroverband
Hessen-Thüringen

Frankfurt am Main
und Erfurt

0,79 ---2) ---2) ---2)

Hessisch-Thüringische Spar-
kassen-Beteiligungsgesell-
schaft mbH

Frankfurt am Main 0,82 3.591 472 31.12.2024

Deutsche Sparkassen Leasing
AG & Co. KG

Bad Homburg
v. d. Höhe

0,11 730.393 60.305 30.09.2024

�Sondervermögen Berlin� des
DSGV öK3) Unterbeteiligung
- Erwerbsgesellschaft der
S-Finanzgruppe mbH & Co. KG

Neuhardenberg 0,08 2.731.470 --- 31.12.2024

- SKP Verbundgesellschaft
mbH & Co. KG

Berlin 0,08 178.443 --- 31.12.2024

Visa Inc.4) Foster City,
Vereinigte Staaten
von Amerika

--- --- --- ---

1) unter Berücksichtigung des Jahresüberschusses/-fehlbetrags vor Gewinnverwendung

2) Das Unternehmen ist zur Veröffentlichung eines Jahresabschlusses nicht verpflichtet.

3) Das �Sondervermögen Berlin� im DSGV öK wurde 2007 anlässlich des Erwerbes der Landesbank Berlin Holding AG
durch die S-Finanzgruppe gebildet. Über das Sondervermögen Berlin sind unterbeteiligte Sparkassen an den Kom-
manditanteilen der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG und nach einer Abspaltung von Anteilen
der S-Kreditpartner GmbH auch an der SKP Verbundgesellschaft mbH & Co. KG beteiligt.

4) Hinsichtlich Kapitalanteil, Eigenkapital, Ergebnis und Jahresabschluss liegen uns keine Informationen vor.

TREUHANDVERMÖGEN

Das Treuhandvermögen betrifft in voller Höhe Forderungen an Kunden.

SACHANLAGEN

Die Grundstücke und Bauten entfallen mit Buchwerten von 3.982 TEUR (Vorjahr: 4.159 TEUR)
auf von der Sparkasse im Rahmen ihrer eigenen Tätigkeit genutzte Grundstücke und Bauten.

RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

Im aktiven Rechnungsabgrenzungsposten sind enthalten:

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Agio aus Forderungen 12 504
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VERBINDLICHKEITEN GEGENÜBER KREDITINSTITUTEN

a) Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale

Im Posten Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind Verbindlichkeiten gegenüber der
Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale, Frankfurt am Main und Erfurt, in Höhe von
26.309 TEUR (Vorjahr: 27.183 TEUR) enthalten.

b) Fristengliederung

Restlaufzeit bis
drei Monate

Restlaufzeit von
mehr als

drei Monaten
bis ein Jahr

Restlaufzeit von
mehr als einem

Jahr bis fünf
Jahre

Restlaufzeit von
mehr als

fünf Jahren

TEUR TEUR TEUR TEUR

b) mit vereinbarter Laufzeit oder
Kündigungsfrist 747 1.905 7.448 16.054

Von dem Wahlrecht des § 11 Satz 3 RechKredV haben wir Gebrauch gemacht.

c) Als Sicherheit übertragene Vermögensgegenstände

Hierzu verweisen wir auf die zusammenfassende Darstellung im Abschnitt B. II. �Mehrere Posten
der Bilanz betreffende Angaben�.

VERBINDLICHKEITEN GEGENÜBER KUNDEN

Restlaufzeit bis
drei Monate

Restlaufzeit von
mehr als

drei Monaten
bis ein Jahr

Restlaufzeit von
mehr als einem

Jahr bis fünf
Jahre

Restlaufzeit von
mehr als

fünf Jahren

TEUR TEUR TEUR TEUR

b) andere Verbindlichkeiten

bb) mit vereinbarter Laufzeit
oder Kündigungsfrist 3.109 11.273 18.908 923

Von dem Wahlrecht des § 11 Satz 3 RechKredV haben wir Gebrauch gemacht.

TREUHANDVERBINDLICHKEITEN

Die Treuhandverbindlichkeiten entfallen in voller Höhe auf Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten.

RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

Im passiven Rechnungsabgrenzungsposten sind Disagien aus Forderungen in Höhe von
46 TEUR (Vorjahr: 87 TEUR) enthalten.

RÜCKSTELLUNGEN

Der Unterschiedsbetrag nach § 253 Abs. 6 Satz 3 HGB zwischen der Bewertung der Pensions-
rückstellungen mit dem Marktzins, der sich bei einer zehnjährigen Durchschnittsbildung ergibt,
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und mit dem Marktzins, der sich bei einer siebenjährigen Durchschnittsbildung ergibt, beträgt
-270 TEUR. Da der Unterschiedsbetrag negativ ist, besteht keine Ausschüttungssperre.

EVENTUALVERBINDLICHKEITEN

Im Posten Eventualverbindlichkeiten sind keine Einzelbeträge enthalten, die in Bezug auf die
Gesamttätigkeit der Sparkasse von wesentlicher Bedeutung sind.

ANDERE VERPFLICHTUNGEN

Im Posten �Andere Verpflichtungen� sind keine Einzelbeträge enthalten, die in Bezug auf die
Gesamttätigkeit der Sparkasse von wesentlicher Bedeutung sind.

II. MEHRERE POSTEN DER BILANZ BETREFFENDE ANGABEN

FINANZANLAGEN

Anschaffungs-
kosten

Veränderungen
des

Buchwert ohne
abgegrenzte

Zinsen

Buchwert ohne
abgegrenzte

Zinsen

1.1.2025 Geschäftsjahrs 31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR TEUR TEUR

Forderungen an Kreditinstitute 4.200 --- 4.200 4.200

Schuldverschreibungen und andere fest-
verzinsliche Wertpapiere 201.787 -49.155 151.644 200.799

Beteiligungen 15.615 422 13.240 12.818

Von der Zusammenfassungsmöglichkeit des § 34 Abs. 3 Satz 2 RechKredV wurde Gebrauch
gemacht.
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SACHANLAGEN UND IMMATERIELLE ANLAGEWERTE

Grundstücke, grund-
stücksgleiche Rechte und

Bauten

Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung

Immaterielle Anlagewerte

TEUR TEUR TEUR

Anschaffungs- und
Herstellungskosten

Stand am 1.1.2025 35.404 7.554 171

Zugänge --- 766 38

Abgänge --- 774 65

Umbuchungen --- --- ---

Stand am 31.12.2025 35.404 7.546 144

kumulierte Abschrei-
bungen

Stand am 1.1.2025 25.051 5.932 166

Abschreibungen des
Geschäftsjahrs 483 410 43

Zuschreibungen des Ge-
schäftsjahrs 163 --- ---

kumulierte Abschrei-
bungen auf Abgänge --- 755 65

kumulierte Abschrei-
bungen auf Zugänge --- --- ---

Umbuchungen --- --- ---

Stand am 31.12.2025 25.371 5.587 144

Buchwert am
31.12.2024 10.353 1.622 5

Buchwert am
31.12.2025 10.033 1.959 ---

ALS SICHERHEIT ÜBERTRAGENE VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

Für die in den �Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten� enthaltenen Weiterleitungsmittel
sind der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale, Frankfurt am Main und Erfurt, sowie der
Thüringer Aufbaubank, Erfurt, Darlehensforderungen aus im Rahmen zentraler Kreditaktionen
bereitgestellten Mitteln im Gesamtbestand von 26.057 TEUR abgetreten.
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C. ANGABEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR
GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

POSTENBEZOGENE ANGABEN

PROVISIONSERTRÄGE

Die wesentlichen an Dritte erbrachten Dienstleistungen für Verwaltung und Vermittlung sind die
Vermittlung von Produkten der Verbundpartner (Versicherungen, Bausparverträge, Immobilien,
Investmentanteile, Konsumentenkredite) und die Depotverwaltung.

SONSTIGE BETRIEBLICHE ERTRÄGE

Die sonstigen betrieblichen Erträge entfallen zu etwa 40,7 % auf Grundstückserträge (Vorjahr:
22,6 %).

SONSTIGE BETRIEBLICHE AUFWENDUNGEN

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen entfallen zu etwa 47,4 % auf Spenden (Vorjahr:
47,6 %).

JAHRESÜBERSCHUSS

Aus der Fortführung des Ansatzes steuerlicher Werte aus früheren Geschäftsjahren sind zukünf-
tige Belastungen in Form von Steuerzahlungen zu erwarten. Die Belastungen verteilen sich über
eine Reihe von Jahren und beeinflussen die künftigen Jahresergebnisse nur unwesentlich.

BILANZGEWINN

Der Vorstand schlägt vor, den für das Geschäftsjahr 2025 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe
von 951 TEUR der Sicherheitsrücklage zuzuführen. Der Gewinnverwendungsvorschlag berück-
sichtigt § 21 ThürSpkG.
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D. SONSTIGE ANGABEN

VORGÄNGE VON BESONDERER BEDEUTUNG, DIE NACH DEM SCHLUSS DES GESCHÄFTSJAHRS
EINGETRETEN UND WEDER IN DER GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG NOCH IN DER BILANZ
BERÜCKSICHTIGT SIND

Den Ausbruch des Nahost-Kriegs am 28. Februar 2026 sowie die unmittelbaren und mittelbaren
Auswirkungen betrachten wir als Ereignis mit wertbegründendem Charakter, das geeignet ist,
die Entwicklung unserer Vermögens- und Ertragslage wesentlich zu beeinflussen. Das Ausmaß
dieser Entwicklung und deren negative Auswirkungen auf die Sparkasse sind zum heutigen Zeit-
punkt nur schwer abzuschätzen und können insofern nicht quantifiziert werden. Mit hoher Wahr-
scheinlichkeit lässt sich bereits jetzt festhalten, dass die negativen Folgen umso stärker sind, je
länger die Auseinandersetzungen und die damit einhergehenden wirtschaftlichen Konsequen-
zen anhalten.

ANGABEN ZU TERMINGESCHÄFTEN GEMÄß § 36 RECHKREDV

Nominalbeträge der
Termingeschäfte in TEUR

Restlaufzeit
bis ein Jahr

Restlaufzeit
über ein bis
fünf Jahre

Restlaufzeit
über fünf

Jahre

insgesamt

Zinsrisiken

Zinsswaps 15.000 30.000 33.000 78.000

DERIVATIVE FINANZINSTRUMENTE, DIE NICHT ZUM BEIZULEGENDEN ZEITWERT BILANZIERT
WURDEN

Die Volumina und die beizulegenden Zeitwerte der derivativen Geschäfte stellen sich im Ver-
gleich zum Vorjahr wie folgt dar:

Geschäftsart Nominalwert Nominalwert beizulegender
Zeitwert zum

31.12.2025

beizulegender
Zeitwert zum

31.12.2025

31.12.2025 31.12.2024 positiv negativ

TEUR TEUR TEUR TEUR

Zinsrisiken

Zinsswaps 78.000 123.000 4.733 384

Die angegebenen Zinsderivate bestehen ausschließlich zur Steuerung des allgemeinen Zinsän-
derungsrisikos. Die Bewertung dieser Geschäfte erfolgt ausschließlich im Rahmen der verlust-
freien Bewertung des Bankbuchs; wir verweisen auf die Ausführungen in Abschnitt �A. Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden�.

Sofern für die derivativen Finanzinstrumente keine Marktwerte vorhanden waren (Zinsswaps),
haben wir die beizulegenden Zeitwerte mithilfe eines anerkannten Bewertungsmodells ermit-
telt. Dabei haben wir das Barwert-Modell der Anwendung �SimCorp Dimension� genutzt und die
folgenden Bewertungsparameter verwendet: erwartete zukünftige Cashflows und Zinssätze, die
sich nach der aktuellen Zinsstrukturkurve richten.
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NICHT IN DER BILANZ ENTHALTENE SONSTIGE FINANZIELLE VERPFLICHTUNGEN

Die Sparkasse ist dem bundesweiten Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe ange-
schlossen, das elf regionale Teilfonds der Sparkassen durch einen überregionalen Ausgleich
miteinander verknüpft. Zwischen diesen und den Teilfonds der Landesbanken und Landesbau-
sparkassen besteht ein Haftungsverbund. Durch diese Verknüpfung steht im Bedarfsfall die
gesamte Zielausstattung des Sicherungssystems der Sparkassen-Finanzgruppe zur Verfügung.
Die Zielausstattung des Sicherungssystems der Sparkassen setzt sich dabei aus dem einheitli-
chen Stützungsfonds (ESF) und dem neuen Zusatzfonds (ZF) zusammen. Dem entsprechend ver-
waltet jeder Teilfonds zwei Teilvermögen, das Teilvermögen ESF und das Teilvermögen ZF.

Die Sparkassen-Finanzgruppe verfügt damit über ein von der BaFin als Einlagensicherungssys-
tem anerkanntes institutsbezogenes Sicherungssystem. Dieses System vereint zwei Funktionen
in sich.

Zum einen wird gemäß den gesetzlichen Anforderungen die Einlagensicherungsfunktion durch
das Sicherungssystem erfüllt. Hierdurch wird sichergestellt, dass Einlagen pro Einleger im
Regelfall bis zu 100 TEUR, in Sonderfällen auch bis zu 500 TEUR, gesichert sind und Entschädi-
gungszahlungen spätestens sieben Arbeitstage nach der Feststellung des Entschädigungsfalls
geleistet werden. Für die Feststellung des Entschädigungsfalls ist die BaFin zuständig. Für Zwe-
cke der Einlagensicherung kann das Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe die ge-
samte Zielausstattung des ESF verwenden.

Daneben wird die für die Institute im Vordergrund stehende Institutssicherung gewährleistet.
Durch die Sicherung der Institute selbst sind im gleichen Zuge auch die Einlagen aller Kunden
ohne betragsmäßige Begrenzung geschützt. Im Bedarfsfall entscheiden die zuständigen Gre-
mien des Sicherungssystems darüber, ob und in welchem Umfang Stützungsleistungen zuguns-
ten eines Instituts erbracht und an welche Auflagen diese ggf. geknüpft werden. Das Sicherungs-
system der deutschen Sparkassenorganisation umfasst ein Risikomonitoringsystem zur Früher-
kennung von Risiken sowie eine risikoorientierte Beitragsbemessung. Für Institutssicherungs-
zwecke kann das Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe sowohl den ZF als auch den
ESF verwenden.

Als zusätzliche, neben dem nationalen Sicherungssystem existierende Vorsorge entfaltet dar-
über hinaus der regionale Reservefonds der Sparkassen-Finanzgruppe Hessen-Thüringen
instituts- und gläubigerschützende Wirkung. Das in der Satzung für den Reservefonds festge-
legte Zielvolumen beträgt 600 Mio EUR. Im Zuge der Dotierung des neuen Zusatzfonds auf der
Ebene des Institutssicherungssystems der Sparkassen-Finanzgruppe wird das im Reservefonds
vorhandene Vermögen beginnend ab 2025 in acht linearen Raten auf den neuen Zusatzfonds
übertragen. Dabei werden die der Landesbank Hessen-Thüringen zuzurechnenden Mittel im Re-
servefonds auf den Zusatzfonds der Sicherungsreserve der Landesbanken und die den Sparkas-
sen zuzurechnenden Mittel auf den Zusatzfonds des SGVHT übertragen. Das Haftungsvolumen
von 600 Mio EUR reduziert sich ebenfalls linear über acht Jahre. Die Haftungswirkung des Re-
servefonds bleibt während der Übertragungsphase mit dem jeweils noch gegebenen Haftungs-
volumen erhalten und steht der Sparkassen-Finanzgruppe Hessen-Thüringen für Stützungs-
maßnahmen zur Verfügung. Für die Differenz zwischen dem im Reservefonds verbliebenen ein-
gezahlten Gesamtbetrag und dem im Zeitablauf reduzierten Haftungsvolumen übernimmt der
SGVHT die Haftung. Dieser Differenzbetrag kann auf erstes Anfordern bei den Instituten einge-
zogen werden.
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ANGABEN ZU MITTELBAREN PENSIONSVERPFLICHTUNGEN GEMÄß ART. 28 EGHGB

Die Sparkasse hat ihren Arbeitnehmern Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach
Maßgabe des �Tarifvertrags über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes - Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K)� zugesagt. Um den anspruchsberechtig-
ten Mitarbeitern die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung gemäß ATV-K zu verschaf-
fen, ist die Sparkasse Mitglied im Kommunalen Versorgungsverband Thüringen (KVT).

Der KVT finanziert die Versorgungsverpflichtungen im Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren
(Hybridfinanzierung). Hierbei werden im Rahmen eines Abschnittdeckungsverfahrens ein Umla-
gesatz und ein Zusatzbeitrag bezogen auf die zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der versi-
cherten Beschäftigten ermittelt. Aus den Zusatzbeiträgen wird gemäß § 64 der Satzung der Zu-
satzversorgungskasse (ZVK) innerhalb des Vermögens des KVT ein separater Kapitalstock auf-
gebaut. Im Geschäftsjahr 2025 wurde kein Sanierungsgeld erhoben. Insgesamt betrug im Ge-
schäftsjahr 2025 der Finanzierungssatz 6,1 % (Umlagesatz 1,7 % und Zusatzbeitrag 4,4 %) der
umlagepflichtigen Gehälter. Hiervon haben die Sparkasse 3,7 %-Punkte und der Arbeitnehmer
2,4 %-Punkte getragen. Im Jahr 2026 verbleibt der Finanzierungssatz auf 6,1 % der umlage-
pflichtigen Gehälter (Umlage 1,7 % und Zusatzbeitrag 4,4 %). Hiervon entfallen auf die Spar-
kasse 3,7 %-Punkte und auf den Arbeitnehmer 2,4 %-Punkte. Ein Sanierungsgeld wird auch im
Jahr 2026 nicht erhoben.

Der Rechtsanspruch der versorgungsberechtigten Mitarbeiter zur Erfüllung des Leistungsan-
spruchs gemäß ATV-K richtet sich gegen den KVT, während die Verpflichtung der Sparkasse aus-
schließlich darin besteht, dem KVT im Rahmen des mit ihm begründeten Mitgliedschaftsverhält-
nisses die erforderlichen, satzungsmäßig geforderten Finanzierungsmittel zur Verfügung zu
stellen. Die Gesamtaufwendungen der Sparkasse für die Zusatzversorgung bei versorgungs-
pflichtigen Entgelten von 12.011 TEUR betrugen im Geschäftsjahr 2025 453 TEUR.

Nach der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) in seiner Stellungnahme
zur Rechnungslegung �IDW RS HFA 30 n. F. Handelsrechtliche Bilanzierung von Altersversor-
gungsverpflichtungen� vertretenen Rechtsauffassung begründet die Durchführung der betrieb-
lichen Altersversorgung bei einem externen Versorgungsträger wie dem KVT handelsrechtlich
eine mittelbare Versorgungsverpflichtung. Der KVT hat im Auftrag der Sparkasse den nach
Rechtauffassung des IDW zu ermittelnden Barwert der auf die Sparkasse im umlagefinanzierten
Abrechnungsverband entfallenden Leistungsverpflichtung zum 31. Dezember 2025 ermittelt.
Unabhängig davon, dass es sich bei dem Kassenvermögen um Kollektivvermögen aller Mitglie-
der des umlagefinanzierten Abrechnungsverbandes handelt, ist es gemäß IDW RS HFA 30 n. F.
für Zwecke der Angaben im Anhang nach Art. 28 Abs. 2 EGHGB anteilig in Abzug zu bringen. Auf
dieser Basis beläuft sich der gemäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag auf 6.896 TEUR.

Der Barwert der auf die Sparkasse entfallenden Leistungsverpflichtung wurde in Anlehnung an
die versicherungsmathematischen Grundsätze und Methoden (Anwartschaftsbarwertverfah-
ren), die auch für unmittelbare Pensionsverpflichtungen angewendet wurden, unter Berücksich-
tigung einer gemäß Satzung der ZVK unterstellten jährlichen Rentensteigung von 1 % und unter
Anwendung der Richttafeln für die Zusatzversorgungkassen-Pflichtversicherung (RTZV-P)
ermittelt. Als Diskontierungszinssatz wurde gemäß § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB i. V. m. der Rückstel-
lungsabzinsungsverordnung der auf Basis der vergangenen zehn Jahre ermittelte durchschnitt-
liche Marktzinssatz von 2,06 % verwendet, der sich bei einer pauschal angenommenen Restlauf-
zeit von 15 Jahren ergibt. Da es sich nicht um ein endgehaltbezogenes Versorgungssystem han-
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delt, sind erwartete Gehaltssteigerungen nicht zu berücksichtigen. Die Daten zum Versicherten-
bestand der Versorgungseinrichtung per 31. Dezember 2025 liegen derzeit noch nicht vor, so-
dass auf den Versichertenbestand per 31. Dezember 2024 abgestellt wurde.

Der gemäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag bezieht sich auf die Einstandspflicht der
Sparkasse gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG, bei der die Sparkasse für die Erfüllung der zugesag-
ten Leistung einzustehen hat (Subsidiärhaftung), sofern der KVT die vereinbarten Leistungen
nicht erbringt. Hierfür liegen gemäß der Einschätzung des verantwortlichen Aktuars im Aktuar-
Gutachten 2025 für die Sparkasse keine Anhaltspunkte vor. Vielmehr bestätigt der verantwort-
liche Aktuar des KVT in diesem Gutachten die Angemessenheit der rechnungsmäßigen Annah-
men zur Ermittlung des Finanzierungssatzes und bestätigt auf Basis des versicherungsmathe-
matischen Äquivalenzprinzips die dauernde Erfüllbarkeit der Leistungsverpflichtungen des KVT.

BEZÜGE DER ORGANMITGLIEDER

Die Gesamtbezüge des Vorstands beliefen sich im Geschäftsjahr 2025 auf 569 TEUR. Die Ge-
samtbezüge der Verwaltungsratsmitglieder betrugen im Geschäftsjahr 2025 55 TEUR. Für
frühere Vorstandsmitglieder und ihre Hinterbliebenen ergaben sich im gleichen Zeitraum Ge-
samtbezüge von 328 TEUR.

Für frühere Vorstandsmitglieder und ihre Hinterbliebenen haben wir insgesamt 5.266 TEUR zu-
rückgestellt; dieser Betrag trägt sämtlichen Pensionsverpflichtungen gegenüber diesem Perso-
nenkreis Rechnung.

KREDITE AN ORGANMITGLIEDER

Der Gesamtbetrag der an Vorstandsmitglieder gewährten Kredite beträgt 4 TEUR. An Mitglieder
des Verwaltungsrats wurden Kredite von 712 TEUR gewährt.
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MITARBEITER UND MITARBEITERINNEN

Im Jahresdurchschnitt wurden beschäftigt:

2025 2024

Vollzeitkräfte 127 121

Teilzeit- und Ultimokräfte 73 74

200 195

Auszubildende 15 12

Insgesamt 215 207

ANGABE DES ABSCHLUSSPRÜFERHONORARS NACH § 285 NR. 17 HGB

In der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende Honorare für unseren Abschlussprüfer, die
Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbands Hessen-Thüringen, enthalten:

TEUR

Honorar für Abschlussprüfungsleistungen 190

Honorar für andere Bestätigungsleistungen 23

Insgesamt 213

ANGABEN ZU DEN LATENTEN STEUERN NACH § 285 NR. 29 HGB

Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsvorschriften zwischen der Handelsbilanz und
den steuerrechtlichen Wertansätzen bestehen zum Bilanzstichtag Steuerlatenzen. Dabei wird
der Gesamtbetrag der künftigen Steuerbelastungen durch absehbare Steuerentlastungen über-
deckt. Für den Überhang aktiver latenter Steuern wurde das Aktivierungswahlrecht nicht
genutzt.

Die künftigen Steuerbelastungen resultieren aus unterschiedlichen Wertansätzen bei Aktien
und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren und bei Sachanlagen. Die zum Ausgleich der
künftigen Steuerbelastungen benötigten absehbaren künftigen Steuerentlastungen ergeben
sich im Wesentlichen aus unterschiedlichen bilanziellen Ansätzen bei den Forderungen an Kun-
den, Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapieren, Aktien und anderen
nicht festverzinslichen Wertpapieren, Rückstellungen, Beteiligungen und den Sachanlagen.

Der Ermittlung der latenten Steuern wurde ein Steuersatz von 30,50 % (Körperschaft- und Ge-
werbesteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag) zugrunde gelegt, der sich bis zum Jahr 2032
schrittweise auf 25,23 % vermindert. Aus Beteiligungen an Personengesellschaften resultie-
rende Differenzen wurden lediglich mit dem Körperschaftsteuersatz und dem Solidaritätszu-
schlag von 15,825 % bewertet, der sich bis zum Jahr 2032 schrittweise auf 10,55 % vermindert.
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VERWALTUNGSRAT UND VORSTAND

Verwaltungsrat

Vorsitzender

Kai Onno Eckert, Ohrdruf

(Landrat)

Stellvertretende Vorsitzende

erster stellv. Vorsitzender:

Dr. Werner Pidde, Gotha (Mitglied des Landtags im Ruhestand)

zweiter stellv. Vorsitzender:

Jens Leffler, Drei Gleichen (Bürgermeister der Gemeinde Drei Gleichen)

Mitglieder

Stephan Braunschweig, Waltershausen (Abteilungsleiter für Organisation der AfD-Fraktion

im Thüringer Landtag)

Sascha John, Gotha (operativer Abteilungsleiter, Fiege Logistik Stiftung & Co. KG)

Philipp Kästner, Ohrdruf (persönlicher Referent des MdL Matthias Hey)

Peter Leisner, Gotha (hauptamtlicher Beigeordneter der Stadt Gotha)

Nils Müller, Gotha (Fachreferent Payment, Kreissparkasse Gotha)

Ronny Ruge, Erfurt (Fachreferent Organisation, Kreissparkasse Gotha)

Martin Schleusener, Tüttleben (alleiniger Geschäftsführer, S & S works GmbH)

Bärbel Schreyer, Gotha (hauptamtliche Beigeordnete der Stadt Gotha im Ruhestand)

Christian Seyfarth, Bad Tabarz (Fachreferent Controlling, Kreissparkasse Gotha)

Mandy Wegener, Gotha (Beraterin Private Banking, Kreissparkasse Gotha)

Vorstand

Vorsitzender

Jörg Krieglstein, Nessetal

Mitglied

Claudia Hemmling, Tambach-Dietharz - ab 1. April 2026

Peter Rüsseler, Gotha - bis 31. März 2026

Annette Zanger, Nottleben - ab 1. April 2026

Gotha, den 14. April 2026

Der Vorstand

Krieglstein Hemmling Zanger
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Anlage zum Jahresabschluss gemäß § 26a Abs. 1 Satz 2 KWG - �Länderspezifische Berichter-
stattung�

Die Kreissparkasse Gotha hat keine Niederlassungen im Ausland. Sämtliche nachfolgende An-
gaben entstammen dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und beziehen sich aus-
schließlich auf ihre Geschäftstätigkeit als regional tätige Sparkasse in der Bundesrepublik
Deutschland. Die Tätigkeit der Kreissparkasse Gotha besteht im Wesentlichen darin, Einlagen
oder andere rückzahlbare Gelder von Privat- und Firmenkunden entgegenzunehmen und Kre-
dite für eigene Rechnung zu gewähren.

Die Kreissparkasse Gotha definiert den Umsatz aus der Summe folgender Komponenten der Ge-
winn- und Verlustrechnung nach HGB: Zinserträge, Zinsaufwendungen, laufende Erträge aus Ak-
tien etc., Erträge aus Gewinngemeinschaften etc., Provisionserträge, Provisionsaufwendungen,
Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands und sonstige betriebliche Erträge. Der Umsatz be-
trägt für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2025 41.112 TEUR.

Die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten beträgt im Jahresdurch-
schnitt 185.

Der Gewinn vor Steuern beträgt 5.934 TEUR.

Die Steuern auf den Gewinn belaufen sich auf 4.925 TEUR. Die Steuern betreffen ausschließlich
laufende Steuern.

Die Kreissparkasse Gotha hat im Geschäftsjahr keine öffentlichen Beihilfen erhalten.
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Kreissparkasse Gotha

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Kreissparkasse Gotha bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt der Kreissparkasse Gotha für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kreditinstitute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Sparkasse
zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2025 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Sparkasse. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden
�EU-APrVO�) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt �Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind in Über-
einstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften von der Sparkasse unabhängig und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber
hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 lit. f) EU-APrVO i. V. m. § 340k Abs. 3 Satz 2 HGB,
dass alle von uns beschäftigten Personen, die das Ergebnis der Prüfung beeinflussen können,
keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben.
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen.
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Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 waren. Diese Sachverhalte wur-
den im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der
Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungs-
urteil zu diesen Sachverhalten ab.

Nachfolgend stellen wir den aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalt dar:

Ermittlung der Einzelrisikovorsorge im risikorelevanten Kundenkreditgeschäft

a) Sachverhalt und Problemstellung:

Entsprechend ihrem gesetzlichen und satzungsrechtlichen Auftrag betreibt die Sparkasse
das Kreditgeschäft mit Kunden vorrangig im Geschäftsgebiet der Sparkasse. Das Kredit-
geschäft mit Kunden (Aktiva 4) macht mit 667,0 Mio EUR 42,2 % der Bilanzsumme der
Sparkasse zum 31. Dezember 2025 aus. Darüber hinaus bestehen Eventualverbindlich-
keiten und unwiderrufliche Kreditzusagen in Höhe von insgesamt 28,0 Mio EUR. Das Kre-
ditgeschäft ist eine wesentliche Geschäftsaktivität der Sparkasse. Neben der Bonitätsbe-
urteilung der Kreditnehmer erfolgt eine Bewertung der Kreditsicherheiten teilweise auf
Basis geschätzter Werte.

Bewertungsaufwendungen im Kreditbereich können sich als Einzelwertberichtigungen,
Pauschalwertberichtigungen oder als Vorsorgereserven gemäß § 340f HGB in für Kredit-
institute gesetzlich zulässiger Weise ergeben. Für außerbilanzielle Geschäfte (Bürgschaf-
ten, Gewährleistungen) und unwiderrufliche Kreditzusagen, bei denen eine Inanspruch-
nahme und ein anschließender Ausfall drohen, werden Rückstellungen gebildet. Beson-
dere Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die Einzelrisikovorsorgemaßnahmen
für risikorelevante Kundenkreditengagements. Bis zum Jahr 2022 bewegten sich diese
Bewertungsaufwendungen auf niedrigem Niveau. Aufgrund des gestiegenen Marktzins-
niveaus, das zu höheren Finanzierungskosten geführt hat, sowie der aktuell ungünstigen
konjunkturellen Rahmenbedingungen und der ungünstigen Entwicklungen auf den Im-
mobilienmärkten besteht das Risiko steigender Bewertungsaufwendungen und erhöhter
Kreditausfälle. Aus den Kreditbewertungen insbesondere im risikorelevanten Kundenk-
reditgeschäft können sich wesentliche Auswirkungen auf den Jahresabschluss und ins-
besondere die Ertragslage der Sparkasse ergeben.

Aufgrund der quantitativen Bedeutung der Forderungen an Kunden und der damit ein-
hergehenden hohen Bedeutung einer sachgerechten Bewertung, der erhöhten Progno-
seunsicherheit und der Ermessensspielräume stellt die Bewertung der risikorelevanten
Kundenforderungen im Hinblick auf potenzielle Auswirkungen insbesondere auf die Er-
tragslage der Sparkasse einen besonders wichtigen Prüfungssachverhalt dar.

b) Prüferisches Vorgehen:

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben wir Aufbau- und Funktionsprüfungen
im Kreditbereich durchgeführt und hierbei die bewertungsrelevanten Kreditgeschäfts-
prozesse, insbesondere die Risikofrüherkennungsprozesse der Sparkasse, berücksich-
tigt. Im Rahmen der Aufbauprüfungen haben wir die Kreditprozesse der Sparkasse beur-
teilt und uns hierbei insbesondere an den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Ge-
schäftsorganisation (§ 25a KWG i. V. m. den Mindestanforderungen an das Risikomanage-
ment - MaRisk) orientiert. Funktionsprüfungen haben wir entsprechend berufsrechtlicher
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Grundsätze anhand einer zufälligen Auswahl von Kreditengagements durchgeführt. Da-
neben haben wir die Angemessenheit und Wirksamkeit weiterer vorgelagerter Kreditge-
schäftsprozesse beurteilt.

Zudem haben wir anhand einer bewussten Auswahl von �bemerkenswerten Kreditenga-
gements� i. S. v. § 34 der �Verordnung über die Prüfung der Jahresabschlüsse der Kredit-
institute und Finanzdienstleistungsinstitute sowie über die darüber zu erstellenden Be-
richte (Prüfungsberichtsverordnung - PrüfbV)� das Erfordernis von bilanziellen Bewer-
tungsmaßnahmen geprüft.

Ergänzend haben wir analytische Prüfungshandlungen in Bezug auf die Zusammenset-
zung und Entwicklung des Kreditportfolios insbesondere mit Bezug zu Bewertungsauf-
wendungen durchgeführt, z. B. anhand von Auswertungen der Kreditbestände, der Si-
cherheiten und der Risikovorsorge im Rahmen des internen Berichtswesens der Spar-
kasse oder der Kreditgeschäftsprozesse insbesondere im Bereich der Risikoklassifizie-
rungsverfahren, der Risikofrüherkennung und der Problemkreditbearbeitung.

c) Verweis auf weitergehende Informationen:

Weitere Informationen zu den Beständen und der Bewertung können dem Anhang (Ab-
schnitte A. �Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden� und B. �Angaben und Erläuterun-
gen zur Bilanz� sowie zu den Posten unter dem Bilanzstrich, I. �Postenbezogenen Anga-
ben�) sowie dem Lagebericht (Kapitel �A.1.5 Geschäftsentwicklung�, �A.2.1 Ertragslage�
sowie C.2.1 Adressenrisiken�) entnommen werden.

Verantwortung des Vorstands (gesetzliche Vertreter) und des Verwaltungsrats
(Aufsichtsorgan) für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Der Vorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kreditinstitute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse vermittelt. Ferner ist
der Vorstand verantwortlich für die internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit
den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat,
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen fal-
schen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Vorstand dafür verantwortlich, die Fähig-
keit der Sparkasse zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
hat er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem ist der Vorstand verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sparkasse vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.
Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die
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er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um aus-
reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses
der Sparkasse zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Sparkasse vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass
eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel-
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irr-
tümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da do-
lose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollstän-
digkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-
inhalten können.

- erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen
Kontrollen der Sparkasse bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der vom Vorstand angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der vom Vorstand dargestellten geschätzten Werte
und damit zusammenhängenden Angaben.
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- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Vorstand angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit der Sparkasse zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu
führen, dass die Sparkasse ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse vermit-
telt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Sparkasse.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den vom Vorstand dargestellten zukunftsorientierten
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben vom Vorstand
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künf-
tige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit dem Verwaltungsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber dem Verwaltungsrat eine Erklärung ab, dass wir die relevanten Unab-
hängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihm alle Beziehungen und
sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie
sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Verwaltungsrat erörtert haben, dieje-
nigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den aktuellen Berichtszeit-
raum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte
sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder
andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus.
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Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir sind nach § 20 Abs. 2 ThürSpkG i. V. m. § 340k Abs. 3 Satz 1 HGB gesetzlicher Abschluss-
prüfer der Sparkasse.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem
Prüfungsbericht nach Artikel 11 EU-APrVO im Einklang stehen.

Wir haben die folgenden Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder Lagebericht konkre-
tisiert bzw. angegeben wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für die Sparkasse erbracht:

- Prüfung nach § 89 Abs. 1 Satz 1, 2 und 5 WpHG.

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Wolfgang Winterstein.

Frankfurt am Main, den 20. Mai 2026

Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thüringen
- Prüfungsstelle -

Winterstein
Wirtschaftsprüfer
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Der Verwaltungsrat der Kreissparkasse Gotha hat den 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 

am 16. Juni 2026 festgestellt 

und den Lagebericht gebilligt. 

 

 

Kreissparkasse Gotha 

Der Vorstand 

 

 

 

 

 

Krieglstein  Hemmling   Zanger 
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A. Darstellung und Analyse des Geschäftsverlaufs einschließlich des Geschäfts-
ergebnisses und der Lage

1. Geschäftstätigkeit und Rahmenbedingungen

1.1. Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die Weltwirtschaft ist 2025 weiterhin mit mittlerem Tempo gewachsen. Nach den Zahlen des
Internationalen Währungsfonds (IWF) lag die globale Wachstumsrate mit 3,3 % auf ähnli-
chem Niveau wie im Jahr davor.

Die Thematik der US-Zölle traf Deutschland als eine Volkswirtschaft mit sehr hohem Offen-
heitsgrad und relativ großem exportorientierten Industrieanteil besonders stark. Das war und
ist ein weiterer bedeutender Schock für das Land in der Serie nach Pandemie und Kriegsaus-
bruch in Europa. Deutschland bildete innerhalb Europas (mit Finnland) einmal mehr das
Wachstumsschlusslicht.

Die 2023 in vielen Ländern noch sehr hohen Inflationsraten konnten in den meisten Fällen
2024 weitgehend unter Kontrolle gebracht werden. 2025 hat sich dieser Trend fortgesetzt
und bestätigt.

Letzteres gilt auch für Deutschland und Europa. Das Wachstum der deutschen Volkswirtschaft
rettete sich 2025 nur knapp über die Nulllinie. In seiner Erstschätzung vom 15. Januar 2026
bezifferte das Statistische Bundesamt die reale jahresdurchschnittliche Wachstumsrate für
das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP) auf 0,2 %. Damit war 2025 das dritte schwache Jahr
in Folge für die deutsche Volkswirtschaft. Dennoch ist die Situation weiterhin schlecht. Die
schlichte Dauer der inzwischen angesammelten Schwächephase von drei Jahren belegt, dass
es sich nicht um ein konjunkturelles Phänomen, sondern um eine ausgeprägt strukturelle
Schwäche der deutschen Volkswirtschaft handelt.

Für ein strukturelles Problem spricht auch das anhaltende Auseinanderlaufen der einzelnen
Produktionssektoren. In der entstehungsseitigen Untergliederung der Bruttowertschöpfung
sind der Bausektor (-3,6 %) und das Verarbeitende Gewerbe (-1,3 %) auch 2025 weiter ge-
schrumpft. Die Produktionsniveaus dieser Sektoren liegen heute weiter deutlich unter den
Werten, die bereits Ende der 2010er Jahre erreicht wurden. Das Erreichen der �Schwarzen
Null� unter dem Strich beim Wachstum 2025 ist allein dem Dienstleistungssektor zu verdan-
ken, besonders den Zuwächsen bei öffentlichen Dienstleistungen und vor allem im Gesund-
heitswesen.

Die privaten Konsumausgaben als das bedeutendste Aggregat der Binnennachfrage und des
BIP wuchsen 2025 preisbereinigt um 1,4 %. Diese Entwicklung stützte sich auf die steigenden
verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte, die sich nominal um 3,1 % erhöhten. Zu-
sätzlich wurde der Konsum belebt durch eine Verringerung der Sparquote. Sie reduzierte sich
im Jahresdurchschnitt von 11,2 % 2024 auf 10,5 % 2025. Damit erreichte die Sparquote wie-
der ihren langjährigen Durchschnitt aus den 2010er Jahren. Die Normalisierung nach den
Pandemie- und Post-Pandemie-Jahren mit ihren deutlich höheren Sparquoten dürfte damit
nun weitgehend abgeschlossen sein.

Dass die Übertragung der Einkommenssteigerungen in die Konsumausgaben weitgehend
reibungslos funktioniert hat, ist auch der Tatsache zu verdanken, dass die Preisentwicklung
gut unter Kontrolle gebracht ist.

Die wirtschaftliche Entwicklung hat nun auch Spuren am Arbeitsmarkt hinterlassen. Die Ar-
beitslosenquote ist von 6,0 % in 2024 leicht gestiegen auf 6,3 % im Jahr 2025. Die Zahl der
Erwerbstätigen, die bis 2024 Jahr für Jahr neue Rekordstände erreicht hatte, ist zuletzt auf
eine Seitwärtsbewegung bei etwa 46 Mio. eingeschwungen. Beim Erwerbspersonenpotenzial
setzt die Demografie zunehmend Grenzen, die durch steigende Partizipationsraten und Zu-
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wanderung nicht mehr ausgeglichen werden können. Dazu traten 2025 aber auch nachfrage-
seitige Einflüsse aufgrund der weiter schwachen und in einigen Sektoren sehr schwierigen
Wirtschaftsentwicklung. Die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland ist aus einer
Kombination von hohen Löhnen, die zuletzt stärker als die Produktivität gestiegen sind und
die sich auch ungünstiger entwickeln als bei vielen Handelspartnern, hohen Energiekosten,
einem aufgewerteten Euro und seit 2025 nun auch noch den US-Zöllen stark unter Druck.

In Thüringen war ein Anstieg der Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt von 6,2 % in 2024
auf 6,4 % in 2025 zu verzeichnen. Ein ähnliches Bild lieferte auch der Landkreis Gotha. Im
vorgenannten Zeitraum erhöhte sich die jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote von
6,3 % auf 6,6 %.

Die Aktienkurse zeigten auch 2025 eine sehr freundliche Entwicklung. Deutsche Dividenden-
titel legten - trotz der sehr schwachen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hierzulande und
der politischen Turbulenzen - besonders in den ersten Monaten 2025 deutlich zu.  Die Ankün-
digung von Strafzöllen durch den US-Präsidenten Donald Trump am sog. Liberation Day
sorgte für deutliche Kursrückgänge, allerdings konnten diese rasch aufgeholt werden. Der
Deutsche Aktienindex (DAX) und andere europäische sowie weltweite Aktienindizes markier-
ten seitdem ein Rekordhoch nach dem anderen. Vom Jahresschluss 2024 bei 19.909 Punkten
ist der DAX zum Jahresschluss 2025 auf 24.490 Punkte gestiegen. Das entspricht einer Jah-
res-Performance von 23,0 %.

1.2. Berichterstattung über die Branchensituation

Bereits 2024 hat sich abgezeichnet, dass die Inflationsraten auf Zielniveau der Notenbanken
bei zwei Prozent einschwenken. 2025 hat sich das dann fortgesetzt und bestätigt. Sowohl im
Euroraum und als auch in Deutschland verlief die Entwicklung erfreulich. Im Euroraum lag die
jahresdurchschnittliche Rate der Harmonisierten Verbraucherpreise bei 2,1 %, in Deutsch-
land beim harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) bei 2,3 %. Nach der leicht anderen
Abgrenzung des nationalen Verbraucherpreisindex (VPI) waren es in Deutschland 2,2 %. Die
Kernraten unter Ausklammerung der volatileren Lebensmittelpreise und Energiepreise lagen
im Jahresdurchschnitt noch etwas höher, schwenkten im Jahresverlauf aber ebenfalls gen
Zielniveau ein. Bei den Energiepreisen ist die Normalisierung inzwischen auch in den Zwölf-
monats-Abstandsraten weitgehend angekommen und abgeschlossen.

Die Notenbanken hatten deshalb 2025 in den meisten Währungsräumen einen Spielraum,
ihre Leitzinssenkungen fortzusetzen. Das galt auch für die Europäische Zentralbank. Sie
führte ihren Zinssatz für die Einlagefazilität, der zu Jahresbeginn 2025 noch bei 3,0 % gele-
gen hatte, in insgesamt vier Senkungsschritten um je 25 Basispunkte auf 2,0 % zurück. Dieser
Satz wurde am 11. Juni 2025 erreicht und gilt seither unverändert. Er bedeutet bei der gege-
benen Entwicklung der Inflation nun eine weitgehend neutrale Positionierung der Geldpolitik
und ist der Situation angemessen. Der Leitzinszyklus, der 2022 aus der Negativzinssituation
kommend mit starken Zinserhöhungen hinauf bis zu 4,0 % 2023 geführt hatte und danach
eine Rückführung und Normalisierung auf das jetzt herrschende Niveau erlebt hat, erscheint
damit weitgehend abgeschlossen.

Bei den Renditen am Rentenmarkt verlief die Entwicklung gegenläufig zum Kurzfrist-Zins. Die
Umlaufsrenditen am Anleihemarkt waren aber ebenfalls stark von den Leitzinserwartungen
geprägt. Anfang 2025 gingen die meisten Marktteilnehmer noch davon aus, dass die Leitzins-
senkungen noch stärker als dann tatsächlich erlebt ausfallen würden und zu noch niedrigeren
Sätzen führen würden. Die Erwartung war in den ersten Monaten des Jahres noch stärker aus-
geprägt. Als sich dann zeigte, dass die moderaten Leitzinssenkungen für ein neues Gleichge-
wicht genügen würden, vollzogen die Anleihemärkte eine gewisse Korrektur. Zudem werden
international die absehbar sehr hoch bleibenden staatlichen Finanzierungsdefizite und die
damit gegebenen realen Kapitalknappheiten stärker eingepreist. Dies gilt auch für Deutsch-
land angesichts der finanzpolitischen Weichenstellungen. Dennoch behielten Bundesanlei-
hen ihre Benchmark-Funktion für die Kapitalmärkte des Euroraums. Bundesanleihen mit
10jähriger (Rest-)Laufzeit starteten mit Renditen von 2,41 % Ende 2024. Sie fielen dann zu-
nächst sogar noch etwas weiter auf Tiefststände bei 2,36 % im Februar und blieben in der
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ersten Jahreshälfte sehr niedrig. Renditeanstiege in der zweiten Jahreshälfte führten dann
zeitweise fast bis zur Drei-Prozent-Marke. Das Jahr 2025 beendeten die 10-Jahres-Bunds
dann mit einer Umlaufsrendite von 2,89 %.

Auch im Jahr 2025 setzte sich der Konsolidierungsprozess im Bankensektor im Hinblick auf
die Zahl der Institute weiter fort. Laut Bankenstatistik sank die Zahl der Kreditinstitute in
Deutschland bis zum Dezember 2025 insgesamt um 40 auf 1.256 im Vergleich zum Vorjah-
resultimo.

Quellen für die Abschnitte 1.1. und 1.2.:
World Economic Outlook (WEO) des IWF vom 19.01.2026
Deutsche Bundesbank - Monatsberichte Januar und Februar 2026
Bundesagentur für Arbeit � Arbeitslosenquote & Arbeitslosenzahlen 2025 Deutschland
Thüringer Landesamt für Statistik - Arbeitslose und Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt nach Kreisen in Thüringen

1.3. Rechtliche Rahmenbedingungen der Kreissparkasse Gotha

Die Kreissparkasse Gotha ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Ihr Träger ist der Landkreis
Gotha. Sie unterliegt neben der Bankenaufsicht noch der Staatsaufsicht der Thüringer Spar-
kassenaufsichtsbehörde beim Thüringer Finanzministerium. Eine der maßgeblichen Grund-
lagen der Geschäftstätigkeit ist das Thüringer Sparkassengesetz.

Die Kreissparkasse Gotha ist ein dem gemeinen Nutzen dienendes Wirtschaftsunternehmen
mit der Aufgabe, in ihrem Geschäftsgebiet die Versorgung mit Finanzdienstleistungen
sicherzustellen und insbesondere Gelegenheit zur sicheren Anlage von Geldern zu geben (öf-
fentlicher Auftrag). Die geschäftliche Betätigung der Sparkasse ist grundsätzlich auf das Ge-
biet ihres Trägers beschränkt (Regionalprinzip).

Die Kreissparkasse Gotha ist Mitglied der S-Finanzgruppe Hessen-Thüringen.

Wir sind dem bundesweiten Sicherungssystem der Sparkassen Finanzgruppe angeschlossen,
das elf regionale Teilfonds der Sparkassen durch einen überregionalen Ausgleich miteinan-
der verknüpft. Zwischen diesen und den Teilfonds der Landesbanken und Landesbauspark-
assen besteht ein Haftungsverbund. Durch diese Verknüpfung steht im Bedarfsfall die ge-
samte Zielausstattung des Sicherungssystems der Sparkassen Finanzgruppe zur Verfügung.
Die Zielausstattung des Sicherungssystems der Sparkassen setzt sich dabei aus dem einheit-
lichen Stützungsfonds (ESF) und dem neuen Zusatzfonds (ZF) zusammen. Dem entsprechend
verwaltet jeder Teilfonds zwei Teilvermögen, das Teilvermögen ESF und das Teilvermögen ZF.

Das Sicherungssystem der deutschen Sparkassenorganisation umfasst ein Risikomonito-
ringsystem zur Früherkennung von Risiken sowie eine risikoorientierte Beitragsbemessung.

1.4. Bedeutsamste finanzielle Leistungsindikatoren

Folgende Kennzahlen stellen unverändert unsere in der Geschäftsstrategie definierten be-
deutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren dar:

Cost-Income-Ratio (Verwaltungsaufwand in Relation zum Zins- und Provisionsüber-
schuss zuzüglich Saldo der sonstigen ordentlichen Erträge und Aufwendungen, bereinigt
um neutrale und aperiodische Positionen i. S. d. Sparkassenbetriebsvergleichs) - unter
65,0 %
Betriebsergebnis vor Bewertung (Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der
sonstigen ordentlichen Erträge und Aufwendungen und abzüglich der Verwaltungsauf-
wendungen, bereinigt um neutrale und aperiodische Positionen i. S. d. Sparkassenbe-
triebsvergleichs) - größer 0,80 % der DBS
Gesamtkapitalquote nach CRR - mindestens 17,0 %
Liquiditätsdeckungsquote (LCR) - größer 160 %.
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1.5. Geschäftsentwicklung

Das Jahr 2025 wurde weiterhin insbesondere durch die geopolitischen Krisen (Ukraine-Krieg,
Zollpolitik) und den damit verbundenen negativen Auswirkungen geprägt. Der vom US-Präsi-
denten Donald Trump initiierte Handelskrieg in Form von Zöllen stellte weltweit große Her-
ausforderungen dar. Für die deutsche Wirtschaft war 2025 das erste Jahr mit einem minima-
len Wachstum - nach nunmehr zwei Jahren in Folge ohne Wirtschaftswachstum. Die Inflati-
onsrate entfernte sich deutlich von ihren Höchstständen, sodass die Europäische Zentralbank
(EZB) im Juni 2024 ihren Zinssenkungszyklus einleiten und bis zum Frühsommer 2025 fort-
setzen konnte. Die Verunsicherung in der Bevölkerung sowie bei den Unternehmen ist wei-
terhin sehr stark ausgebildet.

Unter diesen Umfeldbedingungen sowie den Auswirkungen der Zinswende konnten wir im
Berichtsjahr im Hinblick auf die zinsbedingten Einflüsse deutlich positive Aspekte bezüglich
der Zinsspannenentwicklung verzeichnen. Die Sparkasse hat im Berichtsjahr die Bewertungs-
verfahren für Wertpapiere konstant gehalten und die notwendigen Bewertungen bei einzel-
nen Wertpapieren vorgenommen, was zu Abschreibungen geführt hat.

Zur Stärkung der Reserven in den Spezialfonds wurde weiterhin die Strategie verfolgt, Pa-
piere, die in der Vergangenheit bewusst deutlich unter pari erworben wurden, nicht vorzeitig
zu veräußern und in Papiere mit einem aktuellen Kupon zu drehen, was die Zinsspanne der
Sparkasse in den Folgejahren aufgrund geringer zu erwartender Ausschüttungen ordentli-
cher Erträge voraussichtlich belasten wird. Derzeit erfolgen Investitionen grundsätzlich um
pari.

Darüber hinaus wurden im Berichtsjahr die Reserven über den Fonds für allgemeine Bankri-
siken nach § 340g HGB aufgrund der positiven Ertragslage deutlich gestärkt.

Die Geschäftsentwicklung wird aufgrund der dargestellten Umfeldbedingungen als zufrie-
denstellend bewertet. Die Sparkasse hat sich in Teilbereichen besser bzw. schlechter entwi-
ckelt als laut Prognose im Lagebericht 2024 erwartet.
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Die wichtigsten Bilanzpositionen stellen sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar:

31.12.2025 31.12.2024
Veränderungen 2025 ge-

genüber 2024

in Mio EUR in Mio EUR in %

Bilanzsumme 1.581,6 1.543,3 38,3 2,5

Forderungen an Kreditinstitute 220,5 239,7 -19,2 -8,0

täglich fällig 64,1 58,2 5,9 10,1

andere Forderungen 156,4 181,5 -25,1 -13,8

Forderungen an Kunden 667,0 654,4 12,6 1,9

Privatkunden 292,5 292,8 -0,3 -0,1

Geschäftskunden 328,0 314,8 13,2 4,2

öffentliche Haushalte 62,1 60,9 1,2 2,0

Sonstige 1,8 1,2 0,6 50,0

Abzugsposition -17,4 -15,3 -2,1 13,7

Eigenanlagen insgesamt 640,8 590,5 50,3 8,5
Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere 397,9 347,5 50,4 14,5
Aktien und andere nicht
festverzinsliche Wertpapiere 242,9 243,0 -0,1 -0,0

andere Aktivpositionen 53,3 58,7 -5,4 -9,2

Verbindlichkeiten ggü. Kreditinstituten 26,7 27,6 -0,9 -3,3

täglich fällig 0,0 0,0 0,0 -
mit vereinbarter Laufzeit oder
Kündigungsfrist 26,7 27,6 -0,9 -3,3

Einlagen von Kunden insgesamt 1.350,9 1.319,5 31,4 2,4

Spareinlagen 289,8 301,0 -11,2 -3,7
mit vereinbarter Kündigungsfrist
von drei Monaten 289,8 301,0 -11,2 -3,7
mit vereinbarter Kündigungsfrist
von mehr als drei Monaten 0,0 0,0 0,0 -

andere Verbindlichkeiten 1.061,1 1.018,5 42,6 4,2

täglich fällig 1.026,9 967,4 59,5 6,2

mit vereinbarter Kündigungsfrist 34,2 51,1 -16,9 -33,1

Nachrangige Verbindlichkeiten 0,0 0,0 0,0 -

andere Passivpositionen 22,8 21,1 1,7 8,1
Fonds für allgemeine Bankrisiken
gemäß § 340g HGB 71,3 66,2 5,1 7,7

Eigenkapital inkl. Bilanzgewinn 109,9 108,9 1,0 0,9

Die Bilanzsumme erhöhte sich entgegen unserer Erwartungen im abgelaufenen Geschäfts-
jahr leicht gegenüber dem Vorjahr.

Der erwartete leichte Anstieg bei den Kundenkrediten trat insgesamt ein. Allerdings wurde
dieser entgegen unserer Annahmen nicht durch die Ausweitung privater Baufinanzierungen
sondern durch deutliche Steigerungen bei den Kommunaldarlehen und Investitionskrediten
generiert.

Bei den Eigenanlagen wurde der Bestand an Wertpapieren entgegen der Prognose deutlich
erhöht. Hier wurden fällige Schuldscheindarlehen als Wertpapiere angelegt.
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Die Bestandsentwicklung bei Ratenkrediten war entgegen unserem geplanten minimalen An-
stieg leicht rückläufig. Hintergrund ist dabei insbesondere die Vermittlung von Privatkrediten
an die S-Kreditpartner GmbH.

Die Geldvermögensbildung unserer Kunden konnte weiter deutlich ausgebaut werden. Bei
den Kundeneinlagen waren trotz der Umschichtung in Wertpapiere des Depots B keine Mit-
telabflüsse zu verzeichnen, vielmehr konnten wir ein leichtes Wachstum erkennen. In unseren
Erwartungen waren wir für 2025 noch von einem relativ konstantem Einlagenbestand ausge-
gangen. Die Spareinlagen haben leicht abgenommen und bei täglich fälligen Geldern waren
deutliche Zuwächse zu sehen.

Das außerbilanzielle Kundengeschäft der Sparkasse beinhaltet vorwiegend das Wertpapier-
geschäft und das Vermittlungsgeschäft von Produkten der Verbundpartner.

Im Wertpapierbereich lagen die Provisionserträge im Berichtsjahr deutlich über dem Vorjah-
resniveau und auch über der für 2025 geplanten Steigerung. Ziel ist weiterhin der laufende
Bestandsaufbau sowie der stetige Abschluss von Fondssparplänen zur Generierung laufen-
der Erträge. Im Bausparbereich konnten die Planzahlen nicht erfüllt werden und auch der Vor-
jahreswert wurde deutlich unterschritten. Beim Vermittlungsgeschäft von Versicherungen
wurde zwar der Planwert verfehlt, aber es konnte eine Steigerung zum Vorjahr erreicht wer-
den. Hinsichtlich der aus dem außerbilanziellen Geschäft erzielten Erträge verweisen wir auf
die Ausführungen unter dem Punkt 2.1 Ertragslage.

Die Position Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten hat sich entsprechend unserer
Planungsannahme leicht reduziert.

Das nichtbilanzielle Eigengeschäft beinhaltet Geschäfte mit derivativen Finanzinstrumenten
zur Absicherung und Steuerung des Gesamtzinsbuchs. Hinsichtlich Art und Umfang sowie der
Risikosteuerung des Derivategeschäfts verweisen wir auf die Angaben im Anhang zum Jah-
resabschluss bzw. auf die Ausführungen im Berichtsteil C. (Risikoberichterstattung).
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2. Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage

2.1. Ertragslage

Die wichtigsten Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung im Vergleich zum Vorjahr und
in Prozent der Durchschnittlichen Bilanzsumme (DBS) sowie die bedeutsamsten finanziellen
Leistungsindikatoren stellen sich wie folgt dar:

31.12.2025 31.12.2024
Veränderung 2025

gegenüber 2024
in Mio
EUR

in %
DBS

in Mio
EUR

in Mio
EUR in %

Sicherheitsrücklage 1) 108,9 7,0 108,1 0,8 0,7

a Zinsüberschuss 2) 30,0 1,9 27,1 2,9 10,7

b Provisionsüberschuss 3) 10,0 0,6 10,0 0,0 0,0

c Nettoergebnis aus Finanzgeschäften - - - - -

d sonstige betriebliche Erträge 1,2 0,1 2,1 -0,9 -42,9

e allgemeine Verwaltungsaufwendungen 24,0 1,5 21,4 2,6 12,1

f Abschreibungen 4) 0,9 0,1 1,0 -0,1 -6,4

g sonstige betriebliche Aufwendungen 0,9 0,1 1,6 -0,7 -43,8

Betriebsergebnis vor Bewertung 15,4 1,0 15,2 0,2 1,1

Bewertungsergebnis 5) -4,3 -0,3 -4,4 0,1 -3,0

Zuführung nach § 340g HGB -5,1 -0,3 -7,0 1,9 -27,1

Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 6,0 0,4 3,8 2,2 57,7

Steuern -5,0 -0,3 -3,0 -2,0 66,7

Jahresüberschuss 1,0 0,1 0,8 0,2 24,2

Cost-Income-Ratio/Aufwandsquote
in v. H. 6) 62,62 % 61,22 %

Eigenkapitalverzinsung in v. H. 7) 5,51 % 3,52 %

Durchschnittsbilanzsumme (DBS) 1.559,7 1.539,6
1) Sicherheitsrücklage vor Zuführung
2) Pos. 1 - Pos. 2 + Pos. 3 der GuV
3) Pos. 5 - Pos. 6 der GuV
4) Pos. 11 der GuV
5) Pos. 13 - Pos. 14 + Pos. 15 - Pos. 16 der GuV
6) (e+f+g) x 100/(a+b+c+d)
7) Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit x 100/Sicherheitsrücklage

Die Sicherheitsrücklage hat sich aufgrund der Zuführung des Jahresüberschusses aus dem
Jahr 2024 erhöht.

Grundlage für die nachstehende Analyse bilden die nach den Regeln des Betriebsvergleiches
der Sparkassenorganisation ermittelten Kennzahlen. Bei dem Betriebsvergleich handelt es
sich um eine betriebswirtschaftliche Darstellung von Erfolgskennzahlen auf Basis des Ver-
hältnisses zur Durchschnittsbilanzsumme (DBS) des Geschäftsjahres oder anderer einheitli-
cher Ermittlungsverfahren. Periodenfremde und außergewöhnliche Posten werden dabei
nach einheitlichen Regelungen dem neutralen Ergebnis zugerechnet.
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Überleitungsrechnung
Überlei-

tung
Betriebswirtschaftliches Ergebnis

Gewinn- und Verlust-
Rechnung

2025
Mio EUR Mio EUR

2025
Mio EUR

2024
Mio EUR

Zinsüberschuss (ein-
schließlich laufender Er-
träge) 30,0 -0,2 29,8 27,3 Zinsüberschuss
Provisionsüberschuss 10,0 -0,1 9,9 10,0 Provisionsüberschuss
Verwaltungsaufwendun-
gen und Abschreibungen 24,9 -0,3 24,6 21,8 Personal-/Sachaufwand
Teilbetriebsergebnis 15,1 0,0 15,1 15,5 ---
Handelsergebnis 0,0 0,0 0,0 0,0 Handelsergebnis
Saldo sonstige Erträge
und Aufwendungen 0,3 -0,1 0,2 0,2

Saldo sonstige ordentliche
Erträge und Aufwendungen

Betriebsergebnis vor Be-
wertung 15,4 0,0 15,4 15,7

Betriebsergebnis vor Be-
wertung

Bewertungsergebnis
(einschließlich Zufüh-
rung nach § 340g HGB) -9,4 0,2 -9,2 -11,8 Bewertungsergebnis
Betriebsergebnis nach
Bewertung 6,0 0,1 6,2 3,9

Betriebsergebnis nach Be-
wertung

Außerordentliches
Ergebnis 0,0 -0,3 -0,3 -0,1

Saldo neutraler Ertrag/
neutraler Aufwand

Ergebnis vor Steuern 6,0 -0,1 5,9 3,8 Ergebnis vor Steuern

Steuern -5,0 0,1 -4,9 -3,0 Steuern
Jahresüberschuss 1,0 0,0 1,0 0,8 Jahresüberschuss

Die Differenz im Zinsüberschuss resultiert vor allem aus der unterschiedlichen Berücksichti-
gung von aperiodischen Zinserträgen und -aufwendungen, die im Betriebsvergleich im neut-
ralen Ergebnis ausgewiesen werden. Die Aufzinsung der Rückstellung für laufende Pensionen
mindert so den handelsrechtlichen Zinsüberschuss. Der Saldo sonstiger betrieblicher Erträge
und Aufwendungen gemäß GuV enthält unter anderem Erträge aus der Auflösung von Rück-
stellungen, Spenden und aperiodische Ergebnisse, die im Betriebsvergleich im Saldo als
neutraler Ertrag und neutraler Aufwand ausgewiesen sind. Die vorgenannten Unterschiede
beeinflussen somit die verschiedenen Teilergebnisse bis zum Ergebnis vor Steuern.

Der Zinsüberschuss konnte gemäß unserer Prognose deutlich gesteigert werden; der Anstieg
fiel sogar höher als geplant aus. Ursächlich für den Anstieg waren neben höheren Tagesgeld-
anlagen, gestiegenen Beteiligungserträgen auch vereinzelte Zuwächse bei den Eigenanlagen
und im Kundenkreditgeschäft. Daneben verringerte sich der Zinsaufwand durch unter unse-
rer Prognose liegenden Bestände an Eigenemissionen und eine ausbleibende Umschichtung
innerhalb unserer Geldmarktkonten.

Der Provisionsüberschuss und auch die Einnahmen aus dem außerbilanziellen Kundenge-
schäft lagen nahezu auf dem Niveau des Vorjahres und wurden hauptsächlich getragen durch
Provisionseinnahmen aus dem Giro- und Zahlungsverkehr sowie dem Vermittlungsgeschäft
unserer Verbundunternehmen. Unsere nahezu konstante Ertragserwartung wurde dabei na-
hezu punktgenau erfüllt. Dabei konnten die die Provisionserträge �Versicherungen� leicht
und die Provisionserträge �Wertpapiere� deutlich zulegen. Hauptgrund hierfür ist die konse-
quente Multikanalberatung unserer Kunden sowie die gegenüber Kundeneinlagen bevorzug-
ten Wertpapiergeschäfte. Das �Bauspargeschäft� blieb deutlich hinter unseren Erwartungen
zurück und lag damit auch deutlich unter dem Niveau des Vorjahres. Die eigenen im Bestand
befindlichen Immobilien konnten mit den Mieteinnahmen einen leicht höheren Ertrag als im
Vorjahr generieren. Bezüglich der Bestandsentwicklung verweisen wir auf den Punkt 1.5 Ge-
schäftsentwicklung.
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Der Verwaltungsaufwand 2025 lag sehr deutlich über dem Niveau des Vorjahres und auch
deutlich über dem geplanten Niveau. Die Personalaufwendungen erhöhten sich stärker als
von uns prognostiziert. Der Anstieg ist hauptsächlich auf die erhöhte Mitarbeiteranzahl, insb.
aufgrund des Nachfolgemanagements, zurückzuführen. Dies stellt eine bewusste Investition
in den Vertrieb und Betrieb der Sparkasse dar. Bei den Sachaufwendungen fielen insbeson-
dere die Aufwendungen für �Dienstleistungen Dritter�, �Grundstücke und Gebäude� sowie
�EDV bzw. IT� deutlich höher als im Vorjahr und auch als geplant aus.

Das Betriebsergebnis vor Bewertung fiel bei über den Erwartungen liegenden Erträgen und
Aufwendungen insgesamt leicht höher als im Vorjahr aus und lag leicht über dem ursprüng-
lich prognostizierten Wert.

Das im Berichtsjahr gegenüber dem Vorjahr leicht gestiegene Zinsniveau im Kapitalmarktbe-
reich führte zu kursmindernden Effekten bei den einzelnen Wertpapieren, so dass hieraus
z. T. Abschreibungen resultierten. Die geplanten Zuschreibungen auf Wertpapiere traten
nicht in dem Maße ein - im Gegenteil - es entstanden Abschreibungen. Die Fondspreise der
Wertpapierspezialfonds entwickelten sich positiv, sodass der aktuelle Wert weiterhin über
dem Buchwert liegt und hieraus kein Bewertungsbedarf resultiert. Lediglich bei dem Immo-
bilien-Spezialfonds hat sich aufgrund der Entwicklung am Immobilienmarkt weiterer Ab-
schreibungsbedarf ergeben, welcher das Bewertungsergebnis in geringem Umfang geprägt
hat. Zur Wahrung der Bilanzkontinuität hat die Sparkasse den Teil der Wertpapiere, welcher
im Jahr 2022 von der Liquiditätsreserve in das Anlagevermögen mit teilweiser Anwendung
des gemilderten Niederstwertprinzips umgewidmet wurde und zum Bilanzstichtag im Be-
stand führte, weiterhin nach diesem Prinzip bewertet. Zum 31. Dezember 2025 wurden durch
die Anwendung des gemilderten Niederstwertprinzips Abschreibungen in Höhe von insge-
samt 2,2 Mio EUR (Ende 2024: 4,8 Mio EUR) vermieden. Im Kundenkreditgeschäft waren ge-
genüber dem Vorjahr höhere handelsrechtliche Risikovorsorgeaufwendungen zu verzeich-
nen, die moderat über den Erwartungen lagen. Im Bereich der Beteiligungen wurde eine Zu-
schreibung auf die Beteiligung an der Erwerbsgesellschaft der S-Finanzgruppe mbH & Co. KG,
Neuhardenberg, die ihrerseits Anteile der BSK 1818 Holding AG (ehemals Landesbank Berlin
Holding AG) hält, vorgenommen. Durch die Teilnahme an einer Kapitalerhöhung der Deut-
schen Leasing AG & Co. KG, Bad Homburg v. d. Höhe, erhöhte sich außerdem deren Beteili-
gungsbuchwert. Das sonstige Bewertungsergebnis wurde hauptsächlich beeinflusst durch
Zuschreibungen auf Sachanlagen im Zusammenhang mit der Instandsetzung der Filiale Fried-
richroda nach einem Schadensfall.

Das Betriebsergebnis nach Bewertung lag deutlich über dem Vorjahresergebnis und leicht
unter dem ursprünglich geplanten Wert.

Die Sparkasse wird zur Stärkung der Reserven und des Eigenkapitals einen erheblichen Teil
des Jahresergebnisses dem Fonds für allgemeine Bankrisiken nach § 340g HGB zuführen.

Das neutrale Ergebnis stellt sich etwas schlechter als das Vorjahresergebnis dar. Dabei fällt
es leicht besser aus als erwartet.

Die bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren der Ertragslage (vgl. 1.4) lagen besser
als der jeweilige Planwert. Während die Cost-Income-Ratio dabei leicht über dem Vorjahres-
wert lag, konnte das Betriebsergebnis vor Bewertung auf nahezu demselben Niveau gehalten
werden. Beide Werte haben die zum Bilanzstichtag gültigen strategischen Zielsetzungen für
2025 deutlich erfüllt.

2.2. Finanzlage

Beurteilt wird die ausreichende Liquiditätslage der Kreditinstitute anhand der Liquiditätsde-
ckungsquote (LCR), welche der Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit eines Instituts über ei-
nen Betrachtungshorizont von 30 Kalendertagen unter Berücksichtigung eines von der Auf-
sicht vorgegebenen Stressszenarios dient. Die Liquiditätsdeckungsanforderung (LCR) ver-
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langt von den Instituten, dass sie einen Liquiditätspuffer halten, der mindestens die inner-
halb von 30 Tagen unter marktweiten und idiosynkratischen Stressbedingungen anfallenden
Nettozahlungsabflüsse abdeckt.

Die LCR liegt per 31. Dezember 2025 bei 268 % (Vorjahr: 231 %). Die aufsichtsrechtlich vor-
gegebene Mindestkennziffer von 100 % sowie die strategische Zielgröße wurde in Überein-
stimmung mit unserer Planung deutlich übererfüllt. Im Jahresverlauf bewegte sich die Kenn-
ziffer in der Bandbreite zwischen 229 % und 323 %. Ursache für die Schwankungen im Jah-
resverlauf war insbesondere die Fälligkeitsstruktur der Eigenanlagen inkl. Schuldscheindar-
lehen.

Die Net Stable Funding Ratio (strukturelle Liquiditätsquote - NSFR) liegt per 31. Dezem-
ber 2025 bei 132 % (Vorjahr: 129 %). Im Berichtsjahr bewegte sich die Quote in einer Band-
breite von 128 % bis 132 %; damit wurde die aufsichtsrechtliche Mindestquote von 100 %
eingehalten.

In dem bei der Deutschen Bundesbank geführten Dispositionsdepot mit genereller Verpfän-
dung waren zum 31. Dezember 2025 keine Wertpapiere hinterlegt. Offenmarktgeschäfte be-
stehen zum Stichtag 31. Dezember 2025 nicht. Zum 31. Dezember 2025 bestanden keine
Kreditlinien bei anderen Instituten. Zur Erfüllung der Mindestreservevorschriften wurden ent-
sprechende Guthaben bei der Deutschen Bundesbank unterhalten.

Hinsichtlich der Steuerung der Liquiditätsrisiken verweisen wir auf die Ausführungen im Be-
richtsteil C. (Risikoberichterstattung).

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war aufgrund einer planvollen und ausgewogenen Li-
quiditätsvorsorge - wie prognostiziert - jederzeit gegeben.

2.3. Vermögenslage

Nach der bei Feststellung des Jahresabschlusses noch zu beschließenden Rücklagenzufüh-
rung wird die Sicherheitsrücklage voraussichtlich 109,9 Mio EUR (Vorjahr: 108,9 Mio EUR)
betragen. Das entspricht einer Erhöhung um 0,9 %.

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken nach § 340g HGB in Höhe von 66,2 Mio EUR wird um
7,7 % bzw. 5,1 Mio EUR gegenüber dem Vorjahr gestärkt.

Für die Eigenmittelanforderungen sind die Bestimmungen der Capital Requirements Regula-
tion (CRR) maßgeblich. Zur Ermittlung des aufsichtsrechtlichen Adressenrisikos wurden nach
der CRR der Standardansatz und für operationelle Risiken die Geschäftsindikatorkomponente
�BIC� nach Art 313 CRR III gewählt.

Als Kernkapital stehen der Sparkasse am 31. Dezember 2025 die Sicherheitsrücklage und der
Fonds für allgemeine Bankrisiken nach § 340g HGB zur Verfügung.

Die Eigenmittel nach Art. 72 CRR und die anrechenbaren Eigenmittel i. S. v. Art. 4 Abs. 1
Nr. 71 CRR stellen sich zum 31. Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahresstichtag wie folgt
dar:

31.12.2025 31.12.2024

TEUR TEUR

Posten des harten Kernkapitals 175.138 167.317

- Abzüge vom harten Kernkapital -769 -162

Hartes Kernkapital gemäß Artikel 50 CRR 174.369 167.156

Kernkapital gemäß Artikel 25 CRR 174.369 167.156

Eigenmittel gemäß Artikel 72 CRR
= anrechenbare Eigenmittel gemäß Artikel 4 Abs. 1 Nr. 71 CRR 174.369 167.156
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Zum Bilanzstichtag 2025 wurden Eigenmittelanforderungen für Adressenrisiken von
55,1 Mio EUR (31. Dezember 2024: 50,0 Mio EUR) und für das operationelle Risiko von
5,0 Mio EUR (31. Dezember 2024: 4,6 Mio EUR) nach Art. 92 Abs. 1 CRR berücksichtigt.

Das Verhältnis der Eigenmittel gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 118 der CRR überschreitet - bezogen
auf den Gesamtrisikobetrag gemäß Teil III der CRR - per 31. Dezember 2025 mit 23,2 %
(31. Dezember 2024: 24,5 %) deutlich die von der BaFin gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 1
KWG i. V. m. § 6b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KWG (SREP-Bescheid vom 25. Januar 2024) für die Spar-
kasse angeordnete Gesamtkapitalquote von 10,00 % sowie unseren Zielwert von 17,00 %.
Dabei lag die Bandbreite im Jahresverlauf zwischen 22,1 % und 23,2 % und übertraf damit
leicht unserem prognostizierten Wert. Die Basis für eine zukünftige Geschäftsausweitung ist
somit gegeben.

Durch den von der BaFin am 31. Januar 2022 mittels Allgemeinverfügung festgelegten, ab
dem 1. Februar 2023 zu berücksichtigenden inländischen antizyklischen Kapitalpuffer in
Höhe von 0,75 %, ausländischer antizyklischer Kapitalpuffer und der mit Schreiben der BaFin
vom 14. Februar 2025 festgelegten Eigenmittelempfehlung zur Abdeckung von Risiken in
Stresssituationen in Höhe von 2,5 % betragen unsere aufsichtlichen Gesamtkapitalanforde-
rungen inklusive P2G per 31. Dezember 2025 13,26 %. Da wir bei der Ermittlung der Eigen-
mittelanforderungen die Grundpfandrechte auf Wohnimmobilien nicht anrechnungsmin-
dernd berücksichtigen, ist der Systemrisikopuffer für den Wohnimmobiliensektor nicht anzu-
wenden.

Wie in der Prognose des Lageberichtes 2024 vorgesehen, war die Vermögenslage im vergan-
genen Geschäftsjahr stets solide und geordnet.

3. Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren

3.1. Bedeutsamste nichtfinanzielle Leistungsindikatoren

Bedeutsamste nichtfinanzielle Leistungsindikatoren, deren Zielwerte wir nach unseren stra-
tegischen Vorgaben bis Ende 2027 erreichen wollen, sind für uns

der Erhalt und Ausbau folgender Marktanteils-Positionen:
Privatgiromarkt 38,9 % (Zielwert 39,0 % ab 30. Dezember 2025, vorher 41,0 %);
Geschäftsgiromarkt 32,7 % (Zielwert 33,2 %);
Wertpapiere 14,4 % (Zielwert 21,4 % ab 30. Dezember 2025, vorher 14,5 %);
Immobilienfinanzierung Privatkunden 25,6 % (Zielwert 27,6 % ab 30. Dezember
2025, vorher 24,9 %).
Einlagen Privatkunden 31,9 % (neu ab 30. Dezember 2025 33,4 %).

Die bisher erreichten Werte bewegen sich, bis auf den Teilbereich Privatgiromarkt auf-
grund eines rückläufigen Marktanteils, im prognostizierten Rahmen. Ab dem 30. Dezem-
ber 2025 wurden die Zielwerte z. T. angepasst und um den Zielwert Einlagen Privatkun-
den ergänzt.

die Kundenzufriedenheit, welche die Schlüsselgröße für die Behauptung und den Ausbau
der Markt- und Wettbewerbsposition der Sparkasse darstellt, stellt sich wie folgt dar: Ge-
samtwert Kundenzufriedenheit Privatkunden aktuell 60,0 % (Zielwert >=60,0 %); Kun-
denzufriedenheit Firmenkunden 62,0 % (Zielwert  60,0 %). Die Kundenzufriedenheit
Firmenkunden konnte ggü. der letzten Umfrage (57,0 %) deutlich gesteigert werden.

Aufgrund der Einführung einer Medialquote in diesem Jahr wurden die Zielwerte zum di-
gitalen Reifegrad per 30. Dezember 2025 nicht mehr als strategische Kenngrößen defi-
niert.
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Die Steigerung bzw. der Erhalt der Kennzahlen sind wesentliche Voraussetzung für das Errei-
chen der Ertragsziele hinsichtlich des Ausbaus unserer Marktanteile, aber auch hinsichtlich
einer effizienten Konto- und Kundenverbindung. Letztlich stehen alle Kennzahlen gleichbe-
rechtigt nebeneinander und unsere Maßnahmenplanung im Vertrieb sowie in der Prozessop-
timierung sind auf die Steigerung der Kennzahlen ausgerichtet.

3.2. Kundenbelange

Der Sparkasse vertrauen per 31. Dezember 2025 etwa 62.100 Kunden im Landkreis Gotha ihr
Geld an.

Auch im Jahr 2025 wurde stetig am weiteren Ausbau der digitalen Vertriebs- und Zahlungs-
verkehrswege gearbeitet. Unter Nachhaltigkeitsaspekten wurde der digitale Datenaustausch
weiter forciert. Unsere Kunden erreichten uns neben der klassischen stationären Beratung
telefonisch bzw. über unsere Internet-Filiale.

3.3. Personal- und Sozialbereich

Die Anzahl der Beschäftigten hat sich zum Jahresende 2025 mit 221 nach 206 im Vorjahr
moderat unter Beachtung der Nachfolgeplanungen erhöht. Dabei sind Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit längerfristigen Abwesenheiten und die sich in der Freizeitphase der Alters-
teilzeit befinden nicht enthalten. Unter den 221 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern befanden
sich 19 Auszubildende.

Am 31. Dezember 2025 setzt sich die Altersstruktur der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(ohne Auszubildende, längerfristig abwesende sowie sich in der Freizeitphase der Altersteil-
zeit befindlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) wie folgt zusammen:

in Jahren unter
20

20 bis
unter 30

30 bis
unter 40

40 bis
unter 50

50 bis
unter 55

55 bis
unter 60

60 und
mehr

Gesamt

Aufteilung in % 0,0 10,89 17,33 25,74 17,33 17,33 11,38 100,00

Aufteilung nach Mit-
arbeitern

0 22 35 52 35 35 23 202

Im Rahmen unserer Unternehmenskultur bieten wir unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern verschiedene Möglichkeiten zur besseren Vereinbarkeit der beruflichen und privaten
Ziele an. Die Dienstvereinbarung zur Flexibilisierung der Arbeitszeit, das Angebot zur befris-
teten Anpassung der Sollarbeitszeit, die Schaffung der Möglichkeit, zusätzlich unbezahlten
Urlaub in Anspruch zu nehmen, sowie die Teilnahme an der mobilen Arbeit machen dies mög-
lich. So wurden 22 Anträge auf Veränderung der Arbeitszeit für das Geschäftsjahr genehmigt.
Außerdem haben 14 Beschäftigte insgesamt 67 Tage unbezahlten Urlaub genommen. Vom
Angebot zur Inanspruchnahme der mobilen Arbeit haben 2025 insgesamt 13 weitere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter Gebrauch gemacht.

Im Rahmen der bestehenden Dienstvereinbarung zur Altersteilzeit konnten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ab der Vollendung des 57. Lebensjahrs Altersteilzeit vereinbaren. Von dieser
Vereinbarung haben seit Inkrafttreten 31 Mitarbeiterinnen Gebrauch gemacht. Ein zukünfti-
ger Neuabschluss ist aufgrund tarifvertraglicher Regelungen nicht mehr möglich.

Die Sparkasse qualifizierte ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch im Jahr 2025 entspre-
chend den steigenden Anforderungen. In die Aus- und Weiterbildung wurden insgesamt
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261,7 TEUR (Vorjahr: 179,7 TEUR) investiert. Insgesamt sind die Mitarbeiter ausreichend qua-
lifiziert. Unter Berücksichtigung der Anforderungsprofile stellt sich die Qualifikationsstruktur
der Mitarbeiter wie folgt dar:

3,0 % Masterabschluss
7,9 % Fachhochschulabschluss
20,3 % Bank-/ Sparkassenbetriebswirt
18,3 % Bank-/ Sparkassenfachwirt
29,7 % Bank-/ Sparkassenkaufmann
20,8 % andere Ausbildung.

Grundlage des Vergütungssystems der Sparkasse ist der Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD-S). Für die Vergütung gelten dabei die Entgelttabellen des Tarifvertrages. Ne-
ben den zwölf festen Monatstabellenentgelten gehört die Sparkassensonderzahlung (SSZ)
gem. § 18.4 TVöD-S als weiterer Gehaltsbestandteil zur tariflichen Zahlung. Auch in 2025 kam
der garantierte Anteil der SSZ zur Auszahlung. In 2026 wird der variable Anteil der SSZ für
2025 wieder komplett ausgezahlt.

Mit in Krafttreten der Dienstvereinbarung über die �Einrichtung einer betrieblichen Alters-
versorgung� eröffneten wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die attraktive Möglichkeit,
neben der gesetzlichen Rentenversicherung, sich für den Ruhestand über den Abschluss ei-
ner Direktversicherung abzusichern. Die betriebliche Altersversorgung aus Entgeltumwand-
lung können alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab 1. Dezember 2020 erhalten, die in der
gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind. Die Sparkasse leistet auf die Entgel-
tumwandlungsbeträge einen Arbeitgeberzuschuss in Höhe von 15 %.

Zur Unterstützung der Gesundheitsvorsorge unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurde
mit der Bayrischen Beamtenkrankenkasse AG ein Gruppenversicherungsvertrag über eine be-
triebliche Krankenversicherung für alle in der gesetzlichen Krankenversicherung versicher-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum 1. Juni 2021 abgeschlossen und ab 1. August 2023
für alle Privat-Krankenversicherten erweitert. Diese freiwillige Zuwendung des Arbeitgebers
erfolgte zur Stärkung der Verbundenheit und der Unternehmenstreue zur Sparkasse und
dient der Gesunderhaltung und Entlastung der Krankheitskosten unserer Mitarbeiter.

Durch die Einführung des Leasings von Fahrrädern bieten wir unseren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern seit Februar 2022 eine weitere Variante zur Entgeltumwandlung an und leisten
somit einen weiteren Beitrag zur Gesunderhaltung.

Zusätzlich zu den Beiträgen zur betrieblichen Krankenversicherung gewähren wir unseren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern seit Mai 2023 einen monatlichen steuerfreien Sachbezug
in Form des �Gotha-Gutscheins� als weitere außertarifliche freiwillige Zuwendung. Diese
Möglichkeit der Vergabe der Gutscheine wird insbesondere durch den Einsatz und das Enga-
gement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewährleistet und dient somit auch dem be-
triebswirtschaftlichen Erfolg der Sparkasse.

Die Restriktionen gemäß § 25a Abs. 5 KWG und der Institutsvergütungsverordnung wurden
durch die Sparkasse beachtet.

4. Gesamtbeurteilung

Der Vorstand bewertet die Entwicklung der Geschäftstätigkeit, die Ertrags-, Finanz- und Ver-
mögenslage sowie die nichtfinanziellen Leistungsindikatoren der Kreissparkasse Gotha im
abgelaufenen Geschäftsjahr im Rahmen der strategischen Zielsetzung insgesamt als zufrie-
denstellend.



645 1 25 Seite 15

B. Nachtragsbericht

Vorgänge von besonderer Bedeutung mit Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage haben wir in Abschnitt D. des Anhangs dargestellt.

C. Risikoberichterstattung gemäß § 289 Abs. 2 Nr. 2 HGB

1. Risikomanagement und Risikotragfähigkeit

Unter dem Risikomanagement versteht die Sparkasse, dass Risiken frühzeitig und regelmä-
ßig erkannt und analysiert, gesteuert und überwacht werden. Der Risikomanagementprozess
unterlag im Jahr 2025 Veränderungen infolge von zwei durchgeführten anlassbezogenen Ri-
sikoinventuren. Neben der Einführung einer einheitlichen Wesentlichkeitsschwelle in der
ökonomischen Perspektive für die Prüfung der Risikokategorien und der Summe der unwe-
sentlichen Risiken, sowie der Berücksichtigung von Anschaffungsnebenkosten bei der Mes-
sung der Immobilienrisiken, erfolgte eine Erweiterung der operativen Nachhaltigkeitsinven-
tur. Weiterhin erfolgte die Integration harmonisierter Szenarien für beide Steuerungsper-
spektiven.

Der Risikomanagementprozess stellt sich wie folgt dar:

Die Risikotragfähigkeitskonzeption umfasst die Ermittlung des Risikodeckungspotenzials,
die Risikomessung und die Begrenzung der Risiken durch Risikolimite. Zur Sicherstellung der
langfristigen Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf Basis der eigenen Substanz und Er-
tragskraft setzt die Sparkasse ein Risikotragfähigkeitskonzept mit einer vierteljährlichen
bzw. jährlichen Berechnung der Risikotragfähigkeit in einer ökonomischen Perspektive und
einer normativen Perspektive ein. Die Risikotragfähigkeitsberechnungen werden ergänzt um
Stresstests (ökonomische Perspektive) und Betrachtungen adverser Szenarien (normative
Perspektive).

In der Geschäftsstrategie haben wir die Ziele der Sparkasse für jede wesentliche Geschäftstä-
tigkeit sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dargestellt. Unsere Risikostrategie
umfasst die Ziele der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maß-
nahmen zur Erreichung dieser Ziele. Risikomanagementziele sind u. a. der Schutz des Spar-
kassenvermögens, das kontrollierte Eingehen von Risiken im Rahmen eines Risikotragfähig-
keitskonzepts und einer ertrags- und wertorientierten Banksteuerung sowie die Beachtung
gesetzlicher und aufsichtsrechtlicher Anforderungen. Weitere Teilstrategien für die Bereiche
Vertrieb, Personal, Kommunikation, Qualität, IT, Sachkosten und Investitionen, Anlage und
Refinanzierung, Auslagerungen / IKT-Drittparteienrisiko, Bargeld, Digitalisierung, Nachhal-
tigkeit sowie Filialen sind festgelegt. Die Sparkasse ist an das zentrale Risikomesssysteme
der S-Finanzgruppe (DSGV-Risikomonitoring) angeschlossen und verfolgt das Ziel eines grü-
nen Ampelstatus.

Ziel der Risikoinventur ist es, mindestens jährlich systematisch Risiken zu identifizieren, um
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deren Wesentlichkeit beurteilen zu können und sich einen Überblick über das Gesamtrisi-
koprofil zu verschaffen. Nachhaltigkeitsrisiken wurden als Risikotreiber bei der Beurteilung
der Wesentlichkeit der Risiken quantitativ und qualitativ berücksichtigt. Zudem werden re-
gelmäßig quantitative und qualitative Analysen zur Bestimmung von Risiko- und Ertragskon-
zentrationen vorgenommen. Dabei werden sowohl Intra- als auch Inter-Risikokonzentratio-
nen betrachtet.

Auf der Grundlage der zuletzt durchgeführten Risikoinventur wurden folgende Risiken in der
ökonomischen und der normativen Perspektive als wesentlich eingestuft:

Risikoart Risikokategorie

Adressenrisiko Kundengeschäft

Eigengeschäft

Marktpreisrisiko

Zinsänderungsrisiko

Spreadrisiko

Aktienrisiko

Immobilienrisiko

Liquiditätsrisiko Zahlungsunfähigkeitsrisiko

Operationelles Risiko

Beteiligungsrisiko

Mit Veröffentlichung der 7. MaRisk-Novelle im Juni 2023 sind auch ESG-Risiken in das Risi-
komanagementsystem sukzessive zu integrieren. Die Auswirkungen von ESG-Risiken auf die
Risikoarten wurden erstmals quantitativ in beiden Steuerungsperspektiven in Form von phy-
sischen und transitorischen Szenarien untersucht und im Rahmen einer Risikoinventur be-
rücksichtigt. Auf der Grundlage der durchgeführten Risikoinventur hat die Sparkasse Nach-
haltigkeitsgrundsätze und -ziele in die Geschäfts- und Risikostrategie aufgenommen und mit
der Risikoberichterstattung verknüpft. Die Sparkasse wird die Anforderungen des Banken-
richtlinienumsetzungs- und Bürokratieentlastungsgesetz (BRUBEG) an die Erstellung eines
ESG-Risikoplans unter Berücksichtigung der eingeräumten Fristen umsetzen.

Um Nachhaltigkeitsrisiken abzudecken, betrachten wir einen operativen Horizont von 12 bis
24 Monaten. Die strategische Relevanzbeurteilung für die darüber hinausgehenden Zeit-
räume erfolgt mittels Abschätzung der Auswirkungen auf das Geschäftsmodell, die Strategie,
die strategische Kennzahlen und die Nachhaltigkeitsrisikoindikatoren.

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive ist die Sicher-
stellung des Gläubigerschutzes. Das Risikodeckungspotenzial entspricht dem barwertigen
Vermögenswert (Substanzwert) bezogen auf das Bestandsgeschäft und umfasst sämtliche
Vermögenswerte und Schulden der Sparkasse. Die Sparkasse ermittelte zum 31. Dezem-
ber 2025 ein ökonomisches Risikodeckungspotenzial von 270,3 Mio EUR. Das daraus abge-
leitete Gesamtlimit von 160,0 Mio EUR wurde auf die wesentlichen Risiken und einen freien
Risikopuffer verteilt und so bemessen, dass eine angemessene Steuerung der Risiken ermög-
licht wird. Die wesentlichen Risiken werden vierteljährlich ermittelt und den Limiten gegen-
übergestellt. Im Berichtszeitraum wurden die Limite nicht überschritten. Die bereitgestellten
Limite reichten sowohl unterjährig als auch zum Bilanzstichtag aus, um die wesentlichen Ri-
siken abzudecken.

Zur Berechnung des gesamtinstitutsbezogenen Risikos wurden für alle wesentlichen Risiken
das Konfidenzniveau auf 99,9 % und der Risikobetrachtungshorizont auf ein Jahr rollierend
festgelegt. Zwischen den wesentlichen Risikoarten werden keine risikomindernden Diversifi-
kationseffekte berücksichtigt. Die Sparkasse berücksichtigt innerhalb des Adressenrisikos
zwischen dem Kunden- und dem Eigengeschäft und innerhalb des Marktpreisrisikos zwi-
schen den Risikofaktoren Zinsen, Spreads und Aktien risikomindernde Diversifikationsef-
fekte.
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Das eingerichtete Limitsystem stellt sich zum 31. Dezember 2025 wie folgt dar:

Risikoart
Limit Limitauslastung

TEUR TEUR %

Adressenrisiko 21.000 12.616 60,1%

Adressenrisiko Kundengeschäft 11.500 6.988 60,8%

Adressenrisiko Eigengeschäft 9.500 5.628 59,2%

Marktpreisrisiko 104.000 72.448 69,7%

Zinsänderungsrisiko 48.000 35.392 73,7%

Spreadrisiko 39.000 25.244 64,7%

Aktienrisiko 6.000 3.216 53,6%

Immobilienrisiko 11.000 8.596 78,1%

Operationelles Risiko 13.000 8.403 64,6%

Beteiligungsrisiko 12.000 8.814 73,5%

Freier Risikopuffer 10.000

Risikotragfähigkeitslimit/Gesamtrisiko 160.000 102.280 63,9%

Die Sparkasse führt ergänzend vierteljährlich Stresstests für alle wesentlichen Risiken durch.
Die Stresstests umfassen historische und hypothetische Szenarien, bei deren Festlegung die
strategische Ausrichtung der Sparkasse und das wirtschaftliche Umfeld berücksichtigt wer-
den.

Die Sparkasse hat im Rahmen des Stresstestprogramms folgende Szenarien definiert, um die
Auswirkungen auf die Verlustanfälligkeit zu untersuchen:

- schwerer konjunktureller Abschwung und
- Immobilienkrise aufgrund von Zinsanstieg.

Die dabei eintretenden additiven Ereignisse zeigen ihre negative Wirkung in Risikoarten/-ka-
tegorien. Als Ergebnis dieser Simulationen ist festzuhalten, dass die Risikotragfähigkeit ge-
geben ist. Das Szenario �Immobilienkrise aufgrund Zinsanstieg� zeigt - bei einem deutlichen
Zinsanstieg, teilweisen Spreadveränderungen in ausgewählten Spreadklassen, deutlichen
Wertabschlägen bei Immobilien sowie Bonitätsverschlechterungen und Abschlägen / Rück-
gang der Sicherheitenwerte und Verwertungserlöse - die höchste Auslastung, wobei Maßnah-
men nicht erforderlich waren. Das Geschäftsmodell der Sparkasse kann auch bei Eintritt eines
derartigen Szenarios fortgeführt werden und die Auswirkungen sind nicht existenzbedro-
hend.

Die Sparkasse führt mindestens jährlich inverse Stresstests durch, mit dem Ziel zu untersu-
chen, welche Ereignisse oder Szenarien die Sparkasse in ihrer Überlebensfähigkeit gefährden
könnten. Die Überlebensfähigkeit ist dann als gefährdet anzusehen, wenn das Geschäftsmo-
dell nicht mehr durchführbar ist. Als Inversitätsschwelle hat die Sparkasse einen Betrag von
138,9 Mio EUR festgelegt.

Die Ergebnisse der inversen Stresstests zeigen im Hinblick auf die Risikotragfähigkeit, dass
die Existenz der Sparkasse nur durch sehr unwahrscheinliche Ereignisse gefährdet werden
könnte.

Die Sparkasse ergänzt ihr Stresstestprogramm soweit erforderlich durch ausgewählte Sensi-
tivitätsanalysen je wesentlicher Risikokategorie.

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive ist die Fortführung
der Sparkasse. Hierzu besteht ein zukunftsgerichteter Kapitalplanungsprozess bis zum Jahr
2030. Um einen Kapitalbedarf rechtzeitig identifizieren zu können, wurden folgende Annah-
men über die künftige Ergebnisentwicklung für das Planszenario getroffen:
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Die Ergebnisplanung basiert auf den Annahmen eines leichten Anstiegs der Zinsen in allen
Laufzeitbereichen; die Steilheit der Zinskurve bis 10 Jahre erhöht sich hierbei geringfügig.
Spreadveränderungen werden nicht unterstellt. Die Entwicklung der Immobilienmärkte wird
anhand der aus den relevanten MSCI-Zeitreihen abgeleiteten Performance linearisiert abge-
leitet. Die erwartete Zinsentwicklung geht für das Planjahr 2027 von einem weiter leicht an-
steigenden Zinsniveau über alle Laufzeitbereiche aus. Die Steilheit der Zinskurve erhöht sich
dabei leicht. Für die Jahre 2028 bis 2030 wird dann ein konstantes Zinsniveau erwartet.
Spreadveränderungen werden über den Planungszeitrum nicht unterstellt. Die Aktienmärkte
werden weiterhin positiv eingeschätzt und eine Entwicklung von 1000 Punkten im DAX bzw.
200 Punkten im EuroStoxx50 pro Jahr prognostiziert. Für die Entwicklung der Immobilien-
märkte wird die aus den relevanten MSCI-Zeitreihen abgeleitete Performance bis zum Jahr
2030 unterstellt.

Die geplante Geschäftsstruktur beinhaltet einen leichten Anstieg durch private Baufinanzie-
rungen und einen leichten Abbau der Kundeneinlagen. Bei den Eigenanlagen plant die Spar-
kasse bei Fälligkeit einen Abbau von nachrangigen Bankschuldverschreibungen, Floatern
und Schuldscheindarlehen und eine Anlage der dann freien Mittel in Bankschuldverschrei-
bungen, öffentliche Anleihen und Pfandbriefe. Die prognostizierten positiven Jahresergeb-
nisse wurden zur Stärkung der Eigenmittel der Sicherheitsrücklage zugeführt. Daneben erfol-
gen bei unveränderten nicht angerechneten Vorsorgereserven nach § 340f HGB entspre-
chende Zuführungen zum Fonds für allg. Bankrisiken nach § 340g HGB. Ausschüttungen wur-
den nicht unterstellt. SREP-Zuschlag, antizyklischer Kapitalpuffer und Eigenmittelempfeh-
lung wurden berücksichtigt und bleiben konstant.

In der normativen Perspektive sind alle regulatorischen und aufsichtlichen Anforderungen
sowie die darauf basierenden internen Anforderungen zu berücksichtigen. Relevante Steue-
rungsgrößen sind die Gesamtkapitalanforderung (SREP-Gesamtkapitalanforderung, die kom-
binierte Pufferanforderung und die Eigenmittelempfehlung) sowie die Strukturanforderun-
gen hinsichtlich des Kapitals, die Höchstverschuldungsgrenze und die Großkreditgrenze. Für
den betrachteten Zeitraum von fünf Jahren können die aufsichtlichen Anforderungen im
Planszenario vollständig erfüllt werden.

Als adverse Szenarien betrachten wir neben dem �Schweren konjunkturellen Abschwung� ein
weiteres harmonisiertes Stresstestszenario. Das Pflichtszenario bleibt in seiner Auswirkung
allerdings hinter unserem zweiten risikoartenübergreifenden Stressszenario �Immobilien-
krise aufgrund von Zinsanstieg� zurück. Daneben wurden folgende Annahmen über die künf-
tige Ergebnisentwicklung getroffen:

Durch die gestiegenen Zinsen (insgesamt 3,40 %-Punkte bei der 10-Jahresstützstelle) als
Reaktion auf die hohe Inflation und aufgrund der deutlichen Überbewertung für gewerbliche
und wohnwirtschaftliche Immobilien und dem damit verbundenen starken Anstieg der Kre-
ditvergabe für Immobilienfinanzierungen, kommt es zu einem abrupten Preisverfall am Im-
mobilienmarkt (insgesamt -25 %). Aufgrund der angespannten geopolitischen Weltlage und
den damit verbundenen Unsicherheiten sind die Erwartungen hinsichtlich der konjunkturel-
len Entwicklung eingetrübt. Das damit verbundene gleichzeitig auftretende hohe Zins- und
Preisniveau verlangsamt die wirtschaftliche Erholung und die Rückkehr zum langfristigen
Wachstumspfad, hierdurch kehren die Preise am Immobilienmarkt vorübergehend nicht auf
das Vorkrisenniveau zurück.

Im Kundengeschäft wird trotz eines gestiegenen Zinsniveaus davon ausgegangen, dass im
Betrachtungszeitraum einer sinkenden Kreditnachfrage bei Immobilienfinanzierungen mit
einer leicht steigenden Nachfrage nach Kontokorrentkrediten zur Überbrückung von Darle-
hen zur Stärkung der Kundenbindung begegnet wird. Bei den Kundeneinlagen wird über den
Planungshorizont ein moderater Abzug von Kundeneinlagen aufgrund Arbeitslosigkeit und
ausstehender Verpflichtungen unterstellt. Zudem wird bei den Sichteinlagen inkl. Geldmarkt-
konten ein Margenrückgang von 50 BP angenommen. Erforderliche Refinanzierungen müss-
ten ansonsten über den Interbankenmarkt erfolgen, d.h. der Bilanzausgleich erfolgt durch
teurere Geldanlage/-aufnahme unter Kreditinstituten. Die Annahmen für die Entwicklung des
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Eigengeschäfts wurden aus dem Planszenario unverändert übernommen, da bei einem Ge-
samtrückgang des Kreditgeschäfts als konservative Annahme kein Aktivtausch über das Ei-
gengeschäft vorgenommen werden soll.

Neben dem temporären Ausbleiben von Ausschüttungen unseres Immobilien-Spezialfonds
und der Streichung von Mieterträgen erfolgt ergänzend eine jährliche Reduzierung der Pro-
visionserträge im gesamten Betrachtungszeitraum auf Basis historisch beobachteter Pla-
nungsabweichung.

Die negativen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen führen zu einem deutlich ansteigenden
Bewertungsaufwand. Durch Bonitätsverschlechterungen (Notenshifts) im Kundenkreditge-
schäft und Abschläge / Rückgang der Sicherheitenwerte und Verwertungserlöse erhöht sich
der Bewertungsaufwand im Kreditgeschäft in den Folgejahren deutlich. Die zusätzlich unter-
stellten Spreadausweitungen sowie ein deutlicher Aktienkursrückgang führen neben den Im-
mobilienpreisrückgängen zu deutlich höheren Bewertungsaufwendungen im Wertpapier-
und dem sonstigen Geschäft. Die Verwaltungsaufwendungen entsprechen grundsätzlich dem
Planszenario, da diese laut Risikoinventur unwesentlich sind und deshalb in der normativen
Perspektive keiner adversen Betrachtung unterzogen werden. Einzig die �sonstige ordentli-
chen Aufwendungen� wurden um einen sog. �Topschaden OpRisk� im Folgejahr 2026 erhöht.
Hier müssen höhere Schadensfälle aus verschiedenen Ursachenkategorien i.S. OpRisk ohne
Minderung verkraftet werden.

Ausschüttungen wurden nicht unterstellt. SREP-Zuschlag, antizyklischer Kapitalpuffer und
Eigenmittelempfehlung wurden berücksichtigt und bleiben konstant.

Die in der normativen Perspektive anzuwendenden Verfahren zur Risikoquantifizierung erge-
ben sich für Adressenausfallrisiken, Marktpreisrisiken und operationelle Risiken aus den
rechtlichen Anforderungen der CRR, nach denen risikogewichtete Positionsbeträge zu ermit-
teln sind. Die Risikoquantifizierung für Zinsänderungsrisiken sowie die weiteren wesentli-
chen Risiken ergeben sich aus dem Kapitalzuschlag im Rahmen des bankaufsichtlichen Über-
prüfungs- und Bewertungsprozesses (Supervisory Review and Evaluation Process, SREP) ge-
mäß § 10 Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 1 KWG.

Im adversen Szenario sind die harten Mindestkapitalanforderungen (Kapitalanforderungen
gemäß CRR und SREP) zwingend einzuhalten. Für den betrachteten Zeitraum von fünf Jahren
können die aufsichtlichen Anforderungen erfüllt werden. Das adverse Szenario �Immobilien-
krise aufgrund Zinsanstieg� zeigt Kapitalbelastungen auf, die wir bei einem möglichen Ein-
tritt mit temporärer (Teil-)Auflösung von Eigenmitteln begegnen würden.

2026 2027 2028 2029 2030

Basisszenario /
Erwartungswert

Eigenmittel (in TEUR)
179.805 187.775 200.029 215.899 233.043

Gesamtrisikobetrag
(in TEUR) 765.166 785.540 795.498 808.673 818.168

Eigenmittelquote (EMQ)
23,50 23,90 25,15 26,70 28,48

Mindest-EMQ
17,00 17,00 17,00 17,00 17,00

adverses Sze-
nario

Eigenmittel (in TEUR)
160.419 149.740 148.048 175.982 201.793

Gesamtrisikobetrag
(in TEUR) 743.895 772.386 798.092 814.201 815.567

Eigenmittelquote (EMQ)
21,56 19,39 18,55 21,61 24,74

Mindest-EMQ Szenario
10,00 10,00 10,00 10,00 10,00
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Die der Risikotragfähigkeit zu Grunde liegenden Annahmen sowie die Angemessenheit der
Methoden und Verfahren werden mindestens jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst
(Validierung). Dabei unterstützen uns die von der Sparkassen Rating- und Risikosysteme
GmbH - als zentraler Dienstleister für Verfahren des Risikomanagements - entwickelten Kon-
zeptionen. Die Sparkasse setzt zur Ermittlung der normativen Perspektive die IT-Anwendung
GBS ein.

Die Risikosteuerung umfasst die Analyse sowie die zeitgerechte und situationsabhängige
Auswahl und Anwendung der Instrumente zur Risikobewältigung. Hierzu gehört die Simula-
tion der einzelnen Risikoabwehrmaßnahmen hinsichtlich ihrer Wirkung, um gezielt die ge-
eignete Maßnahme auswählen zu können. Die Aufgabe der Risikosteuerung wird zentral in
der Abteilung Gesamtbanksteuerung/Vorstandsreferat in Zusammenarbeit mit den dezentra-
len Managementeinheiten für den jeweiligen Geschäftsbereich wahrgenommen. Für die Steu-
erung der Adressenrisiken im Kundengeschäft erfolgt eine Zusammenarbeit mit dem Bera-
tungsCenter.

Die Sparkasse setzt zur Steuerung der Zinsänderungsrisiken derivative Finanzinstrumente
(Swapgeschäfte) ein (Nominalwert zum 31. Dezember 2025 von 78,0 Mio EUR). Sie wurden in
die verlustfreie Bewertung des Bankbuches gem. IDW RS BFA 3 n. F. und in die Berechnung
des Zinsänderungsrisikos einbezogen.

Die Risikofrüherkennung umfasst die Identifizierung möglicherweise neu aufgetretener Risi-
ken und das Erkennen eines bekannten Risikos sowie die Kommunikation im Rahmen des
Risikoreporting. Die Risikofrüherkennung bezieht sich dabei sowohl auf das Eintreten von
Risiken als auch auf eine Reduzierung des Risikodeckungspotenzials. Für die frühzeitige
Identifizierung von wesentlichen Risiken sowie von risikoartenübergreifenden Effekten ha-
ben wir Indikatoren abgeleitet, die auf quantitativen oder qualitativen Merkmalen basieren.

Die Risikokontrolle umfasst die Überprüfung der aufgenommenen Steuerungsmaßnahmen
auf Effizienz sowie Effektivität und führt gegebenenfalls erneute Handlungen im Risikoma-
nagementprozess herbei.

Durch das Risikoreporting wird die Risikosituation der Sparkasse abgebildet. Im Rahmen des
Informations- und Berichtswesens steuert und überwacht die Sparkasse alle für sie relevan-
ten Risiken gemäß den Mindestanforderungen an das Risikomanagement. Es umfasst alle
notwendigen Inhalte, um die Entscheidungsträger und das Aufsichtsorgan über die Risiko-
lage zu informieren. Die vierteljährliche Risikoberichterstattung an den Vorstand erfolgt über
die Veröffentlichung des Gesamtrisikoberichtes. Der Bericht enthält neben quantitativen In-
formationen auch eine qualitative Beurteilung zu wesentlichen Positionen und Risiken, sowie
zur Geschäftslage. Auf besondere Risiken für die Geschäftsentwicklung und dafür geplante
Maßnahmen wird gesondert eingegangen. Der Verwaltungsrat wird vierteljährlich über die
Risikosituation informiert. Neben der turnusmäßigen Berichterstattung ist auch geregelt, in
welchen Fällen eine Ad-hoc-Berichterstattung zu erfolgen hat.

Der Sicherung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit von Steuerungs- und Überwachungs-
systemen (Interne Kontrollverfahren) dienen neben eingerichteten Funktionstrennungen bei
Zuständigkeiten und Arbeitsprozessen auch die Tätigkeiten der Risikocontrolling-Funktion,
der Compliance-Funktion und der Internen Revision. Die Sparkasse hat das Modell der drei
Verteidigungslinien - �three lines of defense� - erfolgreich implementiert. Zur Einhaltung der
von der Sparkasse zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen nach § 25a Abs. 1 KWG haben
wir in der 1. Linie zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Geschäftsorganisation prozess-
integrierte Kontrollmechanismen eingerichtet. Über ein internes Kontrollsystem mit präven-
tiver, prozessbegleitender und beratender Funktion fungieren an 2. Stelle die Aufgabenträ-
ger Risikocontrolling und Compliance nach MaRisk. Abschließend und somit an 3. Stelle über-
prüft die Interne Revision das gesamte Kontrollsystem unseres Institutes.

Durch die Ausgestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation ist sichergestellt, dass mitei-
nander unvereinbare Aufgaben durch unterschiedliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
wahrgenommen werden. Die Funktionstrennung zwischen dem Risikocontrolling und den
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Marktbereichen ist bis zur Vorstandsebene und auch für den Vertretungsfall organisatorisch
gegeben. Grundlegende Entscheidungen zur Anpassung des Risikomanagements werden
vom Vorstand getroffen. Die operative Risikosteuerung erfolgt durch die Marktbereiche. Die
direkt dem Überwachungsvorstand unterstellte Abteilung Betriebswirtschaft ist für die Iden-
tifikation, Quantifizierung und Überwachung der Risiken verantwortlich.

Die Risikocontrolling-Funktion, die aufbauorganisatorisch bis einschließlich der Ebene der
Geschäftsleitung von Bereichen, die Geschäfte initiieren oder abschließen, getrennt ist, hat
die Aufgabe, die wesentlichen Risiken zu identifizieren, zu beurteilen, zu überwachen und
darüber zu berichten. Der Risikocontrolling-Funktion obliegt die Methodenauswahl, die
Überprüfung der Angemessenheit der eingesetzten Methoden und Verfahren, die Errichtung
und Weiterentwicklung der Risikosteuerungs- und -controllingprozesse. Zusätzlich verant-
wortet sie die Erstellung der Risikotragfähigkeitsberechnung und die laufende Überwachung
der Einhaltung von Limiten. Sie unterstützt den Vorstand in allen risikopolitischen Fragen
und ist an der Erstellung und Umsetzung der Risikostrategie maßgeblich beteiligt. Die Risi-
kocontrolling-Funktion wird im Wesentlichen durch die Mitarbeiter der Abteilung Betriebs-
wirtschaft (Gruppe Risikocontrolling) wahrgenommen. Die Leitung der Risikocontrolling-
Funktion erfolgt auf Ebene der zweiten Führungshierarchiestufe. Um die Aufgaben der Risi-
kocontrolling-Funktion zu erfüllen, werden alle notwendigen Befugnisse und der uneinge-
schränkte Zugang zu allen relevanten Informationen gewährt.

Die Interne Revision prüft und beurteilt risikoorientiert und prozessunabhängig die Ange-
messenheit und Wirksamkeit des Risikomanagements im Allgemeinen und des internen Kon-
trollsystems im Besonderen sowie die Ordnungsmäßigkeit grundsätzlich aller Aktivitäten
und Prozesse. Sie ist dem Vorstand unmittelbar unterstellt und ihm gegenüber berichts-
pflichtig.

Zur Aufnahme von Geschäftsaktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen Märkten wurden
Verfahren festgelegt. Zur Einschätzung der Wesentlichkeit geplanter Veränderungen in der
Aufbau- und Ablauforganisation sowie den IT-Systemen bestehen Definitionen und Regelun-
gen.

2. Bedeutende Risikoarten aus Sicht der Kreissparkasse Gotha

2.1. Adressenrisiken

Unter dem Adressenrisiko wird ein Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Posi-
tion verstanden, der durch eine Bonitätsverschlechterung einschließlich des Ausfalls eines
Schuldners bedingt ist. Dabei wird das Adressenrisiko in das Ausfall- sowie das Migrationsri-
siko unterteilt. Das Ausfallrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes, welcher aus einem dro-
henden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Schuldners entsteht. Das Migrationsrisiko
bezeichnet die Gefahr eines Verlustes, der sich dadurch ergibt, dass sich die Bonitätseinstu-
fung (Rating) des Schuldners verändert hat.

Das Länderrisiko umfasst neben dem bonitätsinduzierten Länderrisiko auch das politische
Risiko, z. B. aus einem Transferstopp. Das Länderrisiko im Sinne eines Ausfalls oder einer Bo-
nitätsveränderung eines Schuldners ist Teil des Adressenrisikos im Kunden- und Eigenge-
schäft. Der Schuldner kann ein ausländischer öffentlicher Haushalt oder ein sonstiger Schuld-
ner sein, der seinen Sitz im Ausland und somit in einem anderen Rechtsraum hat.
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Die wertorientierte Messung des Adressenrisikos erfolgt über eine Monte-Carlo-Simulation
mithilfe der Anwendung CreditPortfolioView (CPV). Dabei werden mögliche makroökonomi-
sche Rahmenbedingungen (z. B. durch Branchen-Ausfallwahrscheinlichkeiten, Korrelationen,
Migrationsmatrizen) und die aktuelle Portfoliostruktur inklusive der Rating- und Sicherhei-
teninformationen sowie Konzentrationsrisiken berücksichtigt. Die Ergebnisse der simulier-
ten Wertentwicklungen werden zu einer Wertänderungsverteilung zusammengeführt, wo-
raus die erwartete Wertänderung und der Value-at-Risk abgeleitet wird. Auf Ebene der Risi-
koart Adressenrisiko erfolgt die Risikomessung integriert (Nutzung von Diversifikationsef-
fekte zwischen den Risikokategorien Adressenrisiko im Kundengeschäft und Adressenrisiko
im Eigengeschäft).

Die von der Sparkasse eingegangenen Adressenrisiken unterliegen einem
regelmäßigen detaillierten Berichtswesen. In der Berichterstattung der Adressenrisiken wird
das Gesamtkreditportfolio nach Branchen, Risiko- und Größenklassen, Ländern sowie Sicher-
heiten- und Produktkategorien dargestellt. Bei besonderen, anlassbezogenen Ereignissen
fließen unverzüglich gesonderte Informationen in unsere Reportingpflichten ein.

Wir haben gesamtgeschäftsbezogen (Kunden- und Eigengeschäft) Branchenlimite festge-
legt.

Von der Sparkasse wurden im Jahr 2025 keine Risikokonzentrationen hinsichtlich eines Ver-
bundes bzw. Einzeladresse, einer Branche oder Sicherheit festgestellt.

2.1.1 Adressenrisiko im Kundengeschäft

Das Adressenrisiko im Kundengeschäft umfasst einerseits die Gefahr eines Verlustes durch
einen drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines originären Kredites sowie von
Eventualverbindlichkeiten wie beispielsweise Avale (Ausfallrisiko). Andererseits umfasst es
auch die Gefahr, dass Sicherheiten teilweise oder ganz an Wert verlieren und deshalb zur Ab-
sicherung der Kredite nicht ausreichen oder nicht beitragen können (Sicherheitenverwer-
tungs- und -einbringungsrisiko).

Teil des Adressenrisikos im Kundengeschäft ist auch die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die
Bonitätseinstufung (Ratingklasse) des Kreditnehmers ändert und damit ein möglicherweise
höherer Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrati-
onsrisiko).

Die Steuerung des Adressenrisikos im Kundengeschäfts erfolgt auf Portfolioebene entspre-
chend der festgelegten Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassen-
struktur, der Bonitäten und der Branchen. Daneben wurden Kreditvergabebedingungen auf
Ebene der Kreditnehmer festgelegt, die sich an Umfang, Art und Komplexität der Kreditfazili-
tät sowie Art, Größe und Risikoprofil des Kreditnehmers orientieren.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Trennung zwischen Markt (1. Votum) und Marktfolge (2. Votum, unter Berücksichti-
gung einer Risikorelevanzgrenze) bis in die Geschäftsverteilung des Vorstands

- regelmäßige Bonitätsbeurteilung und Beurteilung des Kapitaldienstes auf Basis aktu-
eller Unterlagen und der Geschäftsentwicklung, ergänzt um qualitative Faktoren wie
Marktstellung, Unternehmensführung und Branchenaussichten

- Einsatz standardisierter Risikoklassifizierungsverfahren (Rating- und Scoringverfah-
ren) in Kombination mit bonitätsabhängiger Preisgestaltung und bonitätsabhängigen
Kompetenzen

- interne, bonitätsabhängige Einzellimite (unter Berücksichtigung von Blankoanteilen)
für Kreditobergrenzen, die unterhalb der Großkreditgrenzen des KWG liegen, dienen
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der Vermeidung von Risikokonzentrationen im Kundenkreditportfolio. Einzelfälle, die
diese Obergrenze überschreiten, unterliegen einer verstärkten Beobachtung

- Ermittlung von Sicherheitenwerten auf Basis der Vorgaben der BelWertV bzw. der
sparkassen-rechtlichen Beleihungsgrundsätze

- regelmäßige risikoorientierte Überprüfung von Sicherheiten, ggf. auch anlassbezogen
hinsichtlich ihrer Werthaltigkeit

- Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens, das auf der Basis von quantitativen
Kriterien (bspw. Rating-/Scoringnote, Auffälligkeiten in der Kontoführung) und quali-
tativer Kriterien auf Ebene der Einzelkreditnehmer Risiken identifiziert und mit Hilfe
einer Frühwarnliste kommuniziert

- Festlegung von Mindestbonitäten bei Neukreditgewährungen und Fokussierung der
Kreditausreichung im Wesentlichen auf Kreditnehmer und Finanzierungsgegenstände
aus dem Geschäftsgebiet und angrenzenden Landkreisen / kreisfreien Städten

- festgelegte Verfahren zur Überleitung von Kreditengagements in die Intensivbetreu-
ung oder Problemkreditbearbeitung / Sanierungsbetreuung

- Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Per-
spektive mit dem Kreditrisikomodell CPV

- Kreditportfolioüberwachung auf Gesamthausebene mittels regelmäßigem Reporting
- Festlegung von Nachhaltigkeitsrichtlinien für das Kreditgeschäft mit branchenüber-

greifenden Regelungen.

Die regionale Wirtschaftsstruktur spiegelt sich auch im Neukreditgeschäft der Sparkasse wi-
der. Schwerpunkte bilden mit 31 % die Ausleihungen an Privatpersonen und mit 18 % die
Branche �Energie, Wasser, Bergbau�. Darüber hinaus entfallen 12 % auf Unternehmen des
Kredit- und Versicherungswesens.

Die Größenklassenstruktur zeigt nach unserer Einschätzung insgesamt eine breite Streuung
des Kundenkreditvolumens. In den Größenklassen �< 250 TEUR� - und insbesondere �< 50
TEUR� - stehen einem relativ großem Kreditvolumen eine Vielzahl von Verbünden gegen-
über, so dass eine ausreichende Diversifikation gegeben ist.

Die Risikostrategie ist ausgerichtet auf Kreditnehmer mit guten Bonitäten bzw. geringeren
Ausfallwahrscheinlichkeiten.

Zum 31. Dezember 2025 ergibt sich im Kundengeschäft folgende Ratingklassenstruktur
(Zusage oder höhere Inanspruchnahme) nach Kundengruppen �Privatkunden� und �gewerb-
liche Kunden� sowie deren anteiliges Blankovolumen:

Bonitäts-
klasse

PD %* Privatkunden
in Mio EUR

in %
davon

Blanko-Anteil
in %

Unternehmen
in Mio EUR**

in %
davon

Blanko-Anteil
in %

RK 1 - 7 0,00-0,88 325,3 92,9 54,1 304,6 75,7 56,0

RK 8 - 10 1,32-2,96 12,4 3,5 62,4 60,8 15,1 53,2

RK 11 - 15 4,44-45,00 4,6 1,3 69,1 15,9 4,0 66,6

RK 16 - 18 100,00 7,8 2,2 62,5 21,1 5,2 48,3

ungeratet 0,2 0,0 100,0 0,0 0,0 100,0

GESAMT 350,2 100,0 54,8 402,4 100,0 55,6
* Probability of Default = Ausfallwahrscheinlichkeit
** inkl. Corporates Schuldscheindarlehen

Aus dem oben dargestellten Kundenkreditportfolio ergibt sich eine durchschnittliche Ausfall-
wahrscheinlichkeit (ohne Kredite mit Ausfallkriterium und ungeratete Kredite) von 0,55 %.

Das an Kreditnehmer mit Sitz im Ausland ausgelegte Kreditvolumen (ohne Wertpapiere) be-
trug am 31. Dezember 2025 insgesamt 6,7 Mio EUR bzw. 1,0 % der gesamten Forderungen
an Kunden.
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Zusammenfassend sind wir der Auffassung, dass unser Kreditportfolio sowohl nach Branchen
und Größenklassen als auch nach Ratinggruppen zufriedenstellend diversifiziert ist.

Quartalsweise oder anlassbezogen werden Prognosen zum voraussichtlichen Risikovorsor-
gebedarf erstellt, die dazu dienen, gegebenenfalls ungünstige Entwicklungen im Kreditge-
schäft zeitnah zu erkennen. Zur Risikoabschirmung werden Einzelwertberichtigungen gebil-
det. Dabei sind Risikovorsorgemaßnahmen für alle Engagements vorgesehen, bei denen
nach umfassender Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditnehmer davon ausge-
gangen werden kann, dass es voraussichtlich nicht mehr möglich sein wird, alle fälligen Zins-
und Tilgungszahlungen gemäß den vertraglich vereinbarten Kreditbedingungen zu verein-
nahmen. Bei der Bemessung der Risikovorsorgemaßnahmen werden die voraussichtlichen
Realisationswerte der gestellten Sicherheiten berücksichtigt. Für latente Risiken im Forde-
rungsbestand wurden Pauschalwertberichtigungen gebildet. Der Vorstand wird vierteljähr-
lich über die Entwicklung der Strukturmerkmale des Kreditportfolios, die Einhaltung der Li-
mite und die Entwicklung der notwendigen Vorsorgemaßnahmen für Einzelrisiken schriftlich
unterrichtet. Eine ad-hoc-Berichterstattung ergänzt bei Bedarf das standardisierte Verfah-
ren.

Die Entwicklung der Risikovorsorge in 2025 zeigt im Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung
aufgrund weniger großer Einzelfälle.

Die Wertberichtigungen, Rückstellungen und Direktabschreibungen werden kompetenzge-
recht entschieden. Es erfolgen regelmäßige Überprüfungen der Angemessenheit und ggf. da-
raus resultierende Anpassungen. Bei nachhaltiger Verbesserung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse und erkennbarer Kapitaldienstfähigkeit des Kreditnehmers oder bei einer zweifels-
freien Kreditrückführung aus vorhandenen Sicherheiten erfolgt eine Auflösung der handels-
rechtlichen Risikovorsorge.

2.1.2 Adressenrisiko im Eigengeschäft

Das Adressenrisiko im Eigengeschäft (Wertpapiere und Forderungen an Kreditinstitute, so-
wie Schuldscheindarlehen) umfasst die Gefahr eines Verlustes, der aus einem drohenden
bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Emittenten oder eines Kontrahenten (Ausfallrisiko)
resultieren kann.

Ebenso besteht die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die Bonitätseinstufung (Rating) des
Schuldners ändert und damit ein möglicherweise höherer Spread gegenüber der risikolosen
Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko).

Zudem gibt es im Eigengeschäft das Risiko, dass bei einem Ausfall die tatsächlich realisier-
baren Zahlungen von den prognostizierten Werten abweichen.

Adressenrisiken aus den Spezialfondsanlagen werden im Durchschauprinzip bei der Ermitt-
lung der Risiken in den einzelnen Risikokategorien einbezogen.

Die Steuerung des Adressenrisikos des Eigengeschäfts erfolgt entsprechend der festgeleg-
ten Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten,
der Branchen sowie des Risikos der Engagements. Der Risikomanagementprozess umfasst
folgende wesentliche Elemente:

- Festlegung von Limiten je Kreditnehmer (Emittenten- und Kontrahentenlimite) und
Obergrenzen für verschiedene Anlageklassen zur Risikobegrenzung

- sorgfältige Auswahl der Handelspartner unter Einbezug entsprechender Votierungen
durch den Marktfolgebereich Kreditanalyse

- Regelmäßige Bonitätsbeurteilung der Kreditnehmer anhand von externen bzw. inter-
nen Ratingeinstufungen sowie eigenen Analysen

- Begrenzung des Volumens ungerateter Positionen oder Positionen mit einem Rating
im Non-Investment-Grade
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- Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Per-
spektive mit dem Kreditrisikomodell CPV.

Die Eigengeschäfte umfassen zum Bilanzstichtag ein Volumen von 866 Mio EUR. Wesentliche
Positionen sind dabei Schuldverschreibungen und Anleihen (398 Mio EUR), Wertpapierspe-
zialfonds (225 Mio EUR) sowie Schuldscheindarlehen und Namensschuldverschreibungen
(126 Mio EUR).

Dabei zeigt sich auf Basis der internen Risikoklassenstruktur, dass die Anlagen in Schuldver-
schreibungen und Anleihen sowie Schuldscheindarlehen und Namensschuldverschreibun-
gen ausschließlich im Investment-Grade erfolgen. Die Anlage außerhalb des Investment-
Grade-Bereichs ist ausschließlich auf die Wertpapierspezialfonds begrenzt und umfasst ei-
nen Nominalbestand von 1,5 Mio EUR.

Die Kontrahentenrisiken sind von untergeordneter Bedeutung. Dabei unterteilt sich das Kon-
trahentenrisiko in ein Wiedereindeckungs-, ein Vorleistungs- und ein Erfüllungsrisiko.

Das Länderrisiko ist für die Sparkasse von untergeordneter Bedeutung. Da bei Emissionen
ausländischer Staaten das Länderrisiko implizit im Emittentenrisiko enthalten ist, werden po-
tenzielle Risiken ausschließlich im Adressenrisiko Eigengeschäft abgebildet; eine darüber-
hinausgehende Berücksichtigung des Länderrisikos bei den Staatsanleihen erfolgt nicht. Das
Volumen in Form von Wertpapieren (ausschließlich in Spezialfonds gehaltene Schuldver-
schreibungen und Aktien) betrug am 31. Dezember 2025 121,8 Mio EUR.

2.2. Marktpreisrisiken

Das Marktpreisrisiko wird definiert als Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Po-
sition, welcher sich aus der Veränderung von Risikofaktoren (Zinsen, Spreads, Aktienkurse
und Immobilienwerte) ergibt. Optionen werden grundsätzlich innerhalb der betroffenen Risi-
kokategorie (Kapitel 2.2.1) abgebildet. Dabei beziehen sich implizite Optionen auf in Pro-
dukte eingebettete Rechte (z. B. Kündigungsrechte bei Darlehen und Sparprodukten).

Marktpreisrisiken aus den Spezialfondsanlagen werden nach dem Durchschauprinzip bei der
Ermittlung der Risiken in den einzelnen Risikokategorien einbezogen.

Die Marktpreisrisikomessung erfolgt im Rahmen der ökonomischen Perspektive mit dem Va-
rianz-Kovarianz-Ansatz, dem eine Normalverteilungsannahme der einzelnen Risikofaktoren
zugrunde liegt. Die Parameter der Normalverteilung werden aus historischen Daten ge-
schätzt. Unter Berücksichtigung der Portfoliostruktur wurde im Varianz-Kovarianz-Ansatz die
Delta-Gamma-Variante ausgewählt.

Die Steuerung des Marktpreisrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie unter
besonderer Berücksichtigung festgelegter Limite sowie einzuhaltender Kennzahlen und der
vereinbarten Anlagerichtlinien für unsere Spezialfonds. Der vom Vorstand benannte Anlage-
ausschuss der Sparkasse hat die Aufgabe, den Vorstand bei der Umsetzung der Strategie zu
unterstützen. Teilnehmer sind der Handels- und Überwachungsvorstand, die Abteilungsdi-
rektoren, die Abteilungsleiterin Gesamtbanksteuerung/Vorstandsreferat zzgl. Sachbearbei-
ter/in Depot A sowie zwei Personen aus dem Bereich Betriebswirtschaft (Abteilungsleiter,
Gruppenleiter Risikocontrolling).

Das handelsrechtliche Verlustrisiko aus Handelsgeschäften wird täglich gemessen und
reportet. Der Vorstand wird wöchentlich über die Entwicklung der Marktpreisrisiken im Anla-
gebuch informiert. Die Risikobetrachtung aller Marktpreisrisiken und die Berichterstattung
an den Vorstand werden quartalsweise und bei Bedarf anlassbezogen vorgenommen. Im Rah-
men von Stresstests und Szenarioanalysen werden die Reagibilität und Auswirkungen auf die
Sparkasse simuliert. Entsprechende Maßnahmen werden bei Bedarf hieraus abgeleitet.
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2.2.1 Zinsänderungsrisiko

Das Zinsänderungsrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen
oder außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung der risikolosen Zinskurve
ergibt.

In einer periodischen Sicht bzw. in der normativen Perspektive können sich Veränderungen
im Zinsüberschuss, im Bewertungsergebnis Wertpapiere sowie einer Dotierung bzw. Verän-
derung einer Drohverlustrückstellung im Rahmen der verlustfreien Bewertung des Bank-
buchs gemäß IDW RS BFA 3 n. F. ergeben. Schwankungen im Zinskonditionenbeitrag sind in
die Betrachtung des Zinsänderungsrisikos in der normativen Perspektive integriert.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschie-
dener Zinsszenarien mittels der IT-Anwendung GBS, Betrachtung des laufenden Ge-
schäftsjahres und der fünf Folgejahre bei der Bestimmung der Auswirkungen auf das
handelsrechtliche Ergebnis.

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk mittels der IT-Anwendung
MPR.

- Ermittlung der wertorientierten Perspektive (SOT EVE) und ertragsorientierten Per-
spektive (SOT NII) auf Basis der DelVO (EU) 2024/856 und der DelVO (EU) 2024/857 je-
weils vom 1. Dezember 2023.

- Für Geschäfte mit unbestimmter Fälligkeit wurden für die Messung der Zinsänderungs-
risiken Annahmen (z. B. Bodensatz- und Zinsbindungsfiktion) getroffen. Die Cashflows
variabel verzinslicher Produkte werden über das Konzept der gleitenden Durchschnitte
abgebildet.

- Die zu Positionen mit unbestimmter Kapitalbindung bestehenden gesetzlichen und
vertraglichen Kündigungs- und Tilgungsrechte (implizite Optionen) werden in die Risi-
komessung einbezogen.

Die Steuerung des Zinsänderungsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf
der Grundlage bereitgestellter Risikolimite.

Zur Begrenzung der Zinsänderungsrisiken sollen sich die Duration zwischen 2,5 und 4,0 Jah-
ren und der Hebel (Zinsbuchhebel gegenüber der Vergleichs-Benchmark (gleitender 10-Jah-
reszins)) innerhalb einer Bandbreite von 2,0 - 3,0 bewegen.

Zur Steuerung und Absicherung von Zinsänderungsrisiken wurden neben bilanzwirksamen
Instrumenten in Form langfristiger Refinanzierungen auch derivative Finanzinstrumente in
Form von Zinsswaps eingesetzt (vgl. Angaben im Anhang zum Jahresabschluss).

Die Sparkasse prognostiziert die Entwicklung der Zinsspanne, der zinsinduzierten Abschrei-
bungsrisiken und der Drohverlustrückstellungen gemäß IDW RS BFA 3 n. F. auf Grundlage
verschiedener Szenarien für die Zinsentwicklung, um die ggf. zeitverzögerten Auswirkungen
von Zinsänderungen auf das handelsrechtliche Ergebnis bis zum Jahr 2030 zu betrachten.
Für die erwartete Entwicklung (Planszenario) wird ein geringer Zinsanstieg in allen Laufzeit-
bändern zugrunde gelegt, bei der die kurzfristigen Zinsen leicht stärker als die langfristigen
Zinsen steigen. Auf Basis unserer Simulationsrechnungen für das Geschäftsjahr 2026 beträgt
gegenüber einem konstanten Zinsszenario das größte Zinsspannenrisiko -2,8 Mio EUR bei
einem parallelen Zinsrückgang. Das zinsinduzierte Abschreibungsrisiko ist mit -18,2 Mio EUR
bei einem parallelen Zinsanstieg am höchsten. Eine Drohverlustrückstellung gemäß IDW RS
BFA 3 n. F. wäre in keinem der betrachteten Szenarien erforderlich.

Die Sparkasse berechnet die aufsichtlichen sechs IRRBB-Szenarien (Interest Rate Risk in the
Banking Book). Die Auswirkungen bewegen sich zwischen -28,7 Mio EUR bzw. -16,4 % des
Kernkapitals (+200 Basispunkte) und +33,2 Mio EUR bzw. 19,0 % des Kernkapitals (-200 Ba-
sispunkte) Barwertveränderung zum 31. Dezember 2025.
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Die Auswirkungen eines Zinsschocks ad hoc um +/-200 Basispunkte auf den Barwert der zins-
tragenden Geschäfte des Anlagebuchs stellen sich zum 31. Dezember 2025 wie folgt dar:

Zinsänderungsrisiken Barwertveränderung

+200 Basispunkte -200 Basispunkte

Mio EUR -28,7 +33,2

in % der aufsichtlichen Eigenmittel (Zinsrisikokoeffizient) -16,4 +19,0

In der ertragsorientierten Perspektive, in der der Nettozinsertrag aus den beiden Zins-
schockszenarien von + bzw. -200 Basispunkte mit einem Basisszenario gleichbleibender Zin-
sen verglichen wird, ergeben sich zum 31. Dezember 2025 Auswirkungen in Höhe von
+0,9 Mio EUR bzw. 0,54 % des Kernkapitals (+200 Basispunkte) und -3,7 Mio EUR bzw.
-2,14 % des Kernkapitals (-200 Basispunkte).

Risikokonzentrationen bestehen Cashflowbedingt im Bereich �Laufzeitband > 10 Jahre�, die
bei einem parallelen Zinsanstieg von 200 BP über Sensitivitäten ermittelt wurden. Diese wird
seitens der Sparkasse toleriert.

2.2.2 Spreadrisiko

Das Spreadrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder au-
ßerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Spreads bei gleichbleiben-
dem Rating ergibt. Dabei wird unter einem Spread die Differenz zwischen einer risikobehaf-
teten Kurve zu einer risikolosen OIS-Kurve verstanden. Der Spread ist unabhängig von der
zugrunde liegenden Zinskurve zu sehen, d. h. ein Spread in einer anderen Währung wird ana-
log einem Spread in Euro behandelt.

Wir nehmen eine integrierte Betrachtung von Zins-, Spread- und Aktienrisiken vor. Hierzu
verweisen wir auf unsere Darstellung unter 2.2.1 und 2.2.3.

Die Steuerung des Spreadrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf der
Grundlage der bereitgestellten Risikolimite.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschie-
dener Spreadszenarien mittels der IT-Anwendung GBS

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk mittels der IT-Anwendung
MPR.

In beiden Perspektiven erfolgt auch die Umsetzung der Anforderungen für Kreditspreadrisi-
ken gem. BTR 5 Textziffer 1 (CSRBB-Sensitivitätsanalysen) über ein allgemeines Spreadsze-
nario von spreadklassenabhängige Shifts von 50 BP bis 410 BP auf Basis der EZB-Short-Term-
Exercise für das Marktkreditspreadrisiko und laufzeitunabhängiger Zinsshift von 90 BP auf
die Pfandbriefkurve (Covered AAA) für das Marktliquiditätsspreadrisiko.

Die in der Spreadklasse �Bankschuldverschreibungen mit Rating AA� bestehenden Risiko-
konzentrationen werden toleriert.

2.2.3 Aktienrisiko

Das Aktienrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder au-
ßerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Aktienkursen ergibt. Neben
dem Marktpreisrisiko beinhalten Aktien auch eine Adressenrisikokomponente. Bei der Er-
mittlung des Markpreisrisikos aus Aktien werden das allgemeine und das besondere Kursri-
siko gemeinsam betrachtet.

In der normativen Perspektive umfasst das Aktienrisiko darüber hinaus das Risiko, dass Di-
videndenerträge nicht in der erwarteten Höhe erzielt werden können.
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Die Steuerung des Aktienrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf der
Grundlage der bereitgestellten Risikolimite. Als Steuerungsgröße wird daneben die allge-
meine Aktienmarktentwicklung hinsichtlich der Veränderung von DAX und EuroStoxx ver-
wendet.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschie-
dener Szenarien mittels der IT-Anwendung GBS

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovari-
anz-Ansatzes mittels der IT-Anwendung MPR.

Aktien werden in einem überschaubaren Umfang ausschließlich in den Wertpapier-Spezial-
fonds gehalten.

Risikokonzentrationen im Bereich der Aktien haben sich nicht ergeben.

2.2.4 Immobilienrisiken

Das Immobilienrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder
außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Marktwerten aus Immobi-
lien ergibt. Immobilieninvestitionen umfassen sowohl Direktinvestitionen (Renditeobjekte,
Rettungserwerb) als auch indirekte Investitionen (Immobilienfonds).

In der normativen Perspektive umfasst das Immobilienrisiko darüber hinaus das Mietertrags-
risiko aus eigenen, fremdgenutzten Immobilien.

Die Steuerung des Immobilienrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf der
Grundlage des bereitgestellten Risikolimits. Als Steuerungsgröße werden daneben geeig-
nete Frühwarnindikatoren für die eigenen Immobilien verwendet. Es wurde festgelegt, dass
Leerstand, Mietpreisrückgänge, die allgemeine Immobilienentwicklung und -bewertung, so-
wie die Bausubstanz überwacht werden.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Periodische Ermittlung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschie-
dener Szenarien mittels der IT-Anwendung GBS

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovari-
anz-Ansatzes mittels der IT-Anwendung caballito, wobei als Datenbasis für die Bench-
markzeitreihen die nach Land und Nutzungsart segmentierte IPD-Indizes mit einer
Historie seit 2001genutzt werden, die vom Index-Anbieter MSCI erstellt und durch
Property & Data Analytics GmbH bereitgestellt werden.

Immobilieninvestitionen im Eigenbestand und Immobilienfonds werden zur Diversifizierung
der Ertragsquellen eingegangen und in einem überschaubaren Umfang im Einklang mit den
Vorgaben der strategischen Asset-Allokation gehalten. Besondere Risiken sind aus den An-
lagen derzeit nicht erkennbar.

Risikokonzentrationen bestehen in der Land-Nutzungsart-Kombination �Deutschland - Woh-
nen�. Aufgrund der strategisch getätigten Anlageschwerpunkte sehen wir in diesem Segment
keinen weiteren Handlungsbedarf.
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2.3. Liquiditätsrisiken

Das Liquiditätsrisiko setzt sich aus dem gemäß der letzten Risikoinventur abgeleiteten we-
sentlichen Zahlungsunfähigkeits- und dem nicht wesentlichen Refinanzierungskostenrisiko
zusammen. Das Liquiditätsrisiko umfasst in beiden Bestandteilen auch das Marktliquiditäts-
risiko. Dieses ist das Risiko, dass aufgrund von Marktstörungen oder unzulänglicher Markt-
tiefe Finanztitel an den Finanzmärkten nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt und/oder nicht
zu fairen Preisen gehandelt werden können.

Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko stellt die Gefahr dar, Zahlungsverpflichtungen nicht in voller
Höhe oder nicht fristgerecht nachzukommen.

Das Refinanzierungskostenrisiko bildet die Gefahr ab, dass die Refinanzierungskosten über
der in der Planung angesetzten Höhe liegen. Dies kann auf der Schwankung des institutsei-
genen Spreads (in der normativen Perspektive) sowie aus der Veränderung der Refinanzie-
rungsstruktur beruhen. Die Berechnung des Refinanzierungskostenrisikos in der ökonomi-
schen Perspektive basiert auf dem Liquiditätsbarwert. Dieser wird mit der von der SR entwi-
ckelten IT-Anwendung RKR über einen Varianz-Kovarianz-Ansatz ermittelt und geht in die
vierteljährliche Ermittlung des Risikodeckungspotenzials ein. Im Rahmen der letzten Risi-
koinventur wurde das Refinanzierungsrisiko als unwesentliches Risiko eingestuft.

Die Steuerung des Liquiditätsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf der
Grundlage von Liquiditätskennzahlen. Als Steuerungsgröße wird daneben das Risikomaß ei-
nes Überlebenshorizonts (Survival Period) verwendet. Bei der Ermittlung der Überlebenspe-
riode werden die Auswirkungen erwarteter Mittelzu- und/oder -abflüsse für drei Stressszena-
rien, welche institutseigene oder marktweite Auswirkungen bzw. eine Kombination aus die-
sen Faktoren auf die Überlebensperiode simuliert. Es wurde festgelegt, dass im Szenario
�kombinierter Stress� der Überlebenshorizont mindestens 180 Tage betragen soll. Der zum
31. Dezember 2025 ermittelte Überlebenshorizont der Sparkasse beträgt 1.826 Tage.

Daneben wurde festgelegt, dass die aufsichtlichen Liquiditätskennzahlen LCR und NSFR dau-
erhaft die festgelegten Schwellwerte nicht unterschreiten sollen. Die LCR und die NSFR lagen
im Jahr 2025 stets über dem definierten Schwellenwert von 160,0 % bzw. 110,0 % und damit
oberhalb der aufsichtlichen Mindestquoten.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Regelmäßige Ermittlung und Überwachung der LCR und der NSFR
- Regelmäßige szenariospezifische Ermittlung des Überlebenshorizontes (der Survival

Period z.B. durch höhere Wertabschläge bei Wertpapieren und deutlich stärkere Ab-
flüsse der Kundeneinlagen) und Festlegung eines Risikoappetits

- Diversifikation der Vermögens- und Kapitalstruktur
- Regelmäßige Erstellung von Liquiditätsübersichten auf Basis einer hausinternen Li-

quiditätsplanung, in der die erwarteten Mittelzuflüsse den erwarteten Mittelabflüssen
gegenübergestellt werden

- Tägliche Disposition der laufenden Konten zur Früherkennung von möglichen Liquidi-
tätsüber- oder -unterdeckungen inkl. der Liquiditätsbevorratung für Instant Payment

- Berücksichtigung des Liquiditätsverbunds in der Sparkassenorganisation
- Definition eines sich abzeichnenden Liquiditätsengpasses sowie eines Notfallplans
- Erstellung einer Refinanzierungsplanung (inkl. eines adversen Szenarios) und Analyse

der Refinanzierungsstruktur
- Regelmäßige Überwachung der Refinanzierungskonzentration zur Ermittlung und Be-

grenzung des Anteils einzelner Kontrahenten an der Gesamtrefinanzierung
- Verwendung einer vierteljährlichen Liquiditätsliste zum Überblick der bei möglichen

Liquiditätsengpässen zur Verfügung stehenden Mittel und Quellen
- Vierteljährliche Berichterstattung über die Ergebnisse des kombinierten Stressszena-

rios (instituts- und marktspezifisch) gemäß ILAAP und dessen Gegenüberstellung zu
den Schwellenwerten sowie die Aufstellungen der Liquiditätsübersichten

- Jährlicher Bericht zur Analyse der Ergebnisse der verrechneten Liquiditätsbeiträge.
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Unplanmäßige Entwicklungen, wie z. B. vorzeitige Kündigungen sowie Zahlungsunfähigkeit
von Geschäftspartnern, werden dadurch berücksichtigt, dass im Rahmen der Stressszenarien
sowohl ein Abfluss von Kundeneinlagen als auch eine erhöhte Inanspruchnahme offener Kre-
ditlinien simuliert wird.

Konzentrationen bei den Liquiditätsrisiken bestehen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht.

Sofern Steuerungsmaßnahmen aufgrund von Liquiditätsengpässen ergriffen werden, erfolgt
neben einer kritischen Würdigung der Wechselwirkungen auf weitere Risiken auch die Be-
rücksichtigung der Ergebniseffekte auf die Ertragsvorschau der Sparkasse.

Breit gestreute Kundeneinlagen stellen die wesentliche Finanzierungsquelle der Sparkasse
Gotha dar. Eigenhandelsaktivitäten wurden (mit einer Ausnahme) an von der ESMA (European
Securities and Markets Authority) als inaktiv eingestuften Märkten vorgenommen.

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Berichtszeitraum jederzeit gegeben. Die Liquidi-
tätskennzahlen lagen stets oberhalb aufsichtlichen Anforderungen. Es war ausreichend Li-
quidität vorhanden.

2.4. Operationelle Risiken

Operationelle Risiken werden als die Gefahr von Schäden definiert, die infolge der Unange-
messenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Mitarbeitern, der Infrastruktur oder
infolge externer Einflüsse eintreten. Sie resultieren aus dem täglichen Handeln und sind dem-
zufolge Bestandteil der Prozesse. Die zunehmende Komplexität des Bankgeschäftes, insbe-
sondere der Produkte und Abläufe, beeinflusst diese Risikoart.

Die Steuerung der operationellen Risiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie auf
der Grundlage des bereitgestellten Risikolimits. Als Steuerungsgröße wird daneben ein prog-
nostizierter Erwartungswert in der periodischen Ertragsvorschau verwendet und den tatsäch-
lich aufgelaufenen Schadensfällen gegenübergestellt. Es werden OpRisk-Szenarien zur Erhe-
bung von ex-ante-Daten genutzt sowie eine Schadensfalldatenbank zur Erhebung von ex-
post-Daten eingesetzt. Zum Umgang der ermittelten operationellen Risiken nutzt die Spar-
kasse die Handlungsalternativen Risikoakzeptanz, -reduzierung und -transfer. Den operatio-
nellen Risiken wird u. a. auch im Rahmen der Gestaltung und Überwachung von Prozessen
durch Kontrollmechanismen und Dokumentationen in Form von schriftlich fixierten Aufbau-
und Ablaufregelungen, qualifiziertem Personal, ständiger Weiterentwicklung der Methoden
und Verbesserung der technischen Abläufe sowie durch Vorsorgemaßnahmen, Notfallkon-
zepte und den Abschluss von Versicherungen Rechnung getragen.

Die Sparkasse nutzt zur Messung der operationellen Risiken in der ökonomischen Perspek-
tive das von der SR bereitgestellte OpRisk-Schätzverfahren. Die Methodik des OpRisk-Schätz-
verfahrens beinhaltet, dass die Sparkasse zunächst basierend auf ihrer eigenen Verlusthisto-
rie den Median ihrer Gesamtjahresverlustverteilung schätzt. Dieser Median wird zusätzlich
mit dem Median des OpRisk-Pools für Schadensfälle adjustiert. Der erwartete periodische
Verlust für ein Jahr dient als Ausgangsbasis für die Berechnung des erwarteten barwertigen
Verlustes, bei der weitere Faktoren (z. B. Bestandsgeschäftsfaktor, Nachlauffrist) berücksich-
tigt werden.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- jährliche Schätzung von operationellen Risiken auf Basis der szenariobezogenen
Schätzung von risikorelevanten Verlustpotenzialen aus der IT-Anwendung �OpRisk-
Szenarien" und jährliche Berichterstattung über die Ursachen

- systematische Sammlung und Analyse eingetretener Schadensfälle in einer Schadens-
falldatenbank und vierteljährliche Berichterstattung über Art und Umfang der Schäden

- Periodische Steuerung und normative Perspektive: Abbildung im Plan- und adversen
Szenario, bei der die erwarteten Schadensfälle im Planszenario berücksichtigt werden



645 1 25 Seite 31

und �adverse Faktoren� auf Basis des OpRisk-Pools �Schadensfälle der SR� zu einer
deutlichen Erhöhung der Schäden im adversen Szenario führen

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis IT-Anwendung
�OpRisk-Schätzverfahren�

- Erstellung von Notfallplänen, insbesondere im Bereich der IT
- Ermittlung möglicher Schadenspotentiale aus Auslagerungen, Prozessen und dem

IKT-Betrieb über eigenständige Risikoanalysen
- Teilnahme am �Datenpooling� für Schadensfälle zur Ergebnisvalidierung, Vergleich

mit anderen Sparkassen, sowie der Szenarioableitung
- gesonderte Meldung bei Eintritt von wesentlichen Schäden.

Der Abgleich der eingetretenen Schadensfälle mit dem erwarteten Schadenspotenzial wird
vierteljährlich im Rahmen der Auswertung der �Schadensfalldatenbank� vorgenommen. Da-
bei lag nach Abzug von Versicherungsleistungen bzw. sonstigen quantifizierbaren Minderun-
gen der Nettoschaden im Jahr 2025 mit 43 TEUR unterhalb des prognostizierten Erwartungs-
wertes.

Konzentrationen bei den operationellen Risiken bestehen zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht.

Aufgrund der ausschließlichen Nutzung von IT-Anwendungen des Sparkassenverbunds bzw.
der S-Rating und Risikosysteme GmbH bestehen hohe Abhängigkeiten im Falle eines Ausfalls
der IT. Durch Vereinbarungen mit dem externen Rechenzentrum und differenzierte Notfall-
konzepte/-pläne werden Betriebsrisiken aus dem IT-Bereich sowie aus Organisations- und
Bearbeitungsfehlern gemindert. Hierbei soll auch die Fortführung der Geschäftstätigkeit im
Wesentlichen sichergestellt werden. Unterschiedliche Berechtigungssysteme sowie die In-
formationsklassifizierung von Daten ermöglichen den Schutz vertraulicher Informationen vor
unberechtigten Zugriffen. Zur Begrenzung von Rechtsrisiken werden vorrangig standardi-
sierte Verträge bzw. Rahmenverträge sowie geprüfte Vertragsmuster genutzt. Etwaige Ein-
zelfallprüfungen erfolgen durch eine interne Rechtsstelle. Potenzielle Schäden sind � soweit
möglich und unter Beachtung betriebswirtschaftlicher Notwendigkeit � versichert.

2.5. Beteiligungsrisiken

Das Beteiligungsrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes durch eine negative Wertänderung
einer Beteiligung.

Die Steuerung des Beteiligungsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie im
Rahmen des Beteiligungsmanagements. Je nach Beteiligungsart wird nach dem Risiko aus
strategischen Beteiligungen, Funktionsbeteiligungen und Kapitalbeteiligungen unterschie-
den. Unser Beteiligungsportfolio beschränkt sich derzeit auf Verbundbeteiligungen, nach un-
serer strategischen Ausrichtung ist grundsätzlich keine Ausweitung des Beteiligungsportfo-
lios geplant.

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente:

- Rückgriff auf das Beteiligungscontrolling des Sparkassen- und Giroverbands Hessen-
Thüringen für die Verbundbeteiligungen, der mindestens jährlich über mögliche Aus-
schüttungs- und Abschreibungsrisiken informiert

- In der normativen Perspektive wird die Auswirkung auf aufsichtliche Quoten durch Be-
teiligungen berücksichtigt.

- Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis einer Szenarioana-
lyse

- Regelmäßige Auswertung und Beurteilung der Jahresabschlüsse der Beteiligungsun-
ternehmen

- Regelmäßige qualitative Beurteilung der Unternehmensentwicklung, der strategischen
Ausrichtung sowie der Marktstellung des jeweiligen Beteiligungsunternehmens
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- Die Risikomessung für strategische Beteiligungen erfolgt auf Grundlage von Risiko-
kennzahlen, die aus einem Vergleichsindex für in Euro notierte Nachranganleihen aus
dem Finanzsektor und Aktien europäischer Unternehmen des Finanzsektors abgeleitet
werden.

Für die Risikoermittlung setzt die Sparkasse folgende Parameter ein:

- SR-Parameter für Verbundbeteiligungen (Mischungsindex 80 % �iBoxx Euro Financials
Subordinated Total Return� für europäische Nachranganleihen und 20 % �EURO STOXX
Financials Euro - Total Return� für europäische Aktien).

Wertansätze für Beteiligungsinstrumente zum 31. Dezember 2025:

Gruppen von

Beteiligungsinstrumenten

Buchwert

TEUR
Strategische Beteiligungen 13.240
Funktionsbeteiligungen 0
Kapitalbeteiligungen 0

Risikokonzentrationen bestehen im Beteiligungsportfolio nach Würdigung unserer Verbund-
beteiligungen nicht.

3. Gesamtbeurteilung der Risikolage

Die Risiken der Sparkasse waren im Jahr 2025 stets mit ausreichend Risikodeckungspoten-
zial unterlegt (ökonomische Perspektive). Im Jahr 2025 bewegten sich die Risiken innerhalb
der vom Vorstand vorgegebenen Limite. Unterjährige Limitanpassungen ergaben sich auf
Grund von Umschichtungen innerhalb der Wertpapier-Spezialfonds, welche durch Reduzie-
rung von Kassepositionen zugunsten risikobehafteterer Anlageklassen und Laufzeitverlän-
gerungen mit höheren Marktpreisrisiken einhergingen, und die Änderung der Wesentlich-
keitseinstufung von Immobilien- bzw. Beteiligungsrisiken im Rahmen einer anlassbezoge-
nen Risikoinventur. Das Risikotragfähigkeitslimit war am Bilanzstichtag mit 63,9 % ausge-
lastet. Die durchgeführten Stresstests zeigen, dass auch außergewöhnliche Ereignisse durch
das vorhandene Risikodeckungspotenzial abgedeckt werden können.

Die Mindestanforderungen an die Einhaltung aufsichtlicher Kenngrößen der normativen Per-
spektive der Risikotragfähigkeit wurden sowohl im Planszenario als auch unter der Berück-
sichtigung adverser Entwicklungen erfüllt. Demnach ist die Risikotragfähigkeit derzeit gege-
ben.

Bestandsgefährdende oder entwicklungsbeeinträchtigende Risiken sind nicht erkennbar. Ri-
siken der künftigen Entwicklung bestehen durch die zunehmenden regulatorischen Anforde-
rungen, in starken Zinsanstiegen (u. a. Drohverlustrückstellung gemäß IDW RS BFA 3), in ei-
ner Verschärfung der globalen Konfliktherde, im Fall einer sich weiter eintrübenden Konjunk-
tur, denen wir jedoch durch eine sorgfältige Produktauswahl bei den Eigenanlagen und der
Ertragsoptimierung zur Stärkung unserer Reserven begegnen. Auf Grundlage der durchge-
führten Kapitalplanung ist auch im Hinblick auf die steigenden Eigenkapitalanforderungen
mittelfristig mit keiner Einengung der Risikotragfähigkeit zu rechnen.

Insgesamt beurteilen wir unsere Risikolage als vertretbar und schätzen unter Berücksichti-
gung unserer Eigenmittelausstattung diese als beherrschbar ein.
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Die Folgen des Nahost-Kriegs auf die Kapitalmärkte und die Kreditnehmer der Sparkasse kön-
nen zu einer Veränderung der Risikolage der Sparkasse im Jahr 2026 führen. Temporär be-
obachtbare Zinsanstiege führten im ersten Quartal 2026 zu zeitweisen Überschreitungen un-
seres Frühwarnindikators �handelsrechtliches Verlustrisiko�. Wir haben keine Kredite an die
Vereinigten Staaten von Amerika (USA), den Staat Israel und die Islamische Republik Iran
(Iran) sowie an andere Länder der Region bzw. an Kreditinstitute und Unternehmen mit Sitz
in diesen Ländern im Bestand. Daneben liegen uns keine Erkenntnisse vor, dass sich die Ad-
ressenrisiken der Sparkasse aufgrund von Kreditgewährungen an Kreditinstitute und Kun-
den, die in diesen Ländern besonders engagiert sind, erhöht haben. Das gesamte Kreditvo-
lumen nach § 19 Abs. 1 KWG an Kunden mit Sitz in diesen Ländern beschränkt sich auf 2 TEUR.
Insgesamt schätzen wir ein, dass die Auswirkungen des Nahost-Krieges im Rahmen unserer
Risikotragfähigkeit abgedeckt werden können.

D. Prognosebericht

Die nachfolgenden Aussagen spiegeln die Prognose der wirtschaftlichen Rahmendaten zum
Zeitpunkt unserer Planungs- bzw. Prognoserechnung, d. h. vor Beginn des Nahost-Kriegs wi-
der. Die Prognosegüte kann durch die Auswirkungen des Kriegs beeinflusst werden.

Die Prognose spiegelt ein Bild der Erwartungen des Geschäftsverlaufs wider. Durch innere
und äußere Einflüsse sowie aktive Steuerungsentscheidungen kann das tatsächliche Ergeb-
nis deutlich von der Prognose abweichen. Die Sparkasse verfügt jedoch gemäß § 25a KWG
über entsprechende Instrumente zur Erkennung, Analyse, Steuerung und Überwachung die-
ser Entwicklungen. Hierzu verweisen wir auf die Ausführungen im Abschnitt C.2. der Risiko-
berichterstattung.

Die Beurteilung unseres künftigen Geschäftsverlaufs beruht auf unseren Erwartungen
und zum Jahresbeginn 2026 getroffenen Annahmen, die durch unsere operative Planung, un-
sere mittelfristige Ergebnisplanung sowie die wirtschaftlichen Perspektiven - speziell im Ge-
schäftsgebiet der Sparkasse - gestützt wird.

Die für die weitere Entwicklung der Sparkasse relevanten wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen lassen für das Jahr 2026 derzeit nicht erkennen, dass sich die Geschäftsentwicklung
deutlich abschwächt. Das im vergangenen Jahr zaghaft in Schwung gekommene Wirtschafts-
wachstum in Deutschland wird im laufenden Jahr etwas stärker zunehmen.

Aus den internationalen Rahmenbedingungen entspringen auch 2026 wieder zahlreiche Ri-
siken. Geostrategische Konflikte sind nicht gelöst und Kriege werden vorerst fortgeführt. Von
der Trump-Administration in den USA drohen weiterhin handelspolitische Auseinanderset-
zungen, auch die Angriffe der USA auf Venezuela sowie Trumps Begehrlichkeiten hinsichtlich
Grönlands sorgen für Unsicherheiten. Auch in Deutschland wird mit Spannung auf weitere
Reformen gewartet, die die wirtschaftliche Entwicklung vorantreiben sollen.

Die �Gemeinsame Prognose� von zehn Chefvolkswirten der Sparkassen-Finanzgruppe geht
für 2026 von einer Wachstumsrate von 1,0 % für die deutsche Wirtschaft aus. Die Erwartun-
gen gehen auch dahin, dass Zuwächse stärker erst in der zweiten Jahreshälfte einsetzen wer-
den.

Allerdings hat die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie in den letzten Jahren so
deutlich gelitten, dass sie auch in den kommenden Jahren nicht so schnell wiederhergestellt
werden kann. Die �Gemeinsame Prognose� geht 2026 von nur stagnierenden Exporten und
erst 2027 leichten Zuwächsen aus. Bei gleichzeitig deutlich steigenden Importen bleibt der
Außenhandel somit eine rechnerische Belastung für das BIP.

Der private Konsum dürfte das Wachstum dagegen 2026 mit einer dem BIP vergleichbaren
Rate begleiten. Die Sparquote erwarten die Chefvolkswirte in etwa konstant. Steigende
Staatsausgaben und sich etwas erholende Investitionen dürften die Haupttreiber des Wachs-
tums 2026 sein.
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Mit einem prognostizierten 3,7 % des BIP ausmachenden staatlichen Finanzierungsdefizit
würde Deutschland 2026 und in ähnlicher Höhe wohl auch 2027 die Maastricht-Kriterien ver-
letzen. Die nationalen Regeln der Schuldenbremse sind zwar verändert worden bzw. werden
mit den Sondervermögensfonds umgangen. Die europäischen Regeln, wenngleich ebenfalls
in der Diskussion und in den letzten Jahrzehnten nicht konsequent durchgesetzt, sind modi-
fiziert aber weiterhin in Kraft. Hieran muss jetzt weiter gearbeitet werden, dass die nationalen
und die europäischen Verschuldungsregeln wieder stärker im Einklang miteinander stehen.

Der Wachstumsverlauf 2026 dürfte den Prognosen nach immerhin genügen, um den deut-
schen Arbeitsmarkt stabil zu halten. Es ist von einem Einpendeln der Erwerbstätigenzahl um
die 46-Millionen-Marke auszugehen. Die Arbeitslosenquote (in der Definition der Bunde-
sagentur für Arbeit) sollte dann weiterhin bei etwa 6,3 % liegen.

Eine gute Nachricht in fast allen derzeit gehandelten Prognosen ist, dass die Preisentwick-
lung nach dem inflationären Ausbruch 2022 und 2023 unter Kontrolle gebracht zu sein
scheint. Auch im Prognosezeitraum ab 2026 dürften die Jahresraten für die Verbraucher-
preise sowohl in Deutschland als auch im Euroraum nur knapp über der Zielmarke bei zwei
Prozent liegen und das sowohl in der Abgrenzung der �Headline�-Inflation für den gesamten
gewichteten Warenkorb als auch für die Kernrate unter Auskoppelung von Lebensmittel- und
Energiepreisen. Die Sonderentwicklungen bei letzten in den vergangenen Jahren scheinen
inzwischen in einem neuen Gleichgewicht ausgependelt zu sein.

Bei einer solchen Entwicklung wie skizziert mit intaktem Wachstum im Euroraum und einer
nahe der Zielmarke liegenden Inflationsrate besteht für die Europäische Zentralbank wenig
Anlass für eine Änderung ihrer Geldpolitik. Wir gehen deshalb von einer Seitwärtsbewegung
der Leitzinsen auf dem Anfang 2026 erreichten Niveau aus.

Thüringens Wirtschaftsministerin Colette Boos-John rechnet 2026 mit einem verhaltenen
Wirtschaftswachstum im Freistaat von etwa einem Prozent. Thüringen werde damit nach der
Prognose etwa im Bundestrend liegen, erklärte die Ministerin in Erfurt. Mit Hochdruck müsse
an der wirtschaftspolitischen Modernisierung Deutschlands gearbeitet werden, verlangte sie.
Für Thüringen kündigte Boos-John weitere Schritte beim Bürokratieabbau, einfachere För-
derregeln, die Modernisierung der wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie ein besseres
Standortmarketing an. Eine gewisse Zuversicht für die deutsche Wirtschaftsentwicklung
schöpfe sie daraus, dass eine Reihe von Konjunkturmaßnahmen der Bundesregierung 2026
greifen sollen. Dazu zählte sie Investitionen in Infrastruktur und Verteidigung, verbesserte
Abschreibungsregeln und eine höhere Forschungszulage für Unternehmen sowie die Sen-
kung der Stromsteuer oder den geplanten Industriestrompreis für energieintensive Unter-
nehmen.

Für den Landkreis Gotha erwarten wir ähnliche Wachstumsaussichten wie für Deutschland
und Thüringen. Die wirtschaftliche Erholung bleibt in erhöhtem Maß anfällig für Schocks auf-
grund unerwarteter Ereignisse. Die relativ robuste Entwicklung der vergangenen Jahre am
Arbeitsmarkt wird sich voraussichtlich weiter fortsetzen. Dies sollte sich insgesamt positiv
auf die Geschäfte der Sparkasse auswirken.

Angesichts der zufriedenstellenden Konjunkturaussichten im Landkreis Gotha und trotz der
Herausforderungen, die sich aufgrund der weltweiten politischen Konflikte, der innerpoliti-
schen und konjunkturellen Unsicherheiten usw. für die regional tätigen Kreditinstitute erge-
ben, erwartet der Vorstand für 2026 eine zufriedenstellende Geschäftsentwicklung.

Der Vorstand erwartet für das Jahr 2026 eine leicht höhere Durchschnittsbilanzsumme als im
Jahr 2025. Die positive Entwicklung im Kundenkreditgeschäft sollte sich 2026 aufgrund der
konjunkturellen Unsicherheiten und bei nur leicht ansteigenden Finanzierungskonditionen
nicht in dem Umfang wie 2025 fortsetzen, sodass wir - ausgehend vom Jahresendbestand -
mit einem merklichen Rückgang rechnen. Kommunale Darlehen und Investitionskredite sind
im letzten Quartal des Berichtsjahres entgegen unserer Erwartungen deutlich angestiegen,
sodass wir hier wieder einen Rückgang erwarten. Im Bereich der privaten Baufinanzierungen
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planen wir einen sichtbaren Anstieg der Bestände. Aufgrund der Vermittlung von Privatkre-
diten an die S-Kreditpartner GmbH gehen wir planmäßig von einem weitgehend gleichblei-
benden Bestand bei Privatkrediten aus. In einem pessimistischen Szenario sehen wir einen
deutlichen Rückgang der Nachfrage von Krediten aufgrund einer Lähmung der Investitions-
tätigkeiten durch die weiter wachsende Unsicherheit über die zukünftige wirtschaftliche Ent-
wicklung. Zudem werden Kundeneinlagen - mit Ausnahme von Sparbriefen - nicht angelegt
bzw. nutzen die Kunden ihre Spareinlagen zur Erhaltung des Lebensstandards. Im optimisti-
schen Szenario wird das Kundenkreditgeschäft wachsen, die Kundeneinlagen werden hinge-
gen von Mittelabflüssen bestimmt.

Die konjunkturelle Unsicherheit und deren Einfluss auf das Konsumverhalten sowie die Zins-
entwicklung werden für die Entwicklung der bilanziellen Kundeneinlagen weiter bestimmend
sein. In der mittelfristigen Planung gehen wir für 2026 von einem leicht geringeren Bestand
aus. Innerhalb der Passiva werden Umschichtungen von Spareinlagen und Sichteinlagen zu
festverzinslichen Produkten wie bspw. Sparbriefen nicht erwartet. Bei Spareinlagen, die mit
Ratensparverträgen verbunden sind, werden sich aufgrund der laufenden Einzahlungen und
Prämienzahlungen die Bestände leicht erhöhen. Auch weiterhin werden Gelder bewusst zu
unseren Verbundpartnern abfließen.

Aus Kundensicht wird der optimalen Vermögensaufteilung wie bisher eine wichtige Rolle zu-
kommen. Im Rahmen unseres ganzheitlichen Beratungsansatzes erwarten wir dabei unter
Rentabilitätsgesichtspunkten auch weiterhin in größerem Umfang Verschiebungen von Geld-
vermögen durch unsere Kunden in außerbilanzielle Wertpapier- und Fondsanlagen sowie
Versicherungs- und Bausparprodukte unserer Verbundpartner und damit einen leichten An-
stieg des Provisionsüberschusses. Gleichzeitig ergeben sich aus unserer ganzheitlichen kun-
denorientierten Beratung Chancen, die Kundenbindung zu stärken. Die Ausweitung liegt ins-
besondere in den geplanten spürbar höheren Erträgen aus dem Wertpapiergeschäft begrün-
det. Bei den weiteren Provisionserträgen gehen wir von einer nahezu unveränderten Entwick-
lung aus.

Die Bestände im Eigengeschäft mit Wertpapieren werden merklich ansteigen, da geplant ist,
fällige Schuldscheindarlehen sowie Teile überschüssiger Liquidität im Wertpapierbereich,
vorwiegend in Bankschuldverschreibungen und öffentlichen Anleihen, anzulegen. Ergeben
sich Chancen an den Kapitalmärkten, kann dem durch eine Übergewichtung zur Benchmark
in den einzelnen Anlageklassen angemessen Rechnung getragen werden. Dies ist die Chance,
den Zinsüberschuss über die Erwartungen hinaus zu steigern. Eine Ausweitung des Chancen-
/Risikoprofils in Zusammenhang mit einer Anlage in risikoreicheren Anlageklassen ist be-
grenzt vorgesehen.

Bei der Prognose zur Ertragslage stellt die Sparkasse auf die Betriebsvergleichssystematik
ab.

Der Vorstand der Kreissparkasse Gotha erwartet, dass im Jahresverlauf die Zinssätze im kurz-
fristigen Bereich nahezu unverändert bleiben, da seitens der EZB für 2026 keine Leitzinsän-
derungen prognostiziert werden. In den mittleren und langen Laufzeitbändern werden die
Zinsen leicht ansteigen, sodass die Zinskurve minimal steiler wird. Im Folgejahr wird in allen
Laufzeitbändern mit minimalen Zinssteigerungen gerechnet. Für das Jahr 2026 rechnen wir
bedingt durch die Marktzinssituation und dem weiteren Ablauf von längerfristigen Zinsbin-
dungen im Aktivgeschäft sowie den zum Teil höheren Zinskupons für die Eigenanlagen mit
einem deutlichen Anstieg des Zinsertrages. Auch der Zinsaufwand wird aufgrund der prog-
nostizierten Zinsentwicklung in Verbindung mit dem steigenden Umfang der Verpflichtungen
aus Ratensparverträgen mit vereinbarten Mindestverzinsungen deutlich höher als im Vorjahr
erwartet. Der Zinsüberschuss wird sich unter Berücksichtigung des sinkenden Ergebnisbei-
trags aus Zinssicherungsgeschäften insgesamt merklich positiv entwickeln. Chancen für wei-
tere Steigerungen des Zinsüberschusses im kommenden Jahr sehen wir unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Zinssicherungsgeschäfte bei einem leichten Zinsanstieg. Negative
Reaktionen auf den Zinsüberschuss können insbesondere durch eine Verflachung der Zins-
kurve bzw. einer Inversität der Zinsstruktur eintreten. Durch unsere Zinssicherungsgeschäfte
wird der Zinsüberschuss in geringem Maße beeinflusst. Zusätzliche Risiken können sich aus
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einer weiteren Verschärfung des Aufsichtsrechts ergeben. Hinsichtlich der Zinsänderungsri-
siken wird auf die ausführlichen Anmerkungen im Abschnitt C.2.2. der Risikoberichterstat-
tung verwiesen.

Wir sehen Chancen, wenn sich die im Rahmen unseres Strategieprozesses festgelegten Maß-
nahmen zur sukzessiven und nachhaltigen Ergebnisverbesserung sowie die vorgesehenen
weiteren Prozessstandardisierungen und -optimierungen besser als erwartet auswirken. Ri-
siken ergeben sich aus einer für unsere Kunden ungünstig verlaufenden Kapitalmarktent-
wicklung und dem daraus resultierenden Kundenverhalten sowie wenn die von uns umge-
setzten Maßnahmen nicht wie erwartet greifen und wir unsere Vertriebsziele verfehlen. Wei-
tere negative Folgen können entstehen, wenn die wirtschaftliche Entwicklung schlechter als
erwartet verläuft und damit die prognostizierten Rahmenbedingungen nicht eintreffen. So-
mit würden beispielsweise bei weiteren Zinsanstiegen die Bewertungsaufwendungen deut-
lich höher ausfallen. Durch regelmäßige Szenarioanalysen stellen wir jedoch eine frühzeitige
Reaktion auf Risiken insbesondere im Zinsergebnis sicher, die durch Abweichungen von den
erwarteten Entwicklungen entstehen.

Der Verwaltungsaufwand wird nach unserer Einschätzung im Jahr 2026 leicht unter dem Ni-
veau des Vorjahres liegen. Die Personalkosten werden zwar merklich über dem Vorjahreswert
liegen, jedoch werden die Sachkosten deutlich geringer als im Vorjahr sein. Wir verfolgen
weiterhin ein konsequentes Personal- und Prozesskostenmanagement, die Erhöhung ist je-
doch den erwarteten Tarifsteigerungen sowie einer erhöhten Mitarbeiteranzahl geschuldet.
Der Sachaufwand verringert sich deutlich, insbesondere die Aufwendungen für Dienstleistun-
gen Dritter, Sonstigen Geschäftsbedarf sowie die Aufwendungen für Geschäftsräume werden
unter dem Niveau des Vorjahres erwartet. Plankostenabweichungen in den Verwaltungsauf-
wendungen sowie unerwartete Kostensteigerungen infolge zunehmender aufsichtsrechtli-
cher Anforderungen sind mögliche Risikofaktoren. Im Rahmen des Controllings unterliegen
sämtliche Kostenentwicklungen einer laufenden Überwachung, um frühzeitig Abweichungen
von den Planwerten und etwaige Fehlentwicklungen erkennen und ungünstigen Entwicklun-
gen gegensteuern zu können.

Insgesamt planen wir unter den vorgestellten Annahmen für das Jahr 2026 mit einem Be-
triebsergebnis vor Bewertung moderat über dem Niveau des Vorjahres. Die Cost-Income-Ra-
tio wird merklich unter dem Wert des Vorjahres liegen. Beide Werte werden die gesetzten
Zielwerte erreichen.

Bedingt durch das der Planung zugrundeliegende Zinsszenario und das wirtschaftliche Um-
feld rechnen wir mit einem insgesamt deutlich unter dem Niveau des Vorjahres liegenden
Bewertungsaufwand bzw. in Summe sogar mit einem positiven Bewertungsergebnis. Der er-
wartete Bedarf an handelsrechtlicher Risikovorsorge für Kreditausfallrisiken wird nach unse-
rer Einschätzung im Vergleich zum Jahr 2025 auf einem deutlich geringeren Niveau liegen.
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie die regionale Wirtschaftsentwicklung wird
auch in diesem Jahr negative Auswirkungen auf unser Kreditportfolio haben. Der von uns ge-
plante Bewertungsaufwand im Kreditbereich wird jedoch überschaubar bleiben. Wir planen
für den Wertpapierbereich einen merklichen Zuschreibungsbedarf aufgrund der Restlaufzeit-
verkürzung der Wertpapiere. Größere Risiken bestehen bei deutlich weiter steigenden Zinsen
hinsichtlich der Bewertung der eigenen Wertpapierbestände und in einem negativen Kon-
junkturverlauf für die handelsrechtliche Kreditrisikovorsorge. Mit dem für das Jahr 2026 er-
warteten Geschäftsergebnis und trotz den geplanten handelsrechtlichen Risikovorsorgeauf-
wendungen im Kreditgeschäft ergibt sich wieder Potenzial für die Dotierung von versteuerten
Reserven. Das Betriebsergebnis nach Bewertung wird nach unseren Annahmen im Jahr 2026
deutlich höher als 2025 ausfallen. Hinsichtlich der Risiken wird auf die Ausführungen im Ab-
schnitt C.2. der Risikoberichterstattung verwiesen.

Das Gesamtergebnis wird sich nach unseren getroffenen Annahmen im Rahmen der strategi-
schen Planung deutlich verbessern. Die prognostizierte langsame Erholung der Wirtschafts-
aktivität, ist maßgeblich von der weiteren Entwicklung der weltweiten politischen Konflikte
und den Auswirkungen auf die globale Wirtschaft, insbesondere der Preisentwicklung abhän-
gig. Dadurch entstehen weitere Risiken für die Zukunft. Die politischen Rahmenbedingungen
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und daraus resultierende gesetzliche Reglementierungen werden als weitere Unsicherheits-
faktoren gesehen. Die größten Gefahren liegen jedoch mittlerweile in einem nochmals
schnell ansteigenden Zinsniveau begründet. Aktuell wird einem Risikoszenario mit einem
Zinsanstieg die größere Eintrittswahrscheinlichkeit nach dem Erwartungswertszenario ein-
geräumt. Dies würde den Zinsüberschuss positiv beeinflussen, jedoch das Bewertungsergeb-
nis Kreditgeschäft als auch das Bewertungsergebnis Wertpapiergeschäft würde ansteigen.
Die zunehmende Wettbewerbssituation birgt ebenfalls Risiken für die Zukunft. Nach den im
Rahmen des Planungsprozesses angenommenen Szenarien sind diese Risiken beherrschbar.

Die Auswirkungen des Nahost-Kriegs auf die deutsche Wirtschaft und auf die Kapitalmärkte
sind nach den bisherigen Erkenntnissen schwer abzuschätzen. Dementsprechend sind die
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse ebenfalls schwer
absehbar. In der Folge des Kriegs kann es zu erheblichen negativen Abweichungen bei den
für die bedeutsamsten Leistungsindikatoren getroffenen Prognosen kommen.

Ertragschancen sehen wir weiterhin in der zielstrebigen Fortsetzung der Ausrichtung als Ver-
triebssparkasse. Die Grundlage dafür bildet die Nähe zu unseren Kunden, die wir neben den
stationären Filialen in dem konsequenten Ausbau der weiteren Vertriebs- und Kommunikati-
onswege (Internet-Filiale, Kunden-Service-Center+, Business-Service-Center+) sehen. Wei-
tere Chancen sehen wir vor allem in einer besser als erwartet verlaufenden Konjunktur. Dies
würde zu einer wieder stärkeren Kreditnachfrage und einer weiteren Steigerung des Zins-
überschusses und somit auch zu einem höheren Betriebsergebnis vor Bewertung führen.

Durch unsere Nähe vor Ort und dem gleichzeitigen weiteren Ausbau der digitalen Vertriebs-
wege sehen wir uns weiterhin als Marktführer im Privat- und Firmenkundenmarkt. Hier wol-
len wir Qualitätsanbieter sein. Unser Ziel ist es, die Kundenzufriedenheit weiter auf dem ho-
hen Niveau zu halten. Diesem Ziel blicken wir optimistisch entgegen.

Wir erwarten hinsichtlich der Entwicklung der bedeutsamsten nichtfinanziellen Leistungsin-
dikatoren, dass wir uns den unter Ziffer A.3.1 dargestellten längerfristig angestrebten Ziel-
werten weiter annähern.

Die Sparkasse arbeitet weiter am Ausbau der Omnikanalwelt und schafft innovative Lösun-
gen, um den Erwartungen der Kunden Rechnung zu tragen. Digitalisierung und die sich damit
verändernden Rahmenbedingungen wirken mittlerweile auf den gesamten Vertriebsprozess
der Sparkasse.

Die Eigenkapitalausstattung der Sparkasse in Form der Gesamtkapitalquote ist erwartungs-
gemäß aufgrund der höheren aufsichtlichen Anforderungen gemäß Capital Requirements Re-
gulation (CRR III) in 2025 leicht zurückgegangen und wird sukzessive wieder moderat anstei-
gen; sie bildet unverändert eine solide Ausgangsbasis für die weitere Fortentwicklung der
Sparkasse. Mögliche Einflüsse auf den Geschäftsverlauf haben nach Einschätzung des Vor-
standes nur marginale Effekte auf die Finanz- und die Vermögenslage. Die Liquidity Coverage
Ratio (LCR) liegt Ende 2025 mit über 260 % deutlich über dem aufsichtsrechtlichen Zielwert
von 100 %. Wir erwarten für das Jahr 2026 zwar unterjährig Schwankungen dieser Kennzahl,
allerdings sollte sie sich immer über der strategischen Zielgröße von 160 % bewegen. Die
jederzeitige Zahlungsfähigkeit sehen wir auch zukünftig als gesichert an. Hierzu verweisen
wir auf unsere Ausführungen unter Ziffer A.2.2.

Hinsichtlich der Vermögenslage wird die kontinuierliche und nachhaltige Strategie der Vor-
jahre weitergeführt. Demnach kann auch in der Zukunft von einer geordneten und soliden
Lage der Sparkasse ausgegangen werden, um eine langfristige Unternehmenssicherung zu
gewährleisten. Im Zusammenhang mit den verschärften Eigenmittelanforderungen aus Basel
III wurden entsprechende Maßnahmen zur Einhaltung der Mindestquoten umgesetzt. Die Ge-
samtkapitalquote nach CRR ist ein Bestandteil unserer individuellen strategischen Zielkapi-
talquote. Diese wird aufgrund der guten Ausstattung mit Eigenkapital auch im Jahr 2026
deutlich überschritten werden. Die von der Sparkasse festgelegte individuelle Zielkapital-
quote liegt dabei oberhalb der aufsichtsrechtlich festgelegten SREP-Gesamtkapitalquote und
den darüber hinaus gehenden Anforderungen aus einem Kapitalerhaltungspuffer bzw. einer
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von der Aufsicht formulierten höheren Eigenmittelempfehlung. Hierzu verweisen wir auf un-
sere Ausführungen unter Ziffer A.2.3. bzw. C.1.

Die an unser Institut gerichteten, erhöhten Kapitalanforderungen werden wir nach unserer
aktuellen Kapitalplanung deutlich übererfüllen können.

Insgesamt erwartet der Vorstand der Kreissparkasse Gotha unter Berücksichtigung der im
Lagebericht dargestellten Einschätzungen und Ausblicke für das Jahr 2026 zufriedenstel-
lende Geschäftsergebnisse.

Quellen für diesen Abschnitt:
Internetseite www.insuedthueringen.de vom 01.01.2026 �Prognose � Ministerin: 2026 nicht ohne wirtschaftliche Risiken�

Gotha, im Mai 2026

-.-.-.-.-



Bericht des Verwaltungsrates 
 
Tätigkeitsbericht 
 

Der Verwaltungsrat nahm im Jahr 2025 die ihm 
aufgrund der sparkassenrechtlichen Bestimmungen 
obliegenden Aufgaben wahr.  
 
Er wurde in sieben Sitzungen über die 
Geschäftsentwicklung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Sparkasse sowie über alle wichtigen 
Angelegenheiten unterrichtet. 
 
Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht für das Jahr 
2025 vorgelegt. 
 
Die Prüfungsstelle des Sparkassen- und Giroverbandes 
Hessen-Thüringen hat die Buchführung, den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2025 geprüft und den 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 

Feststellung des 
Jahresabschlusses 
 

Der Verwaltungsrat hat von dem Prüfungsergebnis und 
den Empfehlungen des Bilanzausschusses Kenntnis 
genommen, den Jahresabschluss 2025 festgestellt, 
den Lagebericht gebilligt und dem Vorstand für das 
Geschäftsjahr 2025 Entlastung erteilt. Nach Vorlage 
dieser Unterlagen beschließt die Vertretung des 
Trägers über die Entlastung des Verwaltungsrats der 
Sparkasse. 
Der Bilanzgewinn 2025 wird in voller Höhe der 
Sicherheitsrücklage zugeführt. 
 

Gotha, 16. Juni 2026 
 

 
 

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 

Landrat Eckert 

�


